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86. Sitzung, 13. September 1950 

Am Regierungstisch: 

Ministerpräsident Altmeier, die Staatsminister Dr. Hoffmann. Dr. Süsterhenn. 
der Chef der Staatskanzlei Dr. Haberer, die ·staatssekretäre Schmidt und 
Dr. Steinlein. 
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E n t schuldig t : Die Abgeordneten Baumgärtner. Betz, Dedenbach. Gibbc1t, 
Gotthardt, Lorenz, Dr. Nowack, Röhle, Rothländer, Steffan. Stübinger, Schroedel'. 
Trapp, Volkemer, Wetzei. 
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86. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz 

am 13. September 1950 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Die 86. Sitzung des 
Laootag~ Rh~i,nland-Pfalz ist eröffnet. Naeh ein.l!gen 
Wochen der Erholung treten wir heute wieder zu 
ernsten Beratungen zusammen, und ich darf Sie herz
lich begrüßen. Ich gebe der Hoffnung Ausdruck, daß 
wir wieder mit frischen Kräften an unsere Arbeit 
gehen zum Wohl unset'es Volkes und unseres Vatet·
landes. 

Beisitzer :;:ur heutigen Sitzung sind die Abgeordneten 
Gänger und Drathen. Die Rednerliste führt der Ab
geordnete Gänger. Entschuldigt für die heutige Sitzung 
sind infolge Erkrankung oder aus dienstlichen Grün
den die Abgeordneten Röh.le, Volkemer,· Gibbcrt. 
Rothländer, Schroeder, Lorenz, Dedenbach, Trapp, 
Stübingei·, Wetzel, Baumgärtner und Betz. (Abg. Neu
mayer: Ich bitte, Herrn Abgeordneten Dr. Nowack ent
schuldigen zu wollen, er ist eben telefonisch nach Bonn 
gerufen worden.) Der Abgeordnete Dr. Nowack ist 
ebenfalls für die heutige Sitzung entschuldigt. 

Meine Damen und Herren! Der Abgeordnete Steffan 
hat einen Antt'ag gestellt folgenden Inhalts: 

.,Mit Rücksicht auf meinen angegriffenen Gesund
heitszustand haben mir die mich behandelnden Ärzte 
angeraten, jegliche Tätigkeit, insbesondere jede kör
perliche und seelische Erschütterung, zu vermeiden. 
Zur Wiederherstellung meiner Gesundheit bitte ich 
deshalb, mich auf die Dauer von 3 Monaten von mei
nen Pflichten als Abgeordnetel· zu beurlauben." 

Meine Damen und Herren! Widerspruch geg()n die 
Beurlaubung erhebt sich nicht, der Beurlaubung ist 
damit stattgegeben. 

Die Tagesordnung zur heutigen Sitzung· wurde im 
Einvernehmen mit dem Altestenrat aufgestellt. Wider
spruch gegen diie Tagesordnung . . . Der Abgeordnete 
Wohlleben. 

A b g. W o h 11 e b e n : 

Ich erhebe Widerspruch gegen die erste, zweite und 
dritte Lesung des Punktes 13, Beratung eines Landes
gesetzes über den Abschluß eines Staatsvertrages zwi
schen den Länder-n Rheinland-Pfalz. und Hessen über 
die Errichtung einer gemeinsamen Patentstt·eitkammer 
bei dem Landgericht Frankfurt/Main. Ich erkläre aus
drücklich, daß ich lediglich aus Sicherheitsg1·ünden 
hier erst einmal den Widerspruch erhoben habe. 

Präsident: 

Wir werden dann über den Einspruch bei der Be
ratung des Gegenstandes verhandeln. - Der Abgeoed
nete Feller zur Tagesordnung. 

A b g. F e 1 l e r ; 

Ich erhebe Widerspruch gegen die erste, zweite und 
dritte Lesung des Punktes 14 der Tagesordnung, die 
Beratung bzw. Aufhebung des Baulenkungsgeset:i:es. 

Präsident: 

Wir werden auch hierüber bei der Beratung des Ge
setzes abstimmen lassen. - Der Abgeordnete Dr. Zim
mer. 

Ab g. Dr. Z i m m er : 
kh da1·f im Interesse der formellen Korrektheit be

merken, daß die beiden Herren Redner sich verspro
chen haben. Gegen die erste Lesung wollten wahr
scheinlich beide Herren nicht„ einwenden. Sie können 
ja nur Einspruch erheben gegen die zweite und dritte 
Lesung - so war es doch wohl zu verstehen. meine 
Herren? 

Präsident: 
lch nehme an, daß es so zu verstehen ist und natür

lich die erste Beratung durchgeführt werden kann. Es 
ist ebenfalls der Wunsch an das Präsidium herange
tragen worden, vielleicht den einen oder anderen· 
Punkt in der Tagesordnung zu verschieben wegen der 
Abwesenheit des ein~n oder andere-n Berichterstatters. 
Ich werde das im gegeb~nen Fall dem Hause vor
tragen und die Zustimmung <!es Hauses dazu erbitten. 
Im übrigen stelle i<h fest, daß die Tagesordnung an
genommen worden ist. 

Meine Damen und Herren! Bevor wir in die Tages
ordnung eintreten, habe ich die angenehme Pflicht, 
dem Abgeordneten He-rbert Müller zur Vollendung 
seines 50. Lebcn,;jahres am heutigen Tage die herz
lichsten Glückwünsche des gesamten Hauses zu über
mitteln. (Beifall!) Der Abgeordnete Müller. 

Ab g. M ü 11 er : 
Hen Präsident! kh da.nke Ihnen sowie dem Hohen 

Hause für die Aufmerksamkeit und für die darge
brachten Glückwünsche. Da wir im Zeitalter der Hun
dertjährigen leben, so möchte ich sozusagen als Ge
genleistung den bescheidenen Wunsch t.um Au~druck 
bringen, Ihnen, Herr Präsident, einst zu Ihrem hun
dertjährigen Geburtstag meine Glückwünsche über
mitteln zu können. 

Präsident : 
Meine Damen und Herren! Der Ältestenrat hat skh 

in seiner gestrigen Sitzung auch mit der Verlegung 
des Landtages nach Mainz befaßt. Nach einigen An
laufschwierigkeiten ist aber nunmehr mit einer Bau
beschleunigung zu rechnen. Im Laufe <ler nächsten 
Woche finden in Mainz in der Frage der Baufort
führung noch ,veitere Verihandlungen statt. Dank tlem 
Entgegenkommen des Herrn Regierungspräsidenten 
von Mainz besteht aber die Möglichkeit, daß ab sofort 
die Ausschußsitzungen des Landtages in Mainz abge
halten werden können. 

Der Ältestenrat hat auf Grund dieses Sachverhalts 
beschlossen, daß zukünftig alle Ausschußsitzungen in 
Mainz, und zwar im Sitzungszimmer des Herrn Regie
rungspräsidenten von Mainz stattfinden. Inzwischen 
sind auch die Pläne des Staatlichen Bauamtes in Mainz 
für den Neubau des Landtagsgebäudes fertiggestellt 
worden. Ich habe die Pläne draußen auslegen lassen 
und bitte die Abgeordneten, sich mit diesen Plän~n 
vertraut zu mad1en. Ebenfalls besteht die Möglichkeit, 
daß auch die Presse nach Beendigung der Sitzimg die 
Pläne einsehen kann. Ich stehe den Damen und Herren 
der Presse zu Erläuterungen nach Schluß der Sitzung 
auch gern zur Verfügung. 

Meine Damen und Herren! Zunächst ist an mich 
der Wunsch herangetragen wo!'den, die Punkte 1 und 2 
der Tagesordnung bis zur morgigen Sitzung zu ver
schieben. Widerspruch dagegen erhebt sich nicht. Wir 
beginnen also mit Punkt 3 der Tagesordnung ... Ent
schuldigen Sie, der Herr Ministerpräsident hat mir 
soeben mitgeteilt, daß er beabsichtigt, im Laufe der 
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heutigen oder morgigen Tae.ung zu der Frage der 
Kabinettsänderung dem Hause eine Erklärung abzu
geben. 

Wir können jetzt mit der Beratung der Tagesord
nung beginnen, und zwar beginnen wir bei Punkt 3 
der Tagesordnung. Es liegt Ihnen hier ein Antrag des 
Xltestenra.tes vor in der Drucksache 11/1575. Dieser 
Antrag besagt, daß die Zahl der Mitglieder des Büche
reiausschusses von 7 auf 3 herabgesetzt wird . Es ist 
dies ein Antrag, der aus Zweckmäßigkeitsgründen ge
:,tellt worden ist, da eine Kommission von drei Par
lamentariern genügen würde, um den Büchereiaus
schuß wirksam zu gestalten. 

Meine Damen und He1Ten ! kh lasse zunächst, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen, über den Antrag 
II,' 1575 abstimmen. Wer dem Antrag Il/1575 seine Zu
stimmung geben will, bitte ich um Erhebung der rech
ten Hand. Die Gegenprobe? Stimmenthaltung? Der 
Antrag ist angenommen bei 4 Stimmenthaltungen der 
Kommunistischen Partei. 

Meine Damen und Herren! Im Anschluß an diese 
Abstimmung berufe ich auf Grund des § 14 in diesen 
Büchereiausschuß den Abgeordneten Hermans, den 
Abgeordneten Hertel und den Abgeordneten Wohl
leben. 

Wir kommen zum Punkt 4 der Tagesordnung: Erste 
Beratung eines Landesgesetzes zur Änderung des Lan
desgesetzes zur Ausführung des Artikels 97 Abs. 1 
Satz 1 der Verf~-sung vom 30. 7. 1947 (GVBl. 1948 
S. 2) - Drucksache 11/1566. - Der Berichterstatter ist 
der Abgeol'dnete Rörig vom Hauptausschuß. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Ab g. R ö ri g: 

Meine Damen und Herren! Ausgangspunkt der Vor
lage, über die wir uns heute zu unterhalten haben, ist 
die DruckRac.:hc !I/1412, enthaltend einen Antrag der 
Sozialdemokratischen Partei. Die sozialdemokratische 
Partei ging bei diesem Antrag davon aus, daß die 
Diäten eines Abgeordneten dazu da sind, um ihm 
seinen Lebensunterhalt :m sichern, daß es nunmehr 
aber Landtagsabr:eordnete gibt, die gleichzeitig Bun
destagiaabgeordnete sind, daß man uns den Lebens
unterhalt nicht zweimal sichern kann. Der Hauptaus
schuß hat sich mit diesem Antrag befaßt und fest
gC'stcllt, daß man nicht einfach durch eine Abstimmung 
im Landtag diesen erwünschten Zustand, die Diäten 
der Doppelmandatsinhaber zu beseitigen, beschließen 
könne, sondern daß es dazu einer Gesetzesänderung 
bedürfe. Es habl:!n dann lange Beratungen stattgefun
den, und es hat auch unsel' verehrtet· Landtagspräsi
dent persönlich einen Vorschlag zur Änderung des 
Diätengesetzes gemacht. Nach langen Beratungen ist 
man zu der jetzigen Fassung Drucksache II/1566 ge
kommen, die folgendes gegenüber dem bisherigen Zu
stand ändert: Die Diäten betrugen nach dem Diäten
gesetz 360 Mark für den Abgeordneten. Außerdem war 
aber ·nach unserer Verfassung dem Abgeordneten die 
freie Benutzung aller Nachrichtenmittel garantiert. Es 
haben sich von vornherein Schwierigkeiten ergeben, 
wie man diese freie Benutzung der Nachrichtenmittel 
realisieren könne. So hat man bis dahin stillschweigend 
unterstellt, daß die Abgeltung für die freie Benutzung 
der Nachl'ichtenmittel in den Diäten enthalten sei. 
Diesen Zustand hat man durch die neue Fassung lega
lisiert, indem nach der neuen Fassung die Diäten 
300 DM betragen und die weiteren 60 DM di~ Ab
geltung dieser freien Benutzung der Nachrichtenmittel 
darstellen. 

Nun hat man fostgestellt, daß diejenigen Landtags
abgeordneten, die gleichzeitig Bundestagsabgeordnete 
sind, dort also ihre Diäten beziehen. die 300 DM 
Diäten nicht beziehen sollen. Man hat sich aber auf 
den Standpunkt gestellt, daß die verfassungsmäßig 
garantierte freie Benutzung der Nachrichtenmittel die
sen Bundestagsabgeordneten um so weniger entzogen 
werden kann, als das Grundgesetz sie ihnen nicht 
garantiert. Aus diesem Grunde hat man die 60 DM 
zwar an sich belassen, aber sie auf die Hälfte her
untergesetzt, so daß die Doppelmandatsinhabl'l' als 
Abgeltung der freien Benutzung der Nachrichtenmittel 
nur 50 v. H. des sonst üblichen Betrages erhalten. 
Gleichzeitig sollen sie Sitzungsgelder erhalten für dit' 
tatsächlich in unserem Landtag geleistete Arbeit, d. h. 
also für die Teilnahme an Plenarsitzungen wie auch 
an Ausschußsitzungen. Das ist der wesentliche Inhalt 
der nunmehr vorliegenden Drucksache IJ11566 . 

Man hat sich im Ausschuß auch noch übet· emlge 
andere Punkte des Diätengesetzes unterhalten; ins
besondere wurde angeregt, die Frage der Anrechnung 
eines Sitzungstages bei Nichtteilnahme an nament
lichen Abstimmungen evtl. einer Revision zu unter
ziehen. Der Hauptausschuß hat sich aber mit großer 
Mehrheit für Beibehaltung des jetzigen Zustandes ent
schlossen, trotzdem er zugibt, daß dadurch gelegentlich 
Härten entstehen können. Er hat sich um so mehi· dazu 
entschlossen, als in den Verfassungen aller Länder 
diese BestimmtU1g besteht und Rheinland-Pfalz nicht 
eine Ausnahme machen möchte. 

Der Hauptausschuß schlägt also dem Hohen Hause 
vor, das Gesetz in der Fassung der Drucksachl' II 1566 
anzunehmen. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Nach der Berichterstat
tung eröffne ich die Aussprache. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung in erster 
Beratung. Wer dem Gesetz in erster Beratung seine 
Zustimmung geben will, den bitte ich, die Hand zu 
erheben. - Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zur zwei
ten Beratung. Ich rufe auf die Artikel 1 und 2, Ein
leitung und Überschrift. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich schließe die Besprechung. Wer dem Geseti. 
in zweiter Lesung seine Zustimmung geben will, den 
bitte ich um Erhebung der rechten Hand. - Ich stelle 
die einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zur dritten Beratung, Ich !'Ufe auf die 
Artikel 1 und 2, Einleitung und ÜberschrHt. Wort
meldungen liegen nicht vor. Ich schließe die Bespre
chung. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Ge
setz in dritter Lesung seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. - Ich stelle 
die einstimmige Annahme fest. 

Meine Damen und Herren. Wir kommen zum Punkt 5 
del' Tagesordnung: Berichterstattung des sozialpoli
tischen Ausschusses zur Drucksache 11/1156 - Antrag 
del' KPD betl'. Landesgesetz zum Schutz vor wh'tscllaft
llcher Vel'elendung durch Blindheit. Berichterstatter ist 
der Abgeordnete Junglas - Drucksache lI/1552. Ich 
erteile ihm das Wort. 

A b g. J u n g I a s : 

Meine Damen und Herren! Mit der Drucksache 
II/1156 hat die Kommunistische Partei am 18. August 
1949 einen Urantrag einf.ebracht, um ein Landesgesetz 
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zum Schutz vol' wirtschaftlicher Verelendung durch 
Blindheit zu schaffen. Der Sozialpolitische Ausschuß 
hatte sich in verschiedenen Sitzungen mit diesem 
menschHch durchaus berechtigten Verlangen ausein
andet-zusetzen. Der Antrag ist .gestellt worden in einem 
Zeitpunkt, als das Grundgesetz ,berei t:s arJ€enommen war 
und der Bundestag kurz vor dem Zusammentlitt stand. 
Der sozialpolitische Ausschuß hatte sich also zu über
legen, ob er L überhaupt noch in der Lage ist, dem 
Landtag <liesoo Gesetz vorzusichlagen, und 2. eine Not
wendigkeit dafür bestand. 

Die Frage, ob ein Blinder mehr als irgendein an
derer in die Verelendung und in Notlage kommen 
könnte, ist unbestritten. Der Sozialpolitische Ausschuß 
war sich darüber völlig einig, daß diejenigen Menschen, 
denen das Schicksal das Augenlicht genommen hat 
oder die blind geboren sind, sehr zu bedauern sind, 
daß sie nicht nur das Mitleid, sondern auch die Mit
hilfe aller zu gewärtigen haben. 

Bei der Durchsicht des Gesetzes selbst ergibt sich 
jedoch, daß hier nicht allein dafür gesorgt werden soll, 
daß die Blinden vor wirtschaftlicher Verelendung ge
schützt werden, sondern daß eigenHich etwas Wei
tel'es damit beantragt wird. Vor wirtschaftlicher Ver
elendung, so nimmt der Sozialpolitische Ausschuß an, 
ist eigentlich in Deutschland zur Zeit jedermann ge
schützt. Elend und Verelendung, das ist wohl der
jenige Tiefstand des menschlichen Lebenslaufes, der 
schon jenseits des Zustandes Not liegt, also - ich 
möchte sagen - zwischen Not und Tod oder zwischen 
Not und Verzweiflung. 

Der Ausschuß ist der Meinung, daß bei den der
zeitig bestehenden rechtlichen Verhältnissen der 
eigentlichen Verelendung wohl Aufschub geleistet wer
den kann. Wir sind aber auch der Meinung, daß auf 
der anderen Seite den Blinden eine besondere Für
sorge zuteil werden könnte. Diese besondere Fürsorge 
könnte geschaffen werden dadurch, daß man in der 
Fürsorgepflichtverordnung eine Verbesserung fü1· 
Blinde, eine Erhöhung des Lebensstandards für Blinde 
besorgt. Bisher ist in unserem Lande bekanntlich die 
allgemeine Fürsorge eingeführt. Der Zustand der 
früher bestandenen sogenannten gehobenen Fürsorge 
ist nicht mehr vorhanden. Es bleibt die J:o'rage offen, 
ob eine solche Empfehlung notwendig ist. 

Das Land Rheinland-Pfalz - der Landtag also - ist 
nicht in der Lage, eine Änderung der allgemeinen Für
sorgerichtlinien zu beschließen. Auf der anderen Seite 
allerdings verlangt das beantragte Gesetz - und das ist 
wohl die entscheidende Frage, die dort zum Ausdruck 
kommt -, daß den Blinden, auch den Zivilblinden, der 
rechtliche Anspruch auf eine Rente zuerkannt wird, 
und zwar auf eine Rente in der Höhe der Versorgungs
rente der Kriegsopfer. Auch e<ine solche gesetzliche For
derung kann vom Landtag Rheinland-Pfalz nicht mehr 
beschlossen werdim. 

Der Ausschuß kam deswegen schon am 12. Februar 
dieses Jahres zu dem Entschluß, anzuerkennen, da(l 
den Blinden in irgendeiner Form geholfen werden 
muß und auch dem Landtag dieses mitzuteilen; er war 
jedoch der Auffassung. daß der Landtag in gesetz
geberische!' Hinsicht fü r diese Fälle sowohl hinsicht
lich der Verbesserung der Fürsorgepflichtverordnung 
als auch der Schaffung eines Gesetzes, welches die 
Blinden in die Reihe der . versorgungsberechtigten 
Kriegsteilnehmer einreiht, nicht mehr zuständig ist. 
Darüber hinaus hat sich aber der Sozialpolitische Aus
schuß Gedanken gemacht, festzustellen, ob nun wirk
lich in unserem Land die Verhältnisse der Blinden 

Veranlassung geben zu einem Eins,.:hreiten. Es könnte 
ja sein. daß tatsächlich Blinde vernachlässigt und ihrem 
Schicksal überlassen sind, daß niemand für sie sorgt, 
kurz, daß durch das, was d.as Gesetz verhüten wiH, sie 
der Verelendung entgegengehen. Wir haben deshalb 
am 14. 3. vom Sozialministel'ium zu erfahren ge
v,Jii.nscht 

1. die Gesamtzahl der· im Lande vorhandenen Blinden. 
2. Kriegsblinde mit Kriegsversorgungsanspruch, 
3. ·in At·bc!t befindliche Blinde. die sich ihren Lebens-

unterhalt selb:;t verdienen können. 
4. in Blindenschulen untergebrad1te und .Jugendliche. 
5, in Anstaltsverwahrung untergebrachte. 
6 . solctit<>. die skh in der allgemeinen Für~orge befinde!°\. 
7. so1dw, die sich im Familienverband befinden, und 
8. solch~, die übel'haupt keine Hilfe mehr haben. 

Auf diese achie Gruppe wollten wir besonderen Wert 
legen, weil wir ann~hmen mußten, daß möglicherweise 
dort der Zustand eingetreten wäre oder eintreten 
könnte,. in dem besonders geholfen werden muß. 

In der letzten Sitzung des Sozialpolitischen Ausschus
ses lagen diese Zahlen vor. Ich glaube, es ist für Sie von 
Interesse , die Zahlen zu erfahren. Im Lande Rheinland
Pfalz leben insgesamt 15til Blinde. Das sind 0,18 v. H., 
was bösagt, daß, wo jeweils 180<) Menschen sind. ein 
Blinder dabei ist. Von diesen 156! Blinden sind 424. 
also etwa ', ,, Kriegsblinde, die auf Grund der Kriegs
opfervet"Sorgungsgesetze Rente beziehen. 195 Blinde 
sind auf Gl'und einer genossenen Ausbildung heute in 
der Lage, du rch eigene Arbeit ihren Lebensunterhalt zu 
erwc.•rbcn. 121 Blinde sind jugendlich und. soweit sie 
schulpflichtig sind. in der Schulausbildung in Blinden
:::chulen. in denen bekanntlich nac-h der allgemeinen 
Schulausbildung auch eine Berufsausbildung erfolgt. 
81 Blinde befinden sich ir, Altersheimen. 289 Blinde be
finden sich in der lil.llgemeinen Fürsorge: 392 Blinde be
finden sich noch in der Fürsorge und Betl'euung ihrer 
Familien. 31 Blinde sind ohne Hilfe. Es ist leider nicht 
eindeutig festgestellt worden. was dieser Begriff „ohne 
Hilfe" in jedem einzelnen Fal1e besagen soll. Vermut
lich sind es solche. die als Ledige in keinem Familien
verband mehr leben. die also auf sich selbst gestellt 
sind. 

Es bleibt für uns als Ausschuß noch übrig. das Sozial
ministerium zu bitten, doch auch noch feststellen zu 
wollen. wie sich diese Gruppe zusammensetzt . Das 
wären namlid1 solche, denen man evtl. jetzt schon, ganz 
gleich, was im ubrigen geschieht, nachgehen sollte. 

N1tch die;;er Aufstellung wären etwa 740 Blinde all
gemein ver"orgt: der Rest von 942 unterliegt entweder 
der Füt'sorge der Öffentlichkeit oder der Fürsorge in der 
Famllie bzw. 31 sind nicht verso t·gt . 

Der Sozialpolitische Ausschuß hat alle diese Dinge 
genauesten:; ~tudiert. Er hat festgestellt, daß nach den 
be5etehenden Fürsorgerichtsätzen. nach den bestehenden 
Gi:'~etzen über die allgemeine Fürsorge der Verelendung 
zwar Einhalt geboten ist. er ist aber der Meinung. daß 
für die Blinden. soweit sie nicht durch die allgemeine 
Versorgung oder sonst durch eigene Arbeit versorgt 
sind. etwas Weiteres getan wt'rde,n ~oll. Der Ausschuß 
steilt weiterhin fest. daß er dem Landtag nicht empfeh
len kann. weil dazu die gesetzliche Handhabe fehlt, 
seinerseits die Fürsorgepflichtverordnung zu ändern; 
andererseits kann er auch nicht empfehl('n , da~ hier vor
liegende Gesetz zur Annahme zu bringen, weil dazu die 
rechtlichen Voraussetzungen fehlen. Der Ausschuß kam 
daher nach eingehender Aussprache zu dem Ergebnis, 
Ihnen den in Drucksache II/1552 festgelegten Beschluß 
zur Annahme vorzulegen: 



86. Sitzung, 13. September 1950 2461 

,,Der Landtag erkennt an, daß die Lage der Blin.
den einer besonderen Fürsorge bedarf, steht jedoch 
weiter auf dem Standpunkt, daß eine solche Fürsorge 
nur auf Bundesebene durchgeführt werden kann. 
Er ersucht deshalb die Landesregierung, entspre
cher:de Sch.l'itte beim Bundesrat zu unternehmen. 
Hierbei wird auf den vom Sozialpolitischen Ausschuß 
in seiner Sitzung vom 13. Februar 1950 gefaßten 
Beschluß hingewiesen." 

Ich bitte das Hohe Haus, diesem Beschluß des Sozial
politischen Ausschusses beizutreten. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Ehe ich die Aussprache er
öffn~, darf ich Ihnen mitteilen, daß der Ältestenrat be
schlossen hat, dem Hause vorzuschlagen, die Redezeit 
auf 5 Minufen zu beschränken. Widerspruch. dagegen 
erhebt sich nicht. Der Antrag ist angenommen. 

Zunächst hat das Wort Frau Abgeordnete Seppi von 
der sozialdemokratischen Fraktion. 

F r a u A b g. S e p p i : 

Meine Damen und Herren! Sie alle wissen, daß das 
Augenlicht das kostbarste Besitztum des Menschen 
ist. Welche Sorge, wenn die Sehschärfe des normalen 
Auges eine kleine Eintrübung erfährt, und wie sorg
fältig werden die Anordnungen des Arztes befolgt, wenn 
eine Krankheit droht, das Augenlicht zum Erlöschen zu 
bringen! 

Wenn meine Fraktion sich mit dem Antrag zum 
Schutz vor wirtschaftlich.er Verelendung durch Blind
heit beschäftigt, dann deshalb, weil wir auch hier den 
sozialen Grundsatz aufstellen wollen: Einer trage des 
anderen Last - besonders aber der Blinden Last! Wenn 
wir Vergleiche anstellen zwischen allen Leiden, die es 
gibt, dann glaube ich, daß jeder sich in einer etwas 
glücklicheren Lage befindet als dor, der sein Augen
licht und damit die Möglichkeit verloren hat, sich 
selbst, seine liebsten Nächsten, die Schönheiten der Na
tur, die gigantischen Leistungen der Technik und tau
send andere sehenswerte Dinge zu sehen. Der Erblin
dete kann sie nur erahnen und bestenfalls erfühlen oder 
auch nur ertasten. Gerade deshalb, weil wir Sehenden 
gegenüber den Blinden so viele Vorteile tausendfältiger 
Art haben, sollte die Bereitschaft in uns allen sein, das 
Bestmögliche zugunsten dieser Menschen zu tun. Es 
sollte deshalb im Rahmen der heutigen Möglichkeiten 
für uns Sehende neben allen anderen Sorgen die eine 
Sorge geben, das Los der so sehr vom Schicksal Ge
troffenen so erträglich wie möglich zu gestalten. 

Mit welcher Hochachtung stehen wir Sehenden vor 
den staunenswerten Leistungen, den technischen, hand
werklichen und künstlerischen Fertigkeiten blinder 
Mitmenschen, die durchaus in der Lage si~d, kraft ihrer 
Befähigung auf allen möglichen Gebieten sich selb'>t 
und ihre Familie vor wirtschaftlicher Not und Ver
elendung zu bewahren. Ihnen gegenüber aber steht die 
Anzahl derer, denen die eine oder die andere Befähi
gung oder Begabung fehlt, die dann ganz selbstver
ständlich unserer Sorge, also der Sorge der Sehenden, 
anvertraut sind und bleiben. Für diese Gruppe der Blin
den kann es jodoch nur vom Gesamtdeutschen her ge
sehen eine Lösung geben, die in allen Ländern der 
Bundesrepublik Deutschland auf einer gleichen Ebene 
liegt, und zwar deswegen, weil wir glauben, es nicht 
verantworten l.U können, daß es in den Ländern der 
Bundesrepublik Deutschland eine unterschiedliche Be
handlung des von uns umsoreten Vo1ksteils geben kann 
und darf. 

Dt!swegen sollten die Bemühungen und die Bereit
schaft zur bestmöglichen Hilfe und Fürsorge für den 
bedürftigen anderen zugunsten einer einheitlichen Re
gelung auf Bundesbasis vom Lande Rheinland-Pfalz 
vertreten bzw. befürwortet werden. Das schließt jedoch 
nicht aus, daß dann, wer.n sich für diese - so schätze ith 
- einzig richtige und gute Auffassung auf der Bundes
ebene keine Mehrheit finden sollte, wir ·im Lande Rhein
land-Pfalz den Weg gehen, den unser gutes soziales, 
aber auch menschliches Gewissen uns vorschreibt. 

Weil wir nicht ganz sicher gehen, ob alle Länder der 
Bundesrepublik Deutschland mit uns im Lande Rhein
land-Pfalz hundertprozentig t1nseren Gedankengängen 
!olgen, bitten wir die Landesregierung, einen entspni
ch.end meiner Ausführungen formulierten Initiativan
trag an den Bundestag zu richten. (Beifall!) 

Präsident: 

Weiter hat das Wort Frau Abgeordnete Halein von 
der Kommunistischen Partei. 

A b .g. H a 1 e i n ; 

Meine Damen und Herren! Der Antrag II: 1156 wurde 
von der Kommunistischen Partei am 18. August 1949 
gestellt. Bedauerlich, daß ein Antrag von solcher Trag
weite, der den Ärmsten dienen soll, fast ein ganzes 
Jahr gebraucht hat, bis er wieder hier .gelandet ist. 

Meine Damen und Herren! Wir haben diesen Urantr,ig 
damals gestellt, als die Vereinigung der Zivilblinden an 
uns herangetreten war und um Hilfe in ihrer Not ge
beten hat. Die Lage dieser Ärmsten aller Körpergesch:i
digten ist so, daß man tatsächlich von Verelendung spre
chen kann. Alle Vorschläge zu dem Antrag enl$prechen 
den Forderungen der Vereinigung, um das Leben der 
Blinden etwas leichter zu gestalten. Es ist allgemein 
bekannt, und der Kollege Junglas hat es bestätigt, daß 
ein Großteil der Erblindeten auf die Fürsorgeunte r
stützung angewiesen ist. Die Fürsorgesätze sind ab~r 
so niedrig, daß durch deren Bezug nicht mehr die 
Sicherung des Lebensminimums ge,geben ist. Bezeichnend 
für die Lage dieser Ärmsten ist, daß ich vor einigc,n 
Tagen von einem Fürsorgeempfänger gebeten wurde, 
ihm das Geld für ein halbes Pfund Zucker vorzulegen. 
da er es nicht hatte, und ihm sonst die zur Zeit ohnedies 
schon so karge Ration verloren.gehe. Ich möchte Ihre 
Aufmerksamkeit auf das Ansteigen der Selbstmorde 
lenken, von denen die Zeitungen berichten. Verfolgen 
Sie diese Angaben näher, werden sie in !ast allen Fäl
len feststellen, daß es sich dabei um Leute aus d('n 
Kreisen der Ärmsten handelt, und dazu zählen auch die 
BHnden in unserem Lande. 

Wir sind dagegen, daß man Fürsorgeangelegenheiten, 
die Landesaufgaben sind - da:z:u zählt die Sorge für die 
Blinden -, dem Bund überträgt. Hier in diesem Plen,um 
wurde schon oft behauptet, daß in Frager. der sozialen 
Fürsorge das Land Rheinland-Pfalz führend sei. 

Meine Damen un<l Herren! Dies können Sie beweiSEn, 
wenn Sie unseren Antrag, nicht wie in der Drucksache 
II/1552 beschlossen, dem Bund zuleiten, sondern die in 
dem Antrag II/1156 vorgeschlagenen Maßnahmen hier 
im P,lenum beschließen. Frau Seppi von der SPD machte 
den Vorschlag, wenn dieser von uns gestellte Antrag 
im Bundestag nicht d ie erforderliche Mehrheit be
komme, solle man ihn von neuem hier aufgreifen . Meine 
Damen und Herren] Warum erst diese Umstände, be
schließen Sie es gleich, denn was gleich geschieht, ist 
in diesem Falle das Beste. 
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Präsident: 

Meine Damen un<i Herren! Ich muß zunächst den 
Vorwurf <lei· Frau Abgeordneten Halein zurückweisen 
als Vorsit:z)ender des Sozia1politischen Ausschusses, als 
wenn wir absichtlich den Antrag der KPD verschleppt 
hätten. Aus den Ausführungen unseres Herrn Bericht
Erstatters ha1ben Sie gesehen, mit welcher großen Ver
fmtwortung un<i Sorgfalt wir geradP. diesen Antrag 
behandelt haben. 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, ich schließe 
daher die Debatte. Wir kommen zur Abstimmung über 
den Antrag des Sozialpolitischen Ausschusses. 

Herr Abgeordneter Feller hat das Wort zur A'bstim
mung. 

A b g, F e 11 er : 

Der weitgehendste Antrag ist der Urantrag der 
Kommunistischen Fraktion. Er ist sogar ein Initiativ
antrag, die Grundlage eine:s späteren Gesetzes. Wir 
bitten daher, zuerst unseren Antrag ?:U behandean 
und darüber abzustimmen, sodann üher den Antrag 
des Sozialpolitischen Ausschusses. 

Präsident: 

Herr Abgeordneter Feiler! Sie haben hier zunächst 
einen Antrag eingebrat.:ht, und zwar einen Urantrag, 
wie Sie ganz richtig sagen, ein Gesetz. Über dieses Ge
setz muß in erster und zweiter Beratung a.bgestimmt 
werden. Es ist immer so gewesen, <laß bei der zweiten 
Beratung zunächst über die Anträge -der Ausschüsse 
abgestimmt wird und dann erst an zweiter Stelle über 
die zweite Lesung über den Gesamtantrag des Ge
setzes. 

Ich lasse in diesem Falle also zunächst üb-er den 
Ausschußantrag abstimmen. Wer dem Ausschußantrag 
zustimmt, bitte kh um Erhebung der rechten Hand. 
Die Gegenprobe. Stimmenthaltung. 

Der Antrag 1st bei 4 Stimmenthaltungen der Kom
munistischen Partei a:ng.cmomnnen, und daher erübrigt 
sich eine zweite Lesung dieses Gesetzes. 

W1r kommen zum Punkt 6 der Tagesordnung: Dl"itte 
Beratung des Landesforstgesetzes - Drucks. II/1402/147'1, 
1534, 15'72, 1576, 1578, 1579 ~, und zi.var erfolgt hier eine 
gemeinsame Berichterstattung des Agrarpolitischen und 
Hauptausschusses durch den Abgeordneten Hartmann. 
Zu diesem Landesforstgesetz sind soeben noch weitere 
Än<ierungsanträge der Parteien eingegangen, die ich 
z. Z. vervielfältigen lasse und sogleich nach '.der Be
richterstattung bekanntgeben werde. 

Ab g. Wo h 11 eben (FDP); 

Herr Präsident: Herr Kollege Hartmann wird auch 
gleichzeiüg für den Rechtsausschuß bP.richten. 

Präsident: 

Herr Kollege Hartmann hat also gleichzeitig die Be
l'ichterstattung für den Rechtsaus~uß. Ich eriei1e ihm 
das Wort. 

A b g. H a r t m a n n : 

Meine Damen und Herren! Im Auftrage des Agrar
politischen, des Haupt- und des· Rechtsausschusses habe 
kh die Ehre, das LandesforstgesP.tz von Rheinland
Pfalz, wie es Ihnen in der Drucksache II/1534 bzw. 
II'1572 vorliegt, zu ,begründen. 

Der A::'.rarpolitische und Hauptausschuß haben im 
Interesse der besseren Zusammena!"beit alle ihre Sit
zungen in dieser Angelegenheit gemeinsam abgehal
ten. In der Sitzung am 12. April 1950 war den Inter
essenvertretern vom Landgemeindetag, Landkreistag, 
Wa1d:be.sltzerverband, Landwirtschaftskammer, Bauern
verband und dem Verein der Forstbeamten und An
gestellten ausgiebige Gelegenheit gegeben, zu der Re
gierungsvorlage Drucksache Ilt1402 Stellung zu nehmen. 
Als Sachverständiger war allß·eJ'dem Herr Professor 
Speer von der Unive1·sität Freiburg i. Br. erschienen, 
der in einem sehr beifällig aufgenomme11en Referat zu 
den Fragen der Forstwirhch1\ft im Limde Rhein1and
Pfalz Stellung nahm. Al!en beteiligten Herren, ins
besondere auch den Vertretern des Ministeriums für 
Lan<iwirtschaft, Weinbau und Forsten und des Justiz
minis.tel'iums gebührt der Dank für die verständnis
volle Zusammenarbeit zur endgültigim Formung dieses 
Gesetzes. Zur weiteren Vereinfachung der Arbeiten des 
Agrarpo1itischen und Hauptausschusses war noch ein 
besonderer Redaktionsamschuß eingesetzt. Auch diesen 
darin mitarbeitenden Herren und den Vertretern der 
Miniiterien sei hiermit der Dank ausgesprochen. Bei 
einem Vergleich des Gesetzentwurfes mit der Vorlage, 
die Gegenstand der ersten Le~ung wat'. also Druck
sache IIi1402, scheint es zunächst. daß der Gesetzent
wurf eine wesentliche Veränderung erfahren hat. Dies 
trifft wohl zu für die Methoden, durch welche der 
Gesetzcntwµrf seine Ziele erreichen will, nicht jedoch 
für die Ziele selbst, die das Gesetz zum Wohle des 
Waldes anstrebt und die der Kern des Gesetzes sind. 
Dies zeigen die übereinstimmenden Vorschriften in den 
Abschnitten II und III in der ursprünglichen und in 
der jetzigen Fassung. Die Schaffung der Voraussetzun
gen .für die so wichtige Erhöhung der Produktions
fähigkeit der Wälder aller Be~tz':lrten. die Erhaltung 
tmd Steigerung der allgemeinen Wohlfahrtswirkungen 
des Waldes. insbesondere seines Einflusses auf die 
örtlichen klimatischen Verhältnisse und vor allem auf 
den Wasserhaushalt , der Schutz des Waldes gegen G€
fahren jeder Art und die Vereinheitlic..hung der bisher 
in den einzelnen Lan<lesteilen noch so unterschied
lichen forstlichen Gesetzgebung. das waren und blei
ben unverändert -die Ziele des Gesetzes. Nur der frü
here § 13. der ein Vorkauf~recht an W~1dgrundstück.en 
für Staat und Gemeinden forderte, ist ge$trichen. Dies 
ist ohne Belang, da andere Bestimmungen z. B. über 
die Zusammenfassung von Kleinbetrieben in einem 
gemeinsamen Betriebsplan ooer übi.'r den Zusammen
scllluß von Gemeinschaft~betrieben zu Waldwirtschafts
gemeinschaften die Nachteile der Kleinfläche auch ohne 
Verkaufsrecht zu vermeicl€'n erlaubt. 

Daß alle produktionshemmend~n Nachteile ausge
schaltet werden müssen, damit der als dringend not
wendig erkannte Aufbau unserer heimischen Wälder 
endlich vorangetrie-ben wer<len kann, das haben die 
Aus~t-hüsse -bei den Ve1·han<:1lungen immer wied-cr und 
einhellig ,gefordert.. Ihre Auffassung in dieser Hinsicht 
fand ihren Niederschlag in einem besonderen Absatz 
zu § 18, der lautet: .. Die Erfüllung der Grundpflichten 
hat den Vorrang vor allen sonstigen Beanspruchungen 
des W<1l<ies und des Wuklbesitzers." 

In den Methooen, mit denen die Ziele des Gesetzes 
erreicht werden solJen, ,vei<'hen die- Vorschläge der 
Ausschüsse von denen -des Reglernngsentwurfes we
~ent!ich ab. Die Regierung vertrat -die Auf.fassung, daß 
die besonderen. Produktionsverhältnisse der Forstwirt
schaft, die Länge des Zeitraume,; zwischen Anbau und 
Nutzung, die Schwierigkeit der Trennung des produ
zierenden Holz:vorr<'!tes von der nachhalti-. nutzbaren 
Rente, der Zuwachs, die Versuchung zu ·uberstarken 
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Eingriffen in die Subi.ianz zur Abdeckung von drük
kcnden Gegenwartsverp.flichtungen und ähnlichö über
legungen ein·e eigene sachverständige untere Forstbe
hörde, also die Übertragung der Aufsichtspflichten auf 
den :zuständigen staatlichen Forstmeister, erforderten. 
Demgegenüber haben sich die Au~schüsse nach dem 
Grundsatz der Klarheit und Eingleisigkeit des Verwal
tungsaufbaues für eine Ubertragung <ler Auf.gaben 
einer unteren Forstbehörde auf den Landrat als staat
lichen Beamten entschieden, der den Leiter des örtlich 
zuständigen Forslamtes zur Mitwirkung heranziehen 
soll. Die Ausschüsse waren sich aber auch darüber 
einig, daß die Gesetzgebung eines demokratischen Lan
des auch den interessierten Kreisen, insbesondere den 
nichtstaatlichen Waldbe:sitzern, ein Recht zur Mitlbe
stimmung i,hres Schicksals geben müsse. Es genügt 
nicht, die Waldbesitzer nur in einem Landesforstbeirat 
vertreten zu wissen, wie die Landesregierung i'hn vor
vorschlug, nachdem alkrdings schon ein fruhe-rer Ent
wurf solche Beiräte in allen 'Ebenen vorgesehen hatte. 
Es .genügt auch nicht, unverbindliche Ratschläge zu 
erteilen, über welche die Behörde einfach hinweggehen 
kann. Daher haben die Ausschüsse dem Landrat als 
unterer Forstbehörde einen Krcü;forstausschuß, dem 
Regierungspräsidenten als höhere1· For~tbehörde einen 
Bczirksforstausschuß, dem Ministerium für Landwirt
sl.!hart, Weinbau und Forsten einen LandeRforstausschuß 
beigegeben, deren Rat oder Zustimmung in dem vom 
Gesell. besonders bestimmten Fällen eingeholt werden 
muß, ehe die Behörde handeln kann. 

Der Streit um die Stellung der Forstbeamten bei der 
Bewirtsc:haftung der Körperschaft~waklungen hat viel 
Staub aufgewil'lbelt. Der Präsidialerlaß vom 25. Juli 
1946, damals eine im Zeich•m der Entnazifizierung und 
des hohen Holzeinschlages notwendige Regelung, die 
eine allgemeine Verstaatlichung der Gemeindeforst
beamten ,brachte, ist nach Inkrafttreten unserer Ver
fassung für verfassungswidrig erklärt worden. Der 
Regierungsentwurf hat alle Unterschiede zwischen Crl?
meindc- und Staatsforstbe triebsbeamten dadurch aus
löschen wollen, daß im Rahmen von Forstbetriebsver
bänden gleiche Ausbildung, . gleiche Freizügigkeit, 
gleiche Anstellungsbedingungen gewährleistet würden, 
daß es für Staats- wie für -Gemeindewald keine Staats
und keine Gemeindeforsfb<'!amten mehr gäbe, sondern 
nur noch den einen q~alifizierten Verbandsforstbeam
ten. Nachhaltiger Widerspruch aus Kreisen waldbe
sitz~nder Gemeinden, d ie auf ihren eigenen Gemeinde
revierförster nicht verzichten zu können glaubten, hat 
die Ausschüsse veranlaßt, dem Vorschlag des Ge
meinde- und Städtetages zu folgen und das demokra
tische Recht jeder Gemeinde auf eine freie Wahl dar
über festzulegen, ob sie den Betriebsvollzug in die 
Hand eines Gemeindeforstbeamten oder eines Staats
forstbeamten legen will. Damit ist dem Selbstverwal
tungsrecht der Gemeinden in der ausgeprägtesten Form 
Geltung verschafft. Jede Gemeinde wird sich nun zu 
überlegen haben, ob es ihr wichtiger erscheint, einen 
Forstbeamten einzustellen, der in Disziplinarangelegen
heitert zwar dem Bürgermeister· untersteht, an den sie 
aber auf die Dauer ,gebunden ist, ob er nun sich als 
doch nicht so geeignet erweist, ob er in höherem Alter 
den Beanspruchungen einer schwierigen Dienststelle 
nicht mehr gewachsen ist, ob er aus persönlichen Grün
den einen Ortswechsel anstrebt oder nicht oder ob sie 
sich eines staatlichen Forstbeamten bedienen will, des
sen Versetzung beantragt werden kann, wenn er sich 
den örtlichen Verhältnissen nicht einfügen sollte. 

Dies sind die wichtigsten Punkte. in denen die Aus
schüsse von dem RegierungsentV:'1.Jrf abweichen :zu 
müssen g!aublen und die Sie in den Drucksachen 

II/ 1534 und d ie letzten Änderungen des R0t"htsau~
schusses in der Drucks::iche II/ 1572 vorfinden. 

Im Auftra.gc aller dr., t Ausschüs~·~ bitte ich das 
Hohe Haus, diesem so lange umkämpften Gesetz in 
dritter Lesung die Zustimmung zu geben. (Bei>fall!) 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Der Beratung liegen zu
gru'l"lde z·u näC'h~t einmal der Entvturf, Dmcksache II/ 1534. 
Dazu kommen <iie Druck!"aC'he II:'1572 mit Änderungs
anträgen des Rechtsausschusse<:, weiterhin die Druck
sache II/1576, Änderungsantrag der SPD. Ein weiterer 
Änderungsantrag der SPD in Drucksache IL'l578 und 
ein Änderungsantrag der CDU, der Ihnen gleich in 
Drucksache Il/1579 überreicht wird. Da diese Druck
sache noch nicht vorliegt, will ich den Änderungsantrag 
der CDU vorlesen. Er lautet wie folgt: 

„In § 12 wird der AJbs. (2) gestrichen. Abs. (3) wird 
Abs. (2). Der erste Satz des neuen Abs. (2) soll lauten: 
Im Falle des Abs. (1) bedarf die Entscheidung usw." 

Die Drucksache wird z. Z. verviclfälti~t und wird Im 
Laufe der Beratung den Abgeordneten zugcsteUt. 

Nach der Berichterstattung ist di& allgemeine Aus
sprache eröffnet. Der Alte„t.enrat schlägt Ihnen vor, 
die Redezeit auf 10 Minuten zu beschränken. Wider
spruch dagegen erhebt sich nicht, es ist so beschlossen. 
Das Wort hat der Abgeordnete GriHbcck von der Kom
munistischen Partei. 

A b g. G r i e s b e c k : 

Meine Damen und Herren! kh habe gelegentlich 
der letzten Landtagssitzung au!cführ!ich zu dem uns 
vorliegenden Gesetz Stellung genommen und muß !e~t
stellen, daß ein Teil der Giftzähne, die das Gesetz 
hatte, bereits ausgebrochen ist. Trotzdem sieht das 
Gesetz durch ungleiche Behandlung der kleinen und 
der großen Waldbesitzer immer noch ein'? Benachteili
gung bzw. Bevorzugung der großen Waldbesitze r vor, 
verstößt damit gegen Artikel 17 unserer Vel'fassung. 
(Abg. Diel, CDU: Hört, hört!} 

Außerdem ist in § 40 ausdrücklich festgestellt, daß 
der große Waldbesitz als Einzelbetrieb behandelt we!·
den kann, während der k leine Waldbesitz zur Wald
genossenschaft bzw. zum Betriebswirt~d1aftsvcrband 
zusammengeschlossen werdrn soll. (Abg. Die!, CDU: 
Das ist z'h-angsläufig!) 

Ich habe das letzte Mal schon erklärt, daß es unserer 
Auffassung nach nicht angehen kann, daß man e inen 
Unterschied nach dem Geldbeutel macht und d'.lß wir 
vor allem es für richtig halten, wenn der kapitalkräf
tigere Volksfreund und der kapitalkräftigere Beteiligte 
zusammen mit dem weniger Kapitalkräftigen eine Idee 
vorwärtstreiben kann. Infolgedessc- n ist unser Vor
schlag in keiner Weise irgendwie berücksichtigt wor
den. Außerdem ist auch d as Selbstverwaltung;sgesetz 
dadurch beschränkt, daß der Regierungspräsident über 
den Kopf der Gemeindeverwaltung hinweg abwei
chende Beschlüsse fassen kann, deren Durchführung 
dann den Gemeinden auferlegt wird. 

Weiterhin sieht das Gesetz vor. daß die Leute, die 
irgend gegen das Gesetz verstoßen. mit zum Teil noch 
sehr erheblichen Geldstrafen belegt werden können. 
Ich habe damals schon erklärt, daß für d en Großteil 
der Bauern, die von diesem Crl?setz betroffen werden, 
und zwar - sagen wir einmal - fühlbar betroffen wer
den, schon ein Betrag von 500 oder 1000 Mark fast 
unerschwin~lich ist, daß man aber damit irgendwie 
einer Behörde die Möglichkeit gibt, den kleinen Bauern 
mit einer Strafe von 5000 Mark 7.U belegen, und ihn 
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dem Ruin auszuliefern, wollen wir und werden wir 
nicht akzeptieren. Wir werden aus den angezogenen 
Gründen unsere Zusiimmung zu diesem Gesetz ver
W€igern. 

Präsident: 

Der Abgeordnete Hertel von <ier SPD hat das Wort. 

Abg. Hertel: 

Meine Damen und Herren! Der Kollege Hartmann 
hat in seiner danken~werten klaren und eingehenden 
Darstellung bereits darauf hingewiesen, wie sorgfältig 
und gründlich das Gesetz in den verschiedenen Aus
schüssen durchberaten wurde. Ich kann mich deshalb 
darauf beschränken, zu dem G(>setz allgemein ein paai· 
Worte zu sagen unter dem Gesichtspunkt, welche Auf
nahme das Gesetz draußen in der Öffentlichkeit findet. 
Es liegt ganz im Zuge der unerhört fortschreitenden 
Entwicklung, <laß auf einzelnen GebietE'n immer gesetz
liche Regelungen zur Notwendigkeit wurden. Unter 
diesem Gesichtspunkt ist auch das Landesforstgesetz zu 
sehen. Es ist herausgewachsen aus unserer Zeit und 
aus -der Armut unseres Volkes. Wir sind der Auffas
sung, daß kein Mensch sich der Tatsache verschließen 
kann, daß innerhalb des Lebens unserer Generation 
das Holz als Grundstoff einen Wert erhalten hat, -den 
man früher nie zu ahnen vermochte. Es kann gewis
se!'maßen darin eine Parallele erblickt werden hinsicht
lich der heute selbstverständlich geltenden Verwertung 
der Nebenprodukte bei der Gasgewinm.mg und ,alles 
das, was bei der Kohlenvernüssigun,g sich ergibt. Meine 
über 30 Jahre sich erstreckende Berufstätigkeit läßt 
mich besonders klar erkennen, wekh•m Wert <las Holz 
heute als Rohstoff, als Grundstoff in seiner weiteren 
Ve1·arbeitung hc>.t gegenüber der Zeit vor 50 Jahren. 
Man braucht nur an Sperrholz, man braucht nur an die 
Zellulose in ihren verschi-edensten Arten, wie sie produ-
2.iel't wird. zu denken. Wenn wir davon überzeugt sind. 
daß das Holz im Hinblick -auf die Armut '.mseres Vol
kes ein so wertvoller Rohstoff ist, dimn sind wir auch 
verpflichtet, alle die Maßnahmen zu ti·effen, die ge
eignet erscheinen, diese~ Holz in entsprechimder Menge 
in unserem Land zu produzieren. Und da lag es in der 
Vergangenheit im argen. Ganz allgemein darf festge
stellt werden, daß · es keinen Bauern gibt, der die Be
stellung seines Ackers einem Laien , einem Dilettanten. 
anvertraut. Wenn wil· die sog. Bewirtschaftung oder 
Pflege zahlreicher Pdvatwälder bi~ zum heutigen Tag 
betrachten. <lann haben wir den hundertprozentigen 
Beweis dafür, daß diese wertvollen Bestandteile unse
res Volksvermögens wirklich der unwirtschaftlichstr.>n 
Bearibeitung und Bewirtschaftung anheimgefallen wa
ren. Das hat insbesondere seim:n Grund in der un
heilvollen Besitzzersplitterung, die in bezug auf den 
Wald bisher bestand. So geht diei:e~ Gesetz in seinen 
gl'undlegenden Bestimmungen und Teilen von der Tat
sache aus, daß die gemeinsame Interessenwahrung der 
Waldbesitzer die Möglichkeit bietet - man kann auch 
sagen, die Garantie gibt -. daß im Zusammenhang mit 
den im Gesetz festgelegten Bestimmungen in Zukunft 
eine bessere Pflege und eine größere Wirtschaftlichkeit 
des Waldes E'i"Zielt wird. Daraus ergibt sich auch ganz 
automatisch eine Überwindung der Widerstände, die 
aus gewiss.en Interesser,kreisen dem Gesetz gegenüber 
in den letzten Monaten in Erscheinung getreten sind. 
Gerade wie einzelne Gemeinden sich zusammenschlie
ßen, um hinsichtlich der S icherung ihrer Wasserver
sorgung eine Gemeinsamkeit zu schaffen, weil dadurch 
ein höherer technischer Stand der dazu benötigten An-
1agen möglich ist, geradeso sind im Gesetz die Bestim
mungen getroffen , die eine Zusammenfassung der ein-
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zeinen kleineren Wälder 7.tl Körperschaftswaldungen 
oder zu Waldwirtschaftsgemeinschl-lftE'n zum Ziele ha
ben. Man geht sogar noch weiter und gibt, zur noch 
besseren Inter~ssenwahrung gemeinsamer Art auf noch 
höherer Ebene, einem Zusammenschluß zu Waldwirt
schaftsverbänden Raum. Unter diesem Gesichtspunkt 
ist das Gesetz zu sehen. Bemerkenswert sind auch die 
Widcn,!iin<le und Bedenken. die insbesondere bei ge
meindlichen Waldbesitzern m der Vergangenheit zu
tage getn~ten sind, weil alles, was vom Staat kommt, 
von den Gemeinden mi! gl'i.ißtf."m Argwohn betrachtet 
wird. Es gibt Gemeindebürgermeister alls allen Par
teien, die stehen staatlichen Maßnahmen und staat
lichen Absichten und Wünschen von vorneherein be
sonders kritisch gegenüber. Man hat mitunter den Ein
druck, als wenn der Staat ihr F,~ind wfü:P. Der Inhalt 
des Gesetzes, die <.>inzelnen Bestimmungen, bieten aber 
keinen Anlaß, diesen Argwohn irgendwie aufrechter
halten zu kiinnen. Es dreht sich nicht um ein staatliches 
Diktat oder eine Anordnung, welche die R~hte der 
Waldbcsit:r.e-r. privater oder gemeindlicher Waldbesitzer. 
beschränken könnte. kh bin vielmehr der Auffassung, 
daß die Waldbeslt1.er die Vel'pf!ichtung haben, der Lan
desregierung und dem Landtag und der Landesforst
verw·altung dankbar zu sein , daß sie ungeachtet der da 
und dort be:;;tehenden Widerstände mutig den Weg 
beschritten haben, um auf diP~em Gebiet unheilvoller 
Zer,plitterung durch eir,C' gesetzliche Regelung einmnl 
neue Vel'hältnis<;e zu schaffen. Es fallen in diesem Fa~le 
-die 1ntct·essen der Allgemeinheit mit denen der Wak!-
1:iesitzer wirklich zus.:immen. Nur in größeren Wald
stücken, wiE' sie erzielt werden durch die Bi"ldung der 
Körperschaftswaldung und der Waldwirtschaftsver
bände, wird e!ö' möglich sein. den ge-schulten Fachmann 
zu engagieren und mit dem Betrif;lbsvollzug innei·halb 
des Waldes zu beauftri>gen. Df'r Umstimd, daß auf den 
verschiedensten Ebenen der Verwaltung des Waldes 
auch die Landwirtschaftskamm~i g':'wissermaßen als 
Interessenwaht·er der Waklbesitzer eingeschaltet ist. 
bietet eine Garantie dafü!' daß in Zukunft die Inter
essen der Waldbesitzer gewähdeistet bleiben. Mit cten 
Auswirkungen des Ge~ftmtie~etz':'<1 -darf erwartet wer
den, daß die Waldbesitzer in Zukunft viel mehr Ur
sache und Gelegenheit haben. :eich über ihren Wald zu 
freuen, weil neben dessen Pflege und Instandhaltung 
auch mit höheren Erträgnissen durch die fachliche Be
wirtschaftung zu rechnen ist. Unter diesem Gesichts
punkt begrüßen wir das Geset.z und geben ihm mit 
Hinweis auf k leinere Abänderungsanträge, die auch 
seitens unserer Fraktion vorliegen. unsere Zustim
mung. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Die! von der CDU. 

Abg. Diel: 

Meine Damen und Herren! Namens meiner politischen 
li'reunde h.i,be ich .zu dem vorliegenden Gesetzentwurf 
einige grundsätzliche Bemerkungen zu machen. Das 
Eingehen auf die Einzelheiten des Gesetzes und die Kd
tik solcher Einzelheiten ist im vorliegenden Falle er
freulicherv.reise deshalb entbehrlich. weil zwischen den 
politischen Parteien und Fraktionen bei den eingehen
den Verhandlungen im Ausschuß eine restlose Über
einstimmung hat erzielt werden können und darum das 
Gesetz von beiden Ausschüssen einstimmig angenom
men worden ist. Mit Genugtuung können wir feststel
len, daß die Bemühu1~gen der beiden Ausschüsse, über 
den Rahmen der Vel'ständigung unter sich auch mit 
den beteiligten Interessenverbänden zu einer Verstän
digung zu kommen. restlos erfolgreich war. So stark 
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auch im Anfang die Me'1nungen auseinandergingen, und 
so scharf draußen im Lande im Anfang die Kritik ge
wesen ist, dar! mit Genugtuung festgestellt werden, daß 
nach einer sehr eingehenden, manchmal die Grenzen 
parlamentarischer Praxis ein wenig überschreitenden 
Methode mit den Verbänden ebenfalls eine vollkom
mene Übereinstimmung erzielt wurde. Es gibt nur eine 
einzige Gruppe, die mit einer gewissen Unzufriedenheit 
am Ende der Verhandlungen glaubte registrieren · zu 
sollen, daß die „grüne Farbe", daß die Männer . der 
Prnxis, deren Verdienste .aus der Vergangenheit ke.in 
Mensch von uns bestreitet, daß diese Kreise bei dem 
Gesetz zu schlecht weggekommen seien. Ja, ich habe 
gelegentlich von einem Herm dieser Gruppe die Be
merkung gehört, die Männer des Forstfachs hätten im 
Walde überhaupt nichts inehr zu sagen, sie hätten ledig·
lich noch das Recht, in den Wald hineinzugehen. Ich 
g[aubc, meihe Damen und Herren, man muß feststellen. 
daß diese aus einer gewissen Bitterkeit resultierende 
Auffassüng ·doch weit ·über das Ziel hinausschoß und 
daß in Wahrhdt' die 'M~nner der „grünen Farbe·" den 
vollen Ein1lüß auf die Ausführung des Oesetzes g«mau 
;;o haben wie früher. Nur ·eins, die Methode ist verschie:. 
den. Es wird in Zukunrt nicht so se'in ko.nn'en daß diese 

. ' .l ' •. 

Einflußnahme ·nur· im· Wege der Anordnung Ödet des 
Befohls erfolgt, sondern, meine Herren, die Män\'l.er· des 
Fachs werden Sich daran iewöhnen müssen, bei a:en 
Verhandlungen mit derri Mittel der Überztittgung zu 
,•,irken, und · das söllte ihnen doch nicht sch:werfa:Üeri; 
weil sie die Materie beherrsch en. · · · . · 1 · · • 

1 . ' 1 ' • • - • ,, ' · : • \ ' 

. kh glaube, es ist . ein Irrtum, zu , unte1:stellen1 · daß 
irgendwo draußen im Lande b eabsit!)ltigt is.t aus un
sachlichen Gründ~n· Entsi.h~idungen herbciz.u!Uhren die 
ctcim Wohl de,; Wa!d~s· n'tcht ,dienteri. Theorettsch 'an..: 
genommen, so1che Fälle'käm.eri. uber.haupt vor, s9 haben 
w!r irr diesem Ges.etz den Vertretern des Fachs die. Mög
Tiehkclt gegeben, einen )~den B~scliluß, den sie als nicht 
sachlich ansehen, zu ·beanstanden urid eine Entschei
dung der übergeordneten Stellen herbeizuführen. Inso
fern glaube ich sagen zu dürfen, daß durch die Fö1·mu~· 
lierµngen des Ge5et.zes einf.! vollkommen einwandfreie 
Durchführung gewährleistet ist und daß die Sti.nirnen 
der Kritik, soweit sie heute überhaupt noch bestehen, 
auch bei der grünen Farbe bald zum Verstummen kam~ 
men. Der Landtag von Rheinland-Pfalz hat in diesem 
Gesetz etwas geschaffen, das man als mustergültig an
~prechcn kann. Ich glaube, nicht zuviei ZU sagen, wenn 
ich der Meinung Ausdruck gebe, daß dieses Gesetz von 
Rheinland-Pfalz iri den anderen Ländern unseres Va
~?rlandes_ btüspielgebend sein und· dort Nachahmung 
hn~en wird. Soviel, meine Damen und Herren, allge
mein gesagt. Lassen Sie mich nun auch noch einiges 
sagen über drei Grundsätze bei diesem Gesetz, da Ich. 
der Meinung bin, auf die vielen Einzelheften, die zum 
großen Teil auch schon behandelt worden sind nicht 
eingehen zu müssen. · ' · 

Das ist ad l die Bedeutung des Gesetzes. Meine Damen 
und Herren, die Mitglieder beider Ausschüsse waren 
sich bei Inangriffnahme dieser Arbeit über die große 
Bedeutung dieses Gesetzes nicht nur für die künftige 
Holzversorgung, sondern auch bezüglich der Wirkung 
nach der klimatischen, nach der gesundheitlichen Seite 
sowie der künftigen Wasserversorgung klar. Daß sonach 
dieses Gesetz, das man in anderen Zeiten vielleicht 
wenig beachtet hätte, eine ganz überragende Bedeu
tung hat. Dies war auch der Grund, meine Damen und 
Herren, warum wir - wie ich vorhin bereits bemerkte -
in Methoden, die manchmal das parlamentarisch üb
liche Maß nicht nur erreichten, sondern gelegentlich 
überschritten, Wert darauf legten. mit den Interessen
lenvcrbänden und mit der Fachwissenschaft eine Mei-

nungsübereinstimmung herbeizuführen. Wenn wir zur 
Erzielung des sachlichen Zweckes uns Mühe gegC'ben 
haben, möglichst einwandfreie Formulierungen zu er
arbeiten - ich betone möglichst, denn alles, was man 
tut, ist Menschenwerk - , von denen wir glauben, daß 
sie ziemlich vollkommen sind, so haben wir auch Wert 
darauf gelegt, die Durchführung dieses Gesetzes so weit 
wie möglich zu demokratisieren. In diesem Sinne ha
ben wir die Forstausschüsse gescha[[en. Ich verspl'echc 
mir, meine Damen und Herren, von der Schaffung die
ser Ausschüsse eine größere Waldfreudigkeit in un
serer Bevölkerung, als·wir sie bisher haben verzeichnen 
können. Ich bin der Meinung, daß diese Maßnahme, die 
man zum Anfang - auch bei der Regierung - etwas 
skeptisch gesehen hat, ~md bei der wir - ich gestehe es 
offen - uns vie.lleicht zu11ächst ein kkin wenig übl.!t'
nommen hatten, was Ull'> dann Vc,ran,lassung zu klei
nen Korrekturen · gab, ,daß diese Mußnahme s ich be-
w,ähr~i;i wird. . . . . . 

Wir haben· danri des weiteren im § 18, in dem Para
graphen, der sich auf die Grundpflichten bozie.tü, fei;t:
gelegt, daß die Pflicht de,: Wiederaufba ues allem an
dereri ,/ atiu geHen nat.· Im . Aus~chtiß h;iben wir fest
gestellt, 'daß ·det' 'wal<lbesitzer ~Pine privategoisfüch':eri 
oder gemeirtdeegoisfischen Intere5~t'n 1.urückzu~telle11 
hat, und daß 'in alleterster Linie nach V,)tt)~'willigung 
vielleicht eines . gewissen Eicistenzrninimum~. das man 
den ,Besit7,ern zugestehen muß, im übrigen d ie e rziel
ba'reri Erträ,ge in erstet· U nie dem· Wiederaufbau die·· 
nen müssen, - und: s;o lange dienen · müssc-n: bis· der 
Wiederaufbau · des Wa ldes g('sichert ist. Tn kons<.,quC!h-' 
ter Weiterentwicldung dieses GPdatlkens haben wir 
dann· auch · ·.der Meinürtg Ausdruck gegeben. <laß .Jie 
Beanspruchung des-Waldes und ,:He fü(an sprnchu ng des 
Waldbesitze.rs durch andere St~lll'n in genau der · glei
chen Welse zurückzutreten hat vor dem übenagcnde;i 
ZWer;:k des Wiederaufbaues unserer Forsten: Wir hnheh 
hierbei daran gedacht und. haben das mit voller Klar
heit .ausgesprochen, daß dabei noch die Steuerf~go 
angeschnitten wer·den rnuß . . Es r.;eht nicht an , daß bei 
irgendeiner Steuerart - denken wir an den La»tenaus
g.leich - die ·Be).astu,n.g des Walde~ eine so große ist, 
da~ dfr Zweck des .Wiederaufbaues durchk~-euzt wird. 
kh darf deshalb in diesem Zusammenhang d ie Landes
regierung darum bitten, bei der Beh~ndlun" dies.es zur 
Zeit aktuellen Prob!l;!ms anläßlich der Ve>rhandluni;1en 
im Bu·nctesrat d a rauf zu achten und d a für zu sorgen. 
daß dc t· Hauptzweck unseres Gesetzes, die Wiedernuf
forstun , ·, n icht in Frage gestellt werden kann. Lfü,~en 
Sie mich damit zum Schuß kommen, und gestatten Sie 
mir . noch wenige kurze Bemerkungen zu den gestell
ten An trägen. Die vorliep;cnden Anträge haben im 
wesentlichen nur redaktionelle Bedeutung. Die Frak
tion der CDU ist deshalb der Au((a:;sung, daß der 
Antrag d es Rechtsausschusses cn bloc - so wie er vor
liegt - angenommen· we~den kann , und daß die Ab
stimmungen, Herr Präsident, auf der Grundlage 
durchgeführt werden, daß diese vom Rechtsausschuß 
beschlossenen Abänderungen Gegenstand der vor
liegenden Vorlage sind. 

Was den Antrag der Fraktion der SPD anbelangt, ~o 
stimme n auch wir diesem Antrag zu. Wir bitten. 
in gleicher Weise zuzustimmen dem von der Fraktion 
der CDU im Interesse der Eifclbevölkerung insbeson
dere eingebrachten Abänderun gsantrag, der die Ver
äußerungserschwerung bei den Waldflächen bis zu 
5 Hektar aufheben will. Zum Schluß noch eine Be
merkung: Wenn wir in der Fraktion der CDU auch 
der Auffassung sind, daß dieses Gesetz eine einwand
freie Leistung darstellt, so läßt sich trotzdem nicht in 
allen Einzelheiten im voraus ü bersehen. wie sich das 
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Gesetz bewähren wird. Ich möchte deshalb an die 
Adresse der Forstverwaltung die Bitte richten, daß sie 
durch eine verständnisvolle Zusammenarbeit mit den 
verschiedenen Waldbesitzergruppen ihrerseits dafür 
sorgt, daß die Bevölkerung mit diesem Gesetz zufrie
den ist und zufrieden bleibt. Die Fraktion der CDU 
muß sich vorbehalten, nachdem das Gesetz einige Zeit 
in Kraft gewesen ist, die Frage zu überprüfen, ob das 
Gesetz sich in allen Einzelheiten bewährt hat oder 
nicht. Je nachdem müssen wir uns vorbehalten, in 
einem späteren Zeitpunkt Änderungen des Geseues zu 
beantragen. {Beifall be'i der CDU.) 

Präsident; 

Meine Damen und Herren! Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Der Abgeordnete Feiler hat das Wort. 
Ich bitte aber, Herr Abgeordneter Feller, sich zukünf
tig rechtzeitig zu melden. (Abg. Feller: Das ist ge
schehen.) Entschuldigen Sie, ich habe das übersehen. 

Ab g. F e 11 e r : 
Meine Damen und Herren! Nach der „Weiherede", 

die der Vertreter der CDU auf dieses sogenannte 
Mustergesetz gehalten hat, muß man doch, möchte ich 
sagen, die darin enthaltenen Borkenkäfer etwas unter 
die Lupe nehmen. Wir haben schon einmal ausführlich 
dazu Stellung genommen. Wenn man hier z. B. schon 
in der Einleitung im § 1 über den Gesetzeszweclt er
klärt: ,,Wald ist kostbares Volks.gut", so sind wlir damit 
einverstanden. Aber man kann bei der Schaffung 
eines solch entscheidenden Gesetzes doch nicht an der 
Tatsache vorbeigehen, daß noch bis vor kurzem durch 
die amerikanische, englische und französische Okku
pationsmacht ein Raubschlag an unserem deutschen 
Wald betrieben wurde, der schwere Schäden verur
sacht hat. Wir glauben, daß auch die Maßnahmen, die 
im Gesetz enthalten sind, nicht dazu dienen, wie es 
hier von dem Vertreter der CDU gesagt wurde, durch 
Demokratisierung der, am Wald Interessierten diese 
Schäden einigermaßen zu beheben, besonders wenn 
man z. B. den Paragraphen 6 nimmt, in dem es heißt: 

„Die Forstausschüsse sind von den Forstbehörden 
über die jeweilige Lage auf dem Gebiete der Forst
wirtschaft zu unterrichten." 

Das ist sehr gnädig! Sie werden also unterrichtet, 
auch die Vertreter z. B. der Gewerkschaften, der IG., 
der Landwirtschaft usw., 

,,In allen Fällen, in denen dieses Gesetz es vor
schreibt, sind sie von den Forstbehörden zur Mit
wirkung in der vom Gesetz vorgesehenen Art her
anzuziehen." 

Sie sehen also, man wird informiert, man darf mit
wirken, aber entscheidend mitbestimmen darf man 
deshalb nicht, weil z. B. im § 34 es folgendermaßen 
heißt: 

„Bei Forstbetriebsverbänden entspricht das 
Stimmrecht der Beteiligten bei der Auswahl des 
Forstbeamten der Größe ihrer beteiligten Wald
flächen." 

Sehen Sie, hier hat der Sprecher der CDU von der 
Demokratisierung gesprochen. Man könnte sagen: Hier 
lachen die Waldhühner, wenn man von Demokratisie
rung spricht und gleichzeitig das alte reaktionäre 
preußische Dreiklassenwahlrecht und -stimmrecht ein
geführt wird, in dem der Großgrundbesitzer mit der 
größten Waldfläche auch heute das größte und ent
scheidende Stimmrecht hat. Wenn man schon ernst
haft eine Sanierung unseres Waldes betreiben will und 

eine neue Aufforstung, dann muß man und darf man 
bei der Beratung, Behandlung und Beschlußfassung 
eines solchen Gesetzes nicht vergessen, daß eine wirk
liche fortschrittliche und gesunde Waldwirtschaft nur 
betrieben werden kann, wenn endlich die Bodenreform 
durchgeführt würde, die ja auch eine Reform der 
Waldbesitzverhältnisse darstellt. 

Wir wissen, daß es in unserem Lande immer noch 
große Junker gibt, die von Hatzfeld, Fürsten zu Wied 
usw., die Tausende Hektar Land in ihrem Privatbßsitz 
haben und zum Teil auch in diesem Wald eine Miß
wirtschaft betreiben. Wenn also hier wirklich der ge
samte deutsche Wald, der durch die Okkupationsmächte 
so schwer gelitten hat, gerettet werden soll, dann kann 
m.an----an-.elner solch grundlegenden Maßnahme nicht 
vorbeigehen, daß endlich die Bodenreform durchgeführt 
und auch dieser Wald, der ehemals vor Jahrhunderten 
Gemeindewald war, wieder in die Hände der Gemein
den und des Volkes zurückgegeben wird. Aber Sie 
denken nicht daran. Und es ist nur bedauerlich in 
diesem Fall, daß auch die Fraktion der SPD ohne 
größere Vorbehalte diesem Gesetz zustimmt, obwohl 
auch sie sich früher, als sie noch eine kämpferische 
Partei war, für Demokratie und Fortschritt (lebhafte 
Heiterkeit bei der SPD und CDU) eingesetzt hat. Nun 
(ZlUr CDU gewandt), wenn Sie ausgerechnet dazu 
lachen und glauben, die SPD verteidigen zu müssen, 
dann · ist das eine bezeichnende Angelegenheit. Auf 
jeden Fall war früher unter anderen Verhältnissen die 
Sozialdemokratie auch die Vorkämpferin gegen das 
Dreiklassenwahlrecht. Und wenn hier ein solches Drei
klassenstimmrecht enthalten ist, dann müßte das auch 
für eirie Partei, die wirklich ernsthaft die Demokrati
sierung und das Mitbestimmungsrecht der kleinen und 
mittleren Waldbesitzer und der Waldarbeiter will, ein 
Grund sein, um dieses in seinem Wesen reaktionäre 
Gesetz abzulehnen. (Beifall lbei der KPD.) 

Präsident: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Der Ab
geordnete Hertel. 

Abg. Hertel (vom Platz aus): 

Ich möchte vom Platz aus eine Feststellung machen. 
lch__hin leider gezwungen, die Freude des Herrn Kol
legen Feller über den ersten Satz der Präambel etwas 
zu verwässern. Bei den letzten Beratungen im Rechts
ausschuß ist dieser mir sehr sympathisch gewesene, 
von der Regierung vorgeschlagene Satz nach einer 
lebhaften Diskussion geopfert worden. Der Herr Kol
lege Feiler hat versäumt, die Drucksache II/1572 näher 
zu oeträcriten: Da ist im Absatz 3 bemerkt, daß im 
§ 1 der erste Absatz gestrichen und ersetzt wird durch 
folgenden Satz: 

,,Der . Wald ist dem Schutz des ganzen Volkes an
vertraut." 

Ich knüpfe in diesem Zusammenhang an die vom 
Herrn Kollegen Feiler gemachten Darlegungen die 
Hoffnung an, daß sich dieser Schutz unseres Waldes 
nicht nur auf unser Volk, sondern auch auf alle Men
schen und Mächte, die jemals in Deutschland etwas zu 
sagen liaben, erstrecken möge. {Beiiall bei der SPD.) 

Präsident: 

Damit ist die allgemeine Aussprache gesctüossen. 
Meine Damen und Herren! Ich darf wohl Ihr Ein
verständnis voraussetzen, daß ich zunächst über die 
Drucksache II/1572 abstimmen lasse. Widerspruch 
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dagegen erhebt sich nicht. Wer dem Antrag des 
Rechtsausschusses nach der Drucksache II/1572 seine 
Zustimmung geben will, den bitte lieh, die rechte 
Ha.nc! zu erheben. - Die Gegenprobe. - Stimment
haltung. - Der Antrag ist bei vier Stimmenthaltungen 
der Kommunistischen Partei angenommen worden. 

Meine Damen und Herren! Ich rufe zunächst auf 
den Abschnitt 1 und lasse abstimmen über den Ände
rungsantrag der SPD, der Ihnen in der Drucksache 
II/1576 zugeleitet wurde. Wer dem Anderungsantrag 
II/.1576 seine Zustimmung geben will, den bitte ich 
um Erhebung der rechten Hand. - nie Gegenprobe. -
Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Ich rufe auf den Abschllii.tt 2 und gleichzeitig dazu 
die Drucksache II.'1579, Änderungsantr•ag der CDU
Fra'ktion. Wer dem Änderungsantrag der CDU-Fraktion 
- DTucksache II/1579 - seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich um Erhebung der rechten Hand. - Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltung! - Mit Mehrheit ange
nommen. 

Ich ru!e auf den Abschnitt 3, den Abschnitt 4, dazu 
die Drucksache II/1578. Es wurde mir soeben mitge
teilt, daß in d•ieser Drucklsache ein Druckfehler ent
halten jst, und zwa·r muß e.s heißen zu § 33 Abs. 3; 
Die Sätze 2 und 3 - in der Drucksache heißt es: 3 
und 4. Ich bitte, das handschriftlich zu berichtigen. 
Wer dem Änderun.gsantrag der Drucksache II/1578 
seine Zustimmung geben V.'ill, den bitte ich um Erhe
bung der rechten Hand. - Die ,Gegenprobe. - Stimm
enthaltung. - Bei vier Stimmenthaltungen der Kom
munistischen Partei angenommen. 

Ich rufe auf den Abschnitt 5, den Abschnitt 6, den 
Abschnitt 7, Einleitung und Überschrift. Wer dem 
Gesetz in dritter Lesung seine Zustinunung geben will, 
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. - Die Gegen
probe. - Das Gesetz ist g~gen vier Stimmen der Kom
munistischen Partei in dritter Lesung angenommen 
word~n. (Beifall bei der CDU und SPD.) 

Meine Damen und Herren! Ich freue mich, daß wir 
cem Lande dieses wichtige Gesetz nun gegeben haben 
und darf auch in Ihrem Auftrage allen, -die an der 
Fassung dieses Gesetzes mitgearbeitet haben, den 
herzlichsten Dank des Landtages aussprechen. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zum 
Punkt 7 der Tagesordung: Dritte Beratung eines Lan
desgesetzes zur Durchführung der Diphtherie-Schutz
impfung - Drucksache II/1154/1286 - Berichterstattung: 
Sozi.alpolitischer Ausschuß: Berichterstatter ist der 
Abgeordnete Dr. Habighorst. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Habighorst: 

Meine Damen und Herren! Die dritte Lesung des 
Landesgesetzes zur Durchführung ... (Unruhe im Saal). 

Präsident (unterbrechend): 

Ich bitte um Ruhe! 

A b g. D r. Ha b i g h o r s t (fortfaht'end): 
der Diphtherieschutzimpfung wurde durch Einspruch 

der Fraktion der CDU im November 1949 ausgesetzt 
und dieses Gesetz erneut zur Beratung dem Sozial
politischen Ausschuß und dem Landesgesundheitsrat 
zugeleitet. In d<!r Sitzung des Landesgesundiheitsrates 
im Dezember 1949 in Mainz wurden die im Plenum 
damals vorgetragenen Bedenken beraten. Die Mehr
heit des Lande.sgesundheitsl'ate-s sprach sich dafür aus, 
da medizinische Bedenken gegen eine Zwangsimpfung 
geltend gemacht werden können, zunächst eine Imp-

fung auf freiwilliger Basis zu empfehlen. Es wurde 
betont, daß bei Durchführung einer freiwilligen 
Impfung bereits ein Erfolg zu erwarten sei. Gegen die 
Durchführung der Zwangsimpfung wurden auch des
halb Bedenken vorgetragen, da ein hunderprozentiger 
Schutz durch die Schutzimpfung nicht erreicht wird 
und es sich auch herausgestellt hat, daß durch diese 
Impfung sich Schädigungen, beso!lders bei Erwach
senen, nicht immer vermeiden lassen 

Nach mehrmaliger Beratung im Sozialpolitischer. 
Ausschuß hat die Regierung eine Neufassung des 
Gesetzes dem Ausschuß zugeleitet, die in der Sitzung 
vom 1. September 1950 beraten wurde. In § l ist die 
zwingende Vorschrift zur Impfung in eine Kann-Vor
schrift abgeändert. In dem n~ angefügten Absatz 2 
ist die Möglichkeit geschaffen, die obligatorische 
Impfung durchzuführen, wenn ein Notstand. gegeben 
ist. Der Minister des Innern erhält durch dieses Gesetz 
die Ermächtigung, die Zwang'S'impfung gegen die 
Diphtherie an.zuordnen, nachdem der Landesgesund
heitsrat hierzu gehört worden ist. In Zeiten erhöhter 
Seuchengefahr müssen die gegen eine Zwangsimpfung 
vorgetragenen Bedenken zurückgestellt werden. 

Um ein notwendiges schnelles Handeln zu ermög
lichen, wurde dem Absatz 2 des § I zugestimmt. In 
§ 1 wurde das Alter bei der dritten Impfung au( das 
12. Lebensjahr herabgesetzt. 

Der Sozialpolitische Ausschuß schlagt dem Hohen 
Hause vor, dem Landesgesetz zur Durchführung der 
DiphtherieschuWmpfung in der Fassung der Druck
sache II/ 1551 in dritter Lesung seine Zustimmung zu 
geben. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Nach der Berichterstat
tung ist die Aussprache eröffnet. Der Beratung liegt zu 
Grunde die Drucksache rI' l551. Der Ält~tenrat :'IC'hiägt 
Ihnen vor, die Redezeit auf fünf Minuten zu be
schränken. Widerspruch da.geg,c.n erhebt sich nicht. 
Es ist so beschlossen. Das Wort hat Frau Abgeord
nete Halein von der KPD. 

Frau A ·b.g .. Halein; 
Meine Damen und Herren! Wir haben bei der ersten 

Beratung dieses Gesetzes bereits unsere 3tellung~ 
nahme klargelegt. Wir sind für alle Schutzmaßnahmen, 
die der Gesundheit unserer Kinder, und :rnl'h der 
Erwachsenen, dienen. Aber wir smc! hellte wi~ damals 
dagegen, daß man auch in dieses Gesetz wiederum 
einen Strafparagraphen eingebaut hat, der dahin geht, 
daß diejenigen Eltern, die ihre Kinder nicht freiwillig 
zur Impfun.g bringen, mit einer Geldstrafe von 150 
DM oder mit drei Tagen Haft bestraft werden. Man 
soll es den Eltern selbst überlassen, ob Si(' einf.: 
Impfung für notwendig halten oder nicht, was ihnen 
bei der Beobachtung der Gesundheit ihres Kindes klar 
wird. Ein amtsärztliches Gutachtt!n kann darüber hin
aus ja auch vorgelegt werden. 

Im § 7 Abs. 3 heißt es: .,Gegf'n die Entscheiduni,l' des 
Amtsarztes, der die Impffähigkeit des Kindes fo~t
stellt oder nicht, kann der gesetzliche Ver treter des 
Impffähigen binnen eines Monats narh Bekanntgabe 
der Entscheidung das Amt~gericht anrufen, da~ end
gültig entscheidet." 

Meine Damen und Herren! Es ist erstmalig in einem 
Impfgesetz, daß ein Amtsgericht darüber entscheidet, 
ob die Entscheidung eine$ Arztes tatsächlich die rieb~ 
tige ist. Wenn man hier von einem oberärztlichen 
Gutachten die Entscheidung abhängig machc?n würde, 
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wäre das eher zu oegreifen, so ist es zumindest unver
$1ändlich, daß man die Impffähigkeit oder das Gegen
teil, also das Urteil über die Gesundh-?it eines Kin
des einem Amtsgericht unterstellt. 

Wir beantragen die Streichung des § 10, dieses Haft
Paragraphen, weil man damit die Eltern zwingen will, 
etwas zu tun, was oft geg,en deren eigene Über
ze·ugung geht. 

Präsident: 

Frau Abg. Halein, stemm Sie einen formellen Antrag? 
(Frau Abg. Halein: Ja!} Bitte geben Sie ihn herüber. 
Meine Damen und Herren! Weitere Wortmeldungen 
zur allgemeinen Aussprache liegen nicht vor'? · .Frau 
Abgeordnete Dr. Weiß von der sozialdemokratischen 
Fraktion hat das Wort. 

F 1· au Ab g. Dr.Weiß: 

Meine Damen und Herren! Wie wir durch den Herrn 
Berichterstatter gehört haben, hat das Landesgesetz 
über die Durchführung der Diphtherieschutzimpfung 
eine Änderung insofern erfahren, als diese Gesetzes
vorlage nicht sofort •einen Zwang vorschreibt, 3ondern 
eine sogenannte Notstandsformel enthält, um in Zei
ten erhöhter Seuchengefahr die obligatorische I~pfong 
gegen Diphtherie anordnen zu können. Gerade die 
Hinweise des Internisten und Kinderklinik~r-s im 
Landesgesundheitsrat mü:,.scn uns Veranlassung sein. 
von einer Zwangsimpfung so lange abzusehen, als 
eine unmittelbare Gefahr weiterer Ausbreitung nicht 
gegeben ist und so lange auch nicht feststeht daß 
früher oder später Schäden in irgendeiner Form 
ausgeschlossen sind. Die völlig freie ·Entscheidung der 
Eltern kann daher unter den im Augenblick gegebe
nen Umständen nicht ein.geschränkt werden. Meine 
Fraktion wird dem vorliegenden Gesetzesenhvurf ihre 
Zustimmung geben. 

Prä~ident: 

Weitere Wortmeldungen liegen nit:ht vor. Die allge
meine Aus~prache ist damit ge~chlossen. kh rufe auf 
<len § 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10 und lasse zunächst 
abstimmen über den Änderungsantrag, den soeben <iie 
Kommunistische Partei hier vorgelegt hat, der lautet: 

,,Der Landtag wolle beschließen: § 10 des Landes
gesetzes zur Durchführung der Diphtherieschutzimpfung 
wird gestrich€n." 

Wer ciiesem Änderungsantrag seine Zustimmung 
geben will, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. 
Die Gegenprobe. Mit überwiegender Mehrheit abge
lehnt. § 11, 12, 13, Einleitung und Überschrift. Wer 
dem Gesetz in 3. Beratung seine Zustimmung geben 
will, bitte 'ich, sich vom Platz zu erheben. Die Gegen
probe. Stimmenthaltung. 

Da5 Gesetz ist angenommen bei drei Stimmenthal
tungen der Kommunistischen Partei. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen nunme-hr 
ium Punkt 8 der Tagesordnung: Große Anfrage dei
Fraktion der Fi-elcn Demokratischen Partei betreffend 
Wahrnehmung der Geschäfte des Landrats füi- tleu 
Kreis Frankenthal. (Drucksache 11/1528). 

Wird dazu eine Begründung gegeben. Herr Abgeord
r1eter Wohlleben {,FDP) hat das Wort. 

A b g. W o h 11 e b e n : 

Auf besonderen Wunsch von Herrn Dr. Nowack, der. 
leider plötzlich abberufen wurde, bitte ich den Punkt 
«uf die morgi,ge Tagesordnung zu ~tzen. 

Präsident: 
Der Abgeordnete Wohlleben hat beantragt, den 

Punkt auf die morgige Tagei;ordmmg zu setzen. kh 
muß d~rübe-r die Genehmig:mg des Hauses einholen 
Wer -dem Antrag. die Zustimmung geben will, bitte , eh 
um Erhebung der rechten Hand, Mit Mehl·heit ange
nonunen. 

Wir kommen dann zum Punkt 9 der Tagesordnung: 
Berichterstattung des Hauptausscttusses zur DruC'k
sache 11/1480; Antrag der Fraktion der SPD betreffend 
Lockerung der Befürde,;ungsspcri:e. · Be1-iohterstatter 
ist der Abgeordnete Selzer vom Hauptausschuß, Ich 
erteil,e ihm das Wort. 

Ab g, Se 1 z er: 
Meine Damen und Herren! In seiner Sitzung am 

26. Juli dieses Jahres hat der Hauptausschuß den 
Antrag der SPD betr. Lockerung der Beförderungs
spe1Te, Drucksache JI(1480, beraten. Nach einge-hender 
Würdigung aller Gesichtspunkte, die sich aus der 
Diskussion ergeben haben, hat der Hauptauss<:'huß 
folgenden einstimmigen Beschluß gefaßt; 

„Der Lan<lta-g wümcht, da.ß die Landesregierung die 
Beförderungssperre in der Landesverwaltung insoweit 
lo<:kert. als Planstellen, welche dl1roh Au~5eheiden 
des bisherigen Stelleninh~bers frei wurden und frei 
werden. wl~der besetzt werden sollen. Dabei soll nach 
Möglichkeit den Angehörigen der unteren BesoLdun:gs
und Vergütungsgruppen Gelegenheit zum Aufrück,m 
gegeben werden." 

Das ·Hohe Haus wird um Annahme dieses Be
schlusses gebeten. 

Präsident: 
Nach der Berichterstattung ist die Aussprache eröff

net. Das Wort hat der Abgeordnete Heep von der 
Sozialdemokratischen Partei. 

A bg. Hee p: 

Meine Damen und Herren! Wir sind im Zweifel, ob 
die Beförderungs,s~rre, wie sie heute noch besteht, 
gesetzmäßig ist. Die Beförderungs.sperre ist eingeführt 
worden seinerzeit durch eine LandE"Sverol"dnung, und 
zwar auf Grund des Währung:sumstellun:gsgesetzes, das 
gewi~sermaßen dafür die Grundlag€' geboten hat. Das 
Währungsumste11ungsgesetz hat abtilr diese Maß
nahmen auf <He Dauer von ~,{ .Jahr beschränkt. 
Diese Zeit scheint nun vorbei zu sein. Wir sind aber 
andererseits der Meinung, daß sowohl die Einstellungs
sperr<!, als auch die Beförderungssperre. wie sie heute 
gehandhabt wird, nicht richti~ gehandhabt wird und 
daß sie sich ungünstig auf die allgemeine Verwaltung, 
besonders auf die Staatsverwaltung, auswirkt. Durch 
diese Beförderungs- und Einstellungssperre wird der 
ganze Personalapparat zentralisiert. Wenn man irgend
wie bei einer Landesbehfü-de dl·außen angesprochen 
wird wegen einer Einstellung eines Beamten, dessen 
Steile genehmigt ist oder wegen der Beförderung eines 
Beamten, der schon seit Monaten die Stelle innehat, 
für die er befördert we1·den soll, immer wieder hört 
man, Ja, Anträge sind gestellt worden, die liegen bei 
der Slaat.skanzlei, die Hegen im Dezernat Urban und 
da bleiben sie liegen. bis sie eines schönen Tages das 
Licht der Welt wieder erbli<:ken werden, wenn nac:h 
ihnen gesucht wird. Das gibt Mißmut in den staat
lichen Behörden, das föroert di'E' Arbeit.sleistung und 
die .Arbeifsfreudigkeit nj('ht und das erwec:;kt Miß
traud. zwischen den Beamten, Ange'>tellten und den 
Behöt,ctenleitern, die doch letzten Endes auch eine 
Fürsorgepflicht ihren Beamten ti.nd Angestellten ge-
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genübcr haben, ihnen die Stelle und die Bezahlung 
entsprechend der Stelle zukommen zu lassen, die sie 
nach ihren Leistungen verdienen. Deshalb haben wir 
diesen Antrag auf Aufhebung bzw. Lockerung der 
Beför<ierungssperre gestellt. 

Hinzu kommt noch ein weiteres: Konform der 
Beförderungssperre geht auch die Eingruppierungs-, die 
HöhergruppierungssperrE" der Angestellten. Die scheint 
mir gesetzwidrig zu sein. Denn wir sind doch an die 
Tarirvet·träge gebunden und nach den Tari.fverträien 
~ind ,die Beschäftigungsmerkmale dc:r Arbeit, die der 
bc•treffende Angestellte ausübt, maßgebend für die 
Bezahlung. Wenn nun im Laufe der Zeit durch Weg
fall, Tod oder Pensionierung, Ange.~tellte, die sich 
bewährt haben, in besser doti·erte Stellen gekommen 
~ind. sollen sie auch nach dem Tarifrecht, an da<s w ir 
g~bund,en sind, zu det· enl-;prechenden Bezahlung 
J~ommen. 

Es kommt ein Drittes noch hinzu. Die Einstellungs
und Beförderungssperre h~mmt auch unsere Verwal
tung. Denken wir an die Eu:tberatungcn bezüglich der 
Landeskulturverwaltung. Die Landeskulturverwaltung, 
unterstützt von Landwirten, schreit seit Jahren nach 
Fachpersonal. damit man endlich mit den Umlegungs
urbciten draußen vorwärts kommt. Es sind ihr im Etat 
die Stellen bewilligt worden, aber immer wieder, wenn 
man fragt, Lundcskulturverwaltung, wann fangt ihr 
denn endlich einmal an mit den Umlcgun.gsarbeiten, 
bekommt man zur Antwort: die Stellen sind ja bewil
ligt, die Antl'äge sin<l zwar gestellt, die Einstellung 
ist aber bis jetzt nicht genehmigt worden. Diese Dinge 
müssen geändert werden un,d deshalb die Bitte, die 
wir im Antrag II/1480 ausgesprochen haben an die 
Land·~~regicrung, das bisherige Verf~hren zu ändern, 
Lockerung der Beför<lerungsspcrre und dementspre
c·hend auch der Eir.stellungssperre und die entspre
dwndc Entschließung 'in der Drucksache II/ 1531. (Bei
fall bd der SPD!) 

Prä s ident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Schieder von der 
Kommunistischen Partei. 

A b g, S c h i e d e r : 

Meine Damen und Herren! Die Frage der Beförde
rungssperre hat ja letzten Endes das Haus bzw. die 
Ausschüsse nicht erst seit gestern beschäftigt. Die 
praktische Erfahrung hat aber gezeigt, daß diese 
Sperre immerhin nur für gewisse Leute besteht. Denn 
gerade in dieser Zeit, wo bekanntlich hier begrün
det wurde, die finanziellen Mittel seien zu stark an
gespannt und würden unter allen Umständen eine 
solche Be(örderungssperre bedingen, hatte sich ja über
all zugetragen, vornehmlich in den Ministerien, daß 
sogar Leute neu eingestellt werden konnten und auch 
in entsprechende Positionen kamen. Ich sehe vomehm
Hch in diesem Antrag, Aufhebung der Beförderungs
sperre, eine Notwendigkeit für die jungen Leute der 
Verwaltung. Vor - ich glaube, es sind jetzt rund 2 !,,; 
oder 3 Jahre her, hat das Land um die Deckung des 
Nachwuchses seiner Beamten zu sichern, eine Schule 
in Cochem eingerichtet. In der Zwischenzeit hat dort 
<eine große Zahl jugendlicher Leute Examen ab
gelegt. Trotzdem sind sie heute noch nicht in der ent
sprechenden Position untergebracht worden bzw. sind 
überhaupt nicht untergebracht worden. Erklärlich, 
daß dieser Umstand schon zum großen Teil aus einer 
bestimmten Animosität führender Regierungsstellen 
r:egen die Cochemer Schüler herrührt, zum anderen 
aber dar! ich Sie daran erinnern, daß der Kollege Dr. 

Boden in seiner Eigenschaft als Ministerpräsident 
immerhin gerade den Absolventen gegenüber· das 
Ehrenwort abgelegt oder das Versprechen geleistet 
hatte, ihre entsprechende Eingruppienmg unter 
allen Umständen durchzuführen und daß er sich auch 
später noch als - gewissermaßen Schirmherr dieser 
Leute - genannt hat. Ich würde in diesem Falle doch 
darum bitten, daß sich Herr Dr. Boden dieser Frage 
und diesen Dingen noch e inmal annimmt. Nun fällt 
aber diese Frage der Beförderungssperre heute zu
sammen mit einer Angelegenheit, die mir ebenso 
wichtig erscheint, weil sie vor kurzem mit einem so
genannten Runder1aß der Landesregierung hier schein
bar zum ersten Male in Rheinland-Pfalz experimen
tiert werden sollte. Meine Damen und Hcn·en! Die 
Presse hat darüber in der abfälligsten Form g~schl"ie
ben. & gehört gewissermaßen zu dem tägl ichen 
Pensum des Antikommunismus, der in Presse und 
Rundfunk betrieben wird. Aber, ich darf bei dieser 
Gelegenheit daran erinnern, daß sie damit bzw. die 
Regierung, einen eklatanten Bruch aller freiheitlichen 
Deklarationen der Landesverfassung sowie des Grund
gesetzes begangen hat. Wir sind der Meinung, daß ge
rade dieser Anlaß dazu dienen muß. einen solchen 
Vorstoß der Landesregierung zurückzuweisen. kh bin 
mir klar darüber, meine Damen und Herren, daß die 
eigentliche Absicht, die hinter diesem Vorhaben steckt, 
keineswegs damit wirklich in die Tat umgesetzt wer
den kann. Sie werden sich darüber im klanm sein, 
daß es nicht nur allein diese Dinfe sind, wie kh sie 
eben nannte, freiheitliche Rcmte in der eigenen Lan
desverfassung, die Sie aufheben müßten. Wir werden 
Ihnen nicht gestatten, meine Damen und Herren, daß 
Sie unter diesen Bedingungen sich nach außen hin das 
Mäntelchen demokratischer Toleranz umhängen wol
len, wenn sie in der Praxis ganz anders verfahren. Ich 
weise auch darauf hin. daß Sie ändern mÜS$en die 
Gesetze zum Schutze der Op(er des Faschismu:;, daß 
Sie ändern müssen die Gesetze zum Schutze der Be
triebsräte und dergl., die davon betroffen sind. kh 
habe bereits einige Zuschriften gesehen, die Beamte 
oder Angestellte des öffentlichen Dienstes auf Grund 
dieses Rundschreibens oder Rundverfügung der Lan
desregierung erhalten haben. kh muß sagen, ich werde 
beim Lesen des Textes lebhaft daran crinnC'rt, was ich 
seiner Zeit, als wir hier das Beamtengesetz behandelt 
haben, ausgeführt hatte. Die Treuepflicht und der 
Dieru,therr, das habe ich damals bezeichnet als die 
Dinge, die übernommen sind aus der Zeit des alt('n 
Fritz, des Fridericus Rex, wie e1· so schön immer in 
der Geschichtsschreibung behandelt wur"de mit seinem 
Zopf und seinem Krüdtstock. Ich habe damals den 
Wunsch geäußert, daß ein Gesetz entstehe. das Beamte 
oder Angestellte des öffentlichen Dienstes schalten soll, 
die Menschen ohne Zopf sind, unc'. Sie sind auf dem 
bestem Weg, etwas zu tun, was unter Um.ständen nkht 
<:'inmal den Vergleich aushält mit d€n Methoden des 
Dritten Reiches. Ich bin der Überzeugung, daß ein 
solcher V0rstoß niemals anerkannt wird, wenngleich 
ich nicht große Hoffnung Ruf die objektive Betrach
tung von Verfassungsgerichtshöfen usw. setze. Ich 
kann mich noch gut daran erinnern, es ist noch 
nicht so lange her, daß selbst Leute dieses Hau~es, 
die der CDU angehören, sagten, sie lehnt n einen 
Kampf gegen. den Kommunismus mit der Waffe oder 
dem Gummiknüppel ab. Ich bin der Übcr-ze-ugung, daß 
gerade diese G€legenheit ihnen dle Möglichkeit bietet. 
derartige Auffassungen unter Beweis zu stellen. 

Ich stelle zu dem Antrag II/1531 den Zusatzantrag, 
daß die Landesr~gierung aufgefordert wird , die durch 
Runderlaß des Innenministeriums ergangene Vcrfü-
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gung für alle Beamte, Angestellten und Arbeiter des 
öffentlichen Dienstes, <lie durch Unterstützung kom
munistischer Bestrebungen aus dem Dienst entlassen 
werden sollen, sofort zurückzuziehen. Der Rundevlaß 
stellt eine offenkundige Verletzung der Landesver
fassung von Rheinland-Pfalz und einen Bruch der im 
Grundgesetz verkündeten Meinungsfreiheit dar. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Hermans von der CDU. 

A b g. He r m a n s : 

Meine Damen und Herren! An sieh ist es nkht not
wendilg, an diese Sache allzuviel Worte zu verschwien
den. Ich kann erklären, daß aurh unsere Fraktion, 
wie sie das bereits in den Ausschußberatungen zum 
Ausdruck gebracht hat, Wert ,darauf legt, daß die Ein
ste1Iungs- un<l Beförderungssperre möglichst bald auf
gehoben werden kann. Wir sind uns allerdings ,darüber 
klar, daß ·hier der unglückliche Lan<lespolitiker der 
Gegenwart etwa dasteht wie der berühmte Esel zwi
schen den zwei Heuhaufen. Ich bitte bei dem, was 
jetzt kommt, die Vertreter der Presse zu bedenken, daß 
ich den Landespolitiker als Esel bezeichnet habe. De,:
eine Heuhauien ist das Wohlwollen de,:- Angestellten 
des öffentl.ichen Dienstes, das sel•bst.verständl:ich 'Ilm so 
größer wird, je leichter die Beförderung, die Höher
gruppierung, die Einstellung gemacht wird. Dei· an
dere Heuhaufen ist das Wohlwollen der sogenannten 
öffentlichen Meinung, die ja nun leider -dahin geht, 
immer auf Kosten des öffentlichen Dienstes wesent
liche Ersparnisse für die sogenannte Allgemeinheit er
zielen :z:u woll-en, wobei die Frage ist, wer auf Grund 
seiner besonders pünktlichen, wenn auch nicht ganz 
freiwilligen Steuerzahlung eigentlich das größte Inter
esse daran hat, -daß an seinen Steuergeldern -gespart 
wird - kleine Unfreundlichkeit eines selbst Betroffe
nen ... 

Ich möchte eben nur sagen, über diese Dinge muß 
man versuchen, möglichst bald hinwegzukommen, und 
wir sind der Auffassung, daß <!er Antrag d-es Aus
schusses dazu eine Möglichkeit bietet und daß diese 
Möglichkeit auch von der Regierung benutzt werden 
wird. 

Es sind aber von meinem sehr verehrten Herrn Vor~ 
1·edner einige Ausführungen gemacht worden, bei 
denen ich zwar -einen unmittelbaren Sachzusammen
hang mit den Tagesordnungspunkten nkht festzu
stellen vermag; da aber gegen diesen Sachzusammen
hang kein Widerspruch erfolgt ist, muß ich mir einige 
Bemerkungen dazu gestatten. _ Es ist wirklich inter
essant, daß man versud1t, die' Einstellungs- und Be
förderungssperre, wie sie zur Zeit •besteht, mit ge
,:vissen Maßnahmen zur Sicherung der Demokratie in 
einen Zusammenhang zu bringen. (Unverständlicher 
Zwischenruf des Abg. Feller, KPD.) (Zum A·bg. Feller 
gewandt.) Ich würde Ihnen raten, ein großes Plakat 
mit der Aufschrift „Sonderrichter" demnächst in die 
Sitzung mitzu,bring-en, um es dann, wenn ich die Tri
büne betrete, an die Wand zu hängen, ich erinnere 
mich aber auch SO· schon daran. 

Ich sage nur, sind .Sie sich bitte darüber klar, meine 
Herren von der KPD, -daß es .solcher kleinen Metho
den, wi-e einer ,Einstellungs- und Beförderungssperre, 
gar nicht b-edarf, um Ihrer Bestrebungen innerhalb des 
Staatsapparates Herr zu werden. Wenn wir den Ein
druck haben, daß es notwendig ist, gegen ihre offen 
oder versteckten trojanischen Pferde in der Staatsver
waltung etwas zu unternehmen (Unverständlicher Zwi
schenruf des Abg. Feiler KPD. - Glocke des Präsiden-

ten!) dann werden wir <las tun im Rahmen der Mög
lichkeiten, die uns unsere Landesverfassung gibt. Ich 
möchle Sie ausdrücklich auf ein intensives Studium 
des Artikels 133 unserer Landesverfa:;;:sung verweisen. 
Es ist zweckmäßig, wenn Sie sich bereits jetzt sehr 
eingehend mit dieser Materie befassen, damit Sie, 
wenn demnächst die Diskussion über den Punkt be
ginnt, weni·gstens in der Lage sind, mit halbwegs 
anhörungswürdigen Argumenten dem zu bege.gnen, 
was dann die überwältigen-Oe Mehrheit <lieses Hauses 
beschließen wir<!. 

Prä s·i den t: 

Der Abgeordnete Fel!er von der KPD hat das Wort. 

1 A :b g. F e 1 l -e r: 

J. Meine Damen un-0 Herren! Es besteht ein logischer 
Zusammenhang zwischen dem Punkt Beförderungs
sperre bzw. ihre Aufhebung und der geplanten Hin
ausbeförderung von Antifaschisten und Hitler-Gegnern 
aus <ler Verwaltung. Aber die Logik des Mannes, der 
hier gesprochen hat, haben w ir ja schon einmal ken
nengelernt, und ich habe ihm gesagt und erkläre es 
hier vor aller Öffentlichkeit : Herr Hermans wird 
keine Gelegenhelt mehr haben. an einem Sondergericht 
zwei -Todesurteile zu unterschreiben, so wie er das im 
Frühjahr 1945 noch wenige Tage vor dem Zusammen
bruch der blutigen Hitler-Tyrannei getan -hat. Ich 
glaube, es ist niemand hier im Saal, der so unquali
fiziert dazu ist, uns Antifaschisten. die wir im Kon
zentrationslager waren, zu drohen, wie gerade ein 
Hitler-Sonderrichter, der an der Hinrichtung von zwei 
deutschen Menschen mitgewirkt hat. (Zuruf Abg. Her
man.s: Die heute noch leben!) Wir haben inzwiscli.en 
nachgeprüft... (Zuruf Ministerpräsident: Das ist 
Schwindel, was Sie da erklären! - Glocke des Präsi
denten.) 

Präsident: 

Herr Ministerpräsident, ich muß das zur.ückweisen! 

A1bg. Feller: 

Ich weiß nicht, ob Sie als Polizeiminister die Akten 
einmal nachgeprüft haben über diese zwei Todes
urteile, an denen ihr Parteikolle,ge Hermans mitge
wirkt 'f1.at. Wir ·haben sie nach-gesehen un-0 wir wis
sen auch, daß dal'Über eines Tages noch einmal ein 
deutsches Gericht ein anderes Urteil fällen wird. Es 
gibt eine Gerechtigkeit. lmd glauben Sie nicht, d~ß 
wir, die wir in den Konzentrationslagern waren, wir, 
die wir gegen die Hitler-Diktatur gekämpft haben. 
uns beugen werden vor Hitler-Sonderrichtern, oder 
vor anderen Polizeiministern, die im Auftrage aus
ländi~cher Besiatzungsmächte gegen Antifaschisten und 
deutsche Patrioten vorgelhen. (Heiterkeit.) Das wollte 
ich Ihnen nur sagen: (Glocke des Präsidenten.) 

P r ä s i ,d e n t: 

Herr Abgeordneter Feller, ich darf wohl annehmen, 
daß Sie mit den 11anderen Polizeiministern" nicht den 
Minister unseres Landes gemeint haben. Sollte das der 
Fall sein. so müßte ich Sie zur Ordnung rufen. 

Abg. Feller: 

Damit habe ich diejenigen gemeint, denen der Schuh 
paßt, die sollen ihn anziehen. 

Präsident: 

Herr Abgeordneter Feller, ich rufe Sie zur Ordnung! 

--·- .. .... ·-------·-------------·-----------·--"· ........... ____________________ _ 



86. Sitzung, 13. September 1950 2471 

Ab g. Fe 11 e r: 
Ich möchte auf jeden Fall hier feststellen ... (Zuruf 

Abg. Josten: Rausschmeißen ist das ·beste!) Sie schmei
ßen niemand raus ... (Unruhe!) 

Präsident: 

kh bitte um Ruhe! 

Ab g. Fe 11 er: 
Am möchte auf jeden Fall unterstreichen, daß man 

uns nicht einschüchtern kann. Wenn heute hier be
raten wird daß man bisher gerade bei demokratischen 
forts(;hrittlichen Beamten eine Sperre gegen Auf
rücken errichtet hat und wir dann darauf hinweisen 
müssen daß man heute damit anfängt, .gleich.zeitig 
Hitler-Gegner und Deutsctw, die unter Einsatz ihres 
Lebens gegen die blutige Tyrannei der Vergangenheit 
gekämpft haben, daß man die aus der Verwaltung hin
auswerfen möchte, um an deren Stelle Sonderrichter 
und sonstige SA-Leute zu setzen. Wir glauben dann, 
daß Sie sich in einem großen Irrtum befinden. Ein 
1933 wird nie wiederkehren, meine Herren; das sollte 
sich jeder überlegen. Und wenn Sie hier Leute, die in 
Konzentrationslagern waren, entla~sen wollen, dann 
gehen Sie noch weit hinaus über das Hitler-Gesetz, das 
1933 erlassen wurde, das sogenannte Gesetz zut· Wie
d('rher.;;teLlung des Berufäbeamten<tums. Sie verstoßen 
nicht nur gegen die Verfassung, die Sie SElbst mit 
Füßen treten, und gegen das sogenannte Grundgesetz 
von Bonn, sondern Sie glauben auch damit deutsche 
Männer und Frauen zu treffen, die heute in der 
schwersten Stunde, WO· es um Krieg oder Frieden geht, 
sich für den Frieden und die Einheit unseres Vater
landes einsetzen. Daß Sie hier mit einer solchen Aus
nahmeverordnung wie diesem Ukas des Innenmini
sters die wirkliche Entmilitarisierung und die Demo
kratisierung auch im Westen Deutschlands nicht auf
halten können. das werden .Sie sehr bald feststellen 
können. Man hat versprochen - das war im Pots
damer Abkommen fest.gelegt, das einmal alle AHiierte 
unterzeichnet haben - daß die endgültige Entmilitari
sierung und Demokratisierung durchgeführt werden 
soll. Diese Maßnahme der Ausnahmegesetzgebung ge
gen fortsd1rittliche deutsche Menschen und Patrioten 
beweisen, daß auch Sie auf diese Maßnahme pfeifen, 
weil hier im Westen, besonders auch in New York und 
in Bonn, Bcs.chlüsse gefaßt werd<!n, um eine MWtari
sierung, eine Remilitarisierung durchzuführen, und 
ehemalige Hitler-Generale und Hitier-Faschisten wie
der in maßgebende Positionen kommen. Sie zeigen 
damit nicht nur, was es mit Ihrer Demokratie in Wirk
lichkeit auf sich hat, daß Sie wirkliche Demokraten 
maßregeln und unter Ausnahmegesetz stellen wollen, 
sondern Sie beweisen damit gleichzeitig, daß Sie auch 
nicht aus deutscher Entsclleidung handeln, sondern daß 
Sie ausländische Befehle in diesem Fall durchführen 
gegen Deutsche, die alles eingesetzt haben, damit un
ser deutsches Vaterland wirklich eine demokratische 
Republik wird, und diese demokratische Republik wer
den wir schaffen trotz all Ihrer Ausnahmegesetze. 

Pt'äsident: 

Das Wort hat der Herr Ministerpräsident. 

Ministerpräsident Altmeier: 

Meine Damen und Herren! Sie erwarten sicherlich 
nicht von mir, daß ich auf die „furchtbaren" Drohun
gen eingehe, die der Herr A·bgeordnete Feller hier 
ausgesprochen hat. Es gab schon einmal eine Zeit vor 
1933, wo auch mit derartigen Drohungen das Volk ein-

geschüchtert wurde, besonders mit dem Satz von dem 
,,Köpfe-Rollen". Ich glaube, meine Damen und Herren, 
wir haben alle Veranlassung, dafür zu sorgen, daß in 
unseren Parlamenten solche Drohungen unterbleiben. 

(Zuruf Abg. Feller: Die wurden vom Sonderrichter 
He1mans ausgesprochen! - Glocke des Präsidenten). 
Sie haben uns doch Anlaß gegeben. 

Präsident: 

Herr Abgeordneter Feiler, ich bitte, die Zwischen
rufe zu unterlassen. 

Ministerpräsident Altmeier : 

Im übrigen möchte ich folgendes klarstellen , .. 

(Unverständliche Zurufe des Abg. Sehleder. -

Glocke des Prä~i::lenten.) 

Präsident: 

Herr Abgeordneter Schieder, die Zwischenreden 
müssen Sie unterlassen! 

Ministerpräsid~nt Altmeier: 

Der Herr Abgeordnete Feilet· spricht so verschämt 
von ,.Antifaschisten" und .,Hitler-Gegnern", die man 
GUS der Verwa!tung her:.>mbugsieren wollte. Nein. 
meine Damen und Herren, Antifa-;chisten und Hitler
C"~gner bringen wir nicht aus d·?r Verwaltung h~r
aus, sondern zum Schutze d~r Bundesrepublik 
Dcuts('hJand SED-~ute! Ich bitte doch, diese Be
griffe einmal richtig ausein~nder zu halten. (Zurur 
Abg. Halein.) Wir werden dafür zu ~orgen haben, Jaß 
die deutsche Verwaltung bereinigt wird von solchen, 
die sich als Gegner der Bundesrepublik Deutscllland 
proklamieren Wir kennen aus der Rede d,e3 Herrn 
Ulbricht die Befehle, di<: er ergfillen Ji<•ß und in (Zuruf 
Abg. Halein) denen aufgerufen wird zum nationalen 
Widffstand und zur Nichterfüllung und Nichtbea<:h
tung deutscher Ge.:;etze. Da wir aber .atif der anderen 
Seite auf Grund des Beamtengesetzes und der Ver
fassung von unserem Beamten erwarten, daß sie 
Diener des Staate:; sind, die Verfassung achten, und 
getreu dieser Verfa;:;sung ihre Pflicht edüllen ... (Zuruf 
Abg. Feller: Sie brechen ja die Verfassung!) werden 
wir rücksichtslos jeden entfernen, der sich als Gegner 
dieser Verfassun~ und damit als GCl,!ner dit.".,es Staa
tes proklamiert. (Br~vo-Rufe und starker Beifall! -
Zuruf Abg. Feiler.) 

Fräsident: 

Herr Abgeordneter Feller .. . 

Ministerpräsident Altmeier: 

Und das ist immer dann der Fall, wenn wir fest
stellen, daß solche Leute in Amtern Parolen folgen. 
die ihnen nkht von denen, die sie einge3etzt haben. 
gegeben sind, sond':rn von aen Herren der Ostzone. 
Im übrigen, meine Damen und Herren, sind Sie mit 
mir der Auffassung, daß ioh aur die verschiedenen 
Ausführungen des H-errn Fcller hier nicht einzugehen 
brauche, wie ich überhaupt namen, der Landesr<Jgie
rung erklären kc>nn, daß wir es ablehnen, auf Tiracien 
und alle derartigen Dinge einzugehen. de,rn wir sind 
der Auffassung, meine Damen und Herren, daß wir 
zu sachlicher Arbeit hier zus~mmengckommen sind 
und nicht dazu, diese „Parolen" wieder anzuhören. -
Ich möchte aber mit einigen Sätzen noch auf den 
Antra:g des Hauptausschusses eingehen und damit noch 
einmal kurz zu der Frage der Befö!'derungs- und 
Einstellungssperre dz.s Wort nehmen. Es ist schon 
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gesagt worden und ich kann das unterstreichen, daß 
wir den Zustand h€rbeisehn<m, wo wir ohne Beför
derungs- und Einstellungssperre wieder unsere Arbeit 
tun können, denn Sie dürfen mir glauben, daß unsere 
Ministerien und unsere Die~~tstellen durch diese zu
sätzliche Arbeit über Gebühr beansprucht werden. 
Wenn gesagt wird, der Landtag wün.;cht, daß die 
Landesregierung die Befördenmgssperre in der Lan'
des.veJ:'\Valtung insoweit lockert, als Planstellen, welche 
durch Ausscheiden des bisherigen Stelleninhabers frei 
wurden oder frei werden, dann bin ich mit diesem 
Satz ohne weiteres einverstanden, wobei ich aber 
unterstelle, daß sie alle der Auffassung s{nd, daß dies 
nur dann zu geschehen hat, wenn die Wiederbesetzung 
dieser Planstellen auoh wirklich erforderlich ist. 
Ich glaube. Sie sind mit mir alle der Mieinung, daß 
wir keine Planstelle besetzen, wenn etwa die Aufga
ben dieser Planstelle in Wegfall gekommen sind. Nach 
diesem System, m.eine Damen und Herren, '.i-st auch 
bisher schon verfahren worden, wie es überhaupt voll
ständig falsch wäre, anzunehmen. als wenn nun auf 
Grund der jetzt noch be<stehenden, sehr gelockerten 
Einstellungs- und Beförderungssperre wede1· einge
stellt noch beföl.'dert wiiroe. lch darf Ihnen die Ver
sicherung geben, daß jede freiwerdende Planstelle, 
wenn sie erforderlich ist, auch wieder besetzt wird 
und rechtzeitig vorther aus den verschiedenen Mini
ster'ien und Dienststellen schon die Anträge dafür ein
geleitet werden, daß über notwendige Beförderungen, 
die zum Beispiel durch TOd oder Pensionierung eines 
Rektors, eines Studiendirektors usw. erforderlich 
sind, kein Wort verloren wird, d. h., daß diese Be
förderungen laufend .erfol·gen. Wenn ein neuer Rektor 
ernannt werden muß, ·dann ist es ganz selbstverständ
lich, daß der Lehrer, der die Stelle erhält, au<:h beför
de1·t werden muß, ohne daß es eines Antrages bedarf. 
Es ist eben gesprochen worden - ich glaube, der Herr 
Kollege Heep war es - von den notwendigen Ein
stellungen für die Kulturabteilung. Auch hier kann 
ich sagen - das gilt auch für die SoZli.alverwaltung 
ebenso -, daß ,generell Genehmigungen :f'ür die Ein
stellung solcher :im Etat festgelegter und notwendig 
gewor<len-E>r Planstellen laufend erteilt werden, und 
daß es, Herr Kollege Heep, eine so billige Ausrede 
darstellt, wenn nun jedem, der irgendwo nach einer 
Einstellung oder einer Beför,derung fragt, gesagt wird: 
,,Ja. das liegt bei dem Ministerpräsidenten. dss liegt 
in der Staatskanzlei." Man sollte wirklich in sokhen 
Fälkn den Dingen immer wieder nachgehen um fest
zustellen, wo es liegt. Es ist überhaupt falsch, meine 
Damen und Herren, zu sagen, wir hätten eine hundert
prozentige Beförderungssperr~ bzw. eine Einstellungs
&perre. Wir haben das ruicht. Wlr haben im Laufe der 
Monate Hunderte von 'Einstellungen und Beförderun
gen vorgenommen. Wlr haben keinerlei tarifliche 
Einengung zugelassen. Der Betreffende, <!er für eine 
bestimmte Position eingestellt wurde, ist ja damals. 
als die Einstellung erfolgte, in irgende<ine Gruppe der 
TOA eingestuft worden, und wenn er nun zu einer 
anderen höheren Position gelangt, dann bringt die 
betreffen<le Abteilung dC<n entspr-echenden Antrag ein, 
und dann wird sehr einfach verfahren, ind€m der 
Ressortminister beantragt, der Finanzfl11irjster zu
stimmt und schließlich die Staatskanzlei bzw. Minister
präsident ebenfalls zustimmt, ein Verfahren, wel<:he,-; 
sich so gut eingespielt hat, daß dadurch keine Verzö
gerungen entstehen. Verstehen Sie aber bitte, meine 
Damen und Herren, daß die Landesregierung aus den 
Gründen, die der Herr Abgeordnete Herrn.ans eben 
hier aAgedeutet hat, eine letzte Handhabe haben muß. 
damit im Interesse der Verwaltung und entsprechend 
<len Forderungen, die die Öffentlichkeit an uns stellt. 

verfahren werden, d. h., daß gespart werden kann 
und daß gespart werden muß, wo es möglich ist, ohne 
daß dadurch - ich betone das noch einmal - beamten
rechtliche Ansprüche oder tarifliche Einengungen er
folgen. Wir wet·den selbstverständlich na<'th dem wei
teren Inhalt des Antrages, den ic!i mir gern zu eigen 
mache - un<i ich darf sa,gen. daß wir auch bisher 
danach verführen haben -, den Angehörigen der 
unteren Besoldungsgruppen und Vergütungsgruppen 
die Möglichkeit und Geleger,,.heit zum Al•frücken geben. 
Id1 darf also zusammenfassend feststeJJen, daß ich 
den Antrag, <lien das Hoh~ Haus nach seinen Bera
tungen im Haurtauss,chuß vorgelegt hat, gern ent
gegennehme, daß wir· aber ganz ~m Sinne dieses 
Antrages bereits ~tets S-O verfahren haben. Die Beför
derungs- und EinsteHungssperre, so wie sie in dieser 
Auflockerung heute noch besteht, ist im übrigen ein 
Beschluß der Landesregierun~, die noch kürzli0h 
darüber beraten hat und der Auffassung war - und 
-z;war einstimmig -, daß im geg'€nwärtigen Augen
blick aus den verschiedenen Gründen eine hul]dertpro
zentige Aufhebung noch nicht verantworte,t werden 
kann, die aber darüber hinaus alles getan hat, um 
niema:1d unrecht :ru tun. (Beifall.) 

Präsident: 
Zur Geschäftsordnung hat der Abgeordnete Schlick 

das Wort. 

A b g. S C h 1 i C k : 

Ic.'1 darf vom Platz aus sprechen. Anschließend an 
die Worte des Herrn Ministerpräsidenten, daß wir hier 
zu sachlicher Arbeit versammelt sind, und da die sach
lichen Dinge zu Punkt 9 der Tagesordnung erledigt 
sind, beantrage ich Schluß der Debatte. 

Präsident: 
Es ist Schluß der Debatte beantragt. Sie wollen dazu 

sprechen"'/" Der Abgeordnete Griesbeck hat das Wort. 

Abg. Griesbeck: 

Ich stE!he auf dem Standpunkt, daß die Ausfühnm
gen des Herrn Ministerpräsidenten unsachlich waren 
{Unruhe), und es muß dagegen St-E>lhmg genommen 
werden. Ich bitte daher, mir zu _kurzrn Ausführungen 
dns Wort zu erteilen. 

Präsident: 
Ich muß zunächst über den Antrag des Abgeord

neten Schlick abstimmen lassen. Wer dem Antrag des 
Abgeordneten Schlick auf Schlnß der Debatte seine 
Zusfünmung geben will, bitte ich um Erhebung der 
rechten Hand. Das ist die überwiegende Meh1·heit. Die 
Debatte ist damit abgeschlossen. Wir kommen zur Ab
stimmung. k.h lasse zunächst abstimmen über die 
Drucksache II,1531 des Hauptaussch\1Sses. Wer dem 
Antrage Drucksache II/1531 seine Zustimmung geben 
will, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Die 
Gegenprobe. Der Antrag ist einstimmig angenommen. 
Wir kommen nun zu einem Zusatzantrag der Kom
munistischic>n PaxtRi. Ich glaube; es muß Entschlie
ßungsantrag heißen. (Zuruf Abg. Schieder: Nein, Zu
satzantrag!) Wir stellen wohl zu einem Antrag, der 
vollkommen daneben geht, keinen Zusatzankag, son
dern höchstens einen Entschließun,gsantrag, um dar
über abstimmen zu lassen. Ich lasse über den Ent
scb.ließungsantrag abstimmen, den der Abgeordnete 
Sehleder soeben vorgelesen hat. Wer dem Antrag der 
Kommunistischen Partei, dem Entschließungsantrag, 
zustim.men will, bitte ich. um Erhebung der rechten 
Hand. Die Gegenprobe. Der Antrag ist abgelehnt. 
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Wir kommen zum Punkt 10 der Tagesordnung: Erste 
Beratung eines Antrages der Fraktion der CDU betr. 
zweites Landesgesetz über den Wegfall von Kürzungen 
der Versorgungsbezüge - Drucksache 11/1374 - und dazu 
erfolgt eine Berichterstattung der entsprt•chenden Aus
schüsse, des Haupt-, Rechts- und Haushalts- und 
}'inanzaussc:husscs, zur Drucksache 11/1485 - Urantrag 
der Fraktion der CDU betr. Landesgesetz betr. Aus
dehnung des Landesgesetzes über den Wegfall von 
Kürzungen der Vei-sorgungsbezüge vom 10. März 1950. 
Der Berichterstatter zunächst vom Haupt- und Haus
halts- und Finanzausschuß ist der Abgeordnete Ziegler. 
kh erteile ihm das Wort · 

A b g, Z i e g l e r : 

Meine Dam~n und Herren! Ich habe Ihnen für den 
füLUptausschuß sowie für den Haushalts- und Finan.z
:rnsschuß zu berichten. Der Urantrag der Fraktion der 
CDU betr. Ausdehnung des Landesgcset.zc,s über den 
Wcg!all von Kürzungen der Versorgungsbezüge vom 
10. März 1950 wurde zunächst im Hauptau9schuß, und 
zwar am 26. Juli beraten. Der Vertreter des Finanz
ministerium~ legte b~i der Beratung seine AuffaS&ung 
d.ahin,gehend dar, daß die Frage des Wegfalls von Kü.r
;rungen der Versorgungsbezüge bei den Eisenbahn
bediensteten des Landes Rheinland-Pfalz nicht im 
Rahmen einer landesrcchtlichon Bestimmung ,geregelt 
werden kann. Die Bahnbediensteten hierzulande ge
hören z.ur sogenannten Betriebsvereinigung der Süd
westdeutschen Eisenbahnen, welche die drei Länder der 
französisch·en Zone umfaßt. Nach einer Bestimmung 
dieser Betriebsverelni.giung im Abkommen vom Jahre 
1947 gchö1·t u. a. auch die Besoldungsregelung zum 
Aufgabenbereich des u!:isenbahnverkeh.rsrates. Das 
Finanzministerium hielt daher dafür, daß die Au1-
hcbung der Kürzung der Besoldungs- und Ver.sorgungs
bczügc zunächst nur Sache des Eisenbahn,verkehrs
ratcs sei. De!' Eisenbahnverkehrsrat der Südwestdeut-
5chen Eisenbahnen. seri.nersei ts aber, so wurdieW"e-iter fest
gestellt, hielt sich für die Erledigung von Besoldungs
fragen in dem dama,Llgen Augenblick auch nicht mehr 
für zuständig, weil die Eisenbahnen demnächst auf 
den Bund übergehen . Der E1senbahnverkehrsrat wollte 
einer ~samtroge1ung durch den Bund nk:ht vor
greifen. So blieb es also bei der seitherigen ein.seitigen 
fü.,g elung der sec:hsprozentigen Kürzung der Bezüge 
der Eb,enbahnbediensteten. Der Hauptausschuß stellte 
sieh nun einhellig auf den Standpunkt, daß die Be
soldung und Versorgung der Eisenbahnbediensteten 
die gleiche Regelung erfahren muß wie die der Staats
bedien.steten. Die Landesx,egieru.ng müsse sich ein
schalten ,und bei den zuständigen Stellen vorstellig 
werden. Es wurde daher i,m Ausschuß ein Antrag an 
den Landtag beschlossen, wonach die Landesregierung 
zu ersuchen ist, im Eisenbahnver>kehrsrat und im Bun
desrat entsprechende Vorstellungen zu erheben. Sie 
finden diesen Antrag in der Drucksache II, '1532. 

Al.s der Haushalts- und Finanzausschuß fünf Wochen 
später den gleichen Gegonstand behandelte, wax in 
etwa eine neue Situation eingetreten. Es waren näm
lich inzwischen innerhalb der zuständigen Behörden 
und Gremien tatsächlich Verhandlungen angelaufen, 
um Anpassungen zwischen· der Regelung der Kürzun
gen der Bizone und derjenigen der französischen Zone 
herbei7JU1ühren. Bei diesen Verhandlungen alleixiings 
wirkte der eine Umstand erschwerend, daß in der 
Bizone eine andere Regelung der Kürzungsaufheb.um.g 
getroffen 1,st als bei uns. In der Bizone wird die so
genannt() Staffelkürz,ung ang,ewandt, welche .die Kür
:wng untet' Freilassung eines Betrages von 125 DM bei
behält, während die Kürzung bei uns ja generell au1-

gehobc,n ist. Eine einheiUiche Regelung kann daher 
wahrscheinlich nur so gefunden werden, daß die Kür
zungsbestimmungen der Bizone auf die Besoldung und 
Versorgung der Eisenbahnbediensteten auch unseres 
Landes angewandt werden. 

Der Haushalts- und Finanzausschuß konnte somit 
zunächst feststellen, daß dem Beschluß des Hauptaus
schusse.s inzwischen durch die Verhandlungsaufnahme 
weitgehend Rechnung getragen war. Zu die8er Fest
stellung faßte er weiterhin den Beschluß, zu bean
tragen, daß die Landesregierung ersucht wer.den soll, 
zu gegebener Zeit im Bundesrat darauf hinzuwirken, 
daß ganz allgemein die Bc"Soldun.gs- und Versorgu.n.g:s
verhältniSS€ aller öffentlichen Bediensteten einschließ
lich der Bediensteten der Bundesbahn - und zwar im 
gesamten Bundesgobiet - eine gleic:hmii.ßige unct ein
heitliche Regelung finden . 

Das ist der Inhalt des Antrages in Drucksache II ' 1561, 
die Ihnen vorliegt. Ich habe Ihnen dementsprechend 
nunmehr zusammenfassend vorzuschlagen, zu be
schließen a) den Antrag des HaUuJtaui-schusses - Druck
sache II/ 1532 - anzuncl1men, sowie b) den Antrag des 
Haushalts- und Finanzau~schusses - Drucks. IIll:iGl -
ebenfalls anzunehmen. 

Mit der Annahme dieser beiden Anträge wäre der 
Urantrag in Drucksache II11485 als überholt und damit 
als erlecli!gt zu betrachten. 

Präsident: 

A1s weiterer Berichterstatter hat der Abgeordnete 
Scheercr vom Rechtsausschuß das Wort. 

Ab g. S c h e e r e r : 

Meine Damen und Herren! Der Recht!lausschuß hat 
in. seiner Sitzung vom 7. Septembe1· sich mit dieser An
gelegenheit befaßt und kam zu dem gleichen Ergebnis, 
d. h. er hat dem Landtag keine Drucksache vorgelegt, 
sondern sich dem Ergebnis, das der Hausha1ts- und 
Finanzausschuß in der Drucksache II. '1561 festgelegt hat, 
angeschlossen. Insoweit wül'de sich eine besondere Be
richterstattung durch den Rechtsausschuß hier erübri
gen. Aber bei den Beratungen dieser Vorlage kam zum 
Ausdruck, daß es noch Kreise von Beamten gibt, die 
heute noch benachteiligt sind und daß diese Benach
teiligung aufgehoben werden muß, und zwar für die
jenigen Beamten, die früher nicht im Lande Rheinland
Pfalz tätig waren. Soweit Beamte in Frage kommen, die 
zu den Vertriebenen gehören, hat der Rechtsausschuß 
festgestellt, ist diese Angelegenheit nunmehr Sache des 
Bundes. Es wird zur Zeit auch im Bund ein Gesetzent
wurf beraten, der diese Frage regeln soll. 

Es bleibt die eine Gruppe von Beamten, die nicht im 
Lande Rheinland-Pfal1. tätig war und heute noch den 
K;ü.rzungsbestimmungen der Landesverordnung vom 
20. Januar 1948 unterwo1·fen ist. Der Rechtsausschuß 
war einmütig der Auffas.sung, daß aus all.gemein mora
lischen, aber auch aus verfassungsrechtlichen Gründen 
eine solche Benachteiligung nicht mehr aufrecht erhalten 
werden kann, daß der Landtag oder die Landesregie~ 
rung Mittel und Wege finden müßte, um diese Benach~ 
teiligung aufzuheben. 

Inzwischen Hegt hier ein Antrag der CDU vor, der 
gleich hier mitbehandelt wird und der die Frage in der 
Form so trifft, wie der Rechtsausschuß sie einstimmig 
geregelt haben möchte. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! kh lasse zunächst über 
die beiden Anträge der Ausschüsse - II, 1532 und II,' 1561 
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- abstimmen. Wer diesen beiden Anträgen seine Zu
stimmung geben will, den bitte ich um Erhebung der 
rechten Hand. - Ich stelle die einstimmige Annahme 
fest. Der ,Ältestenrat schlägt Ihnen vor, den Gesetzent
wurf der Drucksache II/1574 dem Haushalts- und Finanz
ausschuß und dem Rechtsamschuß zu überweisen. Der 
Abgeordnete Steger von der FDP hat das Wort. 

Ab g. Stege r: 

Meine Damen und Herren! Sie wi~sen, wie wir uns 
damals im Frühjahr, als diese Dinge schon einmal zur 
Debatte standen, auch über jene Menschen unterhalten 
haben, die zuletzt außerhalb des Landes Rheinland
Pfalz angestellt waren. Sie kennen die Bemühungen, 
die ich schon damals an den Tag legte in den Sitzungen 
des Hauptausschusseg, und Sie kennen auch das Er
gebnis: damals war es nicht möglich. 

kh begrüße es deshalb, daß diese Frage jetzt wieder 
aufg-egriffen wird. Ich möchte lhnien den Vorechlag 
machen. diesen Antrag der CDU doch während dieser 
Sitzung, also heute abend noch, in den Ausschuß zu 
schicken, damit der Ausschuß sich heute abcnd noch 
darüber k1ar wird und wir vielleicht dieses Gesetz mor
gen noch in zweiter und dritter Lesung verabschieden 
kön11.en. Es ist doch meines Erachtens gar nicht möglich. 
an der Regelung dieser Sache vorbeizukommen. Warum 
~oll noch viel darüber gesprochen werden? Wir kön
nen diese Menschen nicht dauernd weiter benachteili
gen. Wie Sie eben aus den Berichten zu der Drucksache 
u ,1532 usw. gehi.>l't haben, läuft dies alles jetzt schon 
seit Mon:;iten. Es muß doch endlich einmal zu einer 
Regelung kommen. Deshalb mein Vorschlag, diesen An
trag heute im Hauptausschuß noch zu behandeln. damit 
man das Gesetz möglichst morgen verabschieden kann. 

Präsident: 

Der Abgeordnete Dr. Zimmer von der CDU hat das 
Wort. 

Abg. Dr. Zimmer: 

Herr Präsident, darf ich vom Plat?.:e aus eine kurze 
Bemerkung machen'? 

Präsident: 
Bitte! 

Abg, Dr. Zimmer (vom Plat:,:e aus): 

Mit dieser Anregung des Herrn Abgeordneten Ste
ger sind wir grundsätzlich selbstverständlich einver
standen, aber wir glauben, daß das Finanzministerium 
uns vorerst einmal die finanzielle Auswirkung sagen 
muß, damit auf Grund dieser Feststellung des Finanz
ministeriums, die meines Erachtens übrigens akten
mäßig schon vorliegen wird. dann der Haushalts- und 
Finanzausschuß seine Entschließungen fassen kann. 

Ich möchte deshalb vorschlagen, daß das Finanz
ministerium möglichst heute hoch dem Haushalts- und 
Finanzausschuß die erforderlichen Unterlagen zuleitet 
und würde dann anheimstellen, morgen früh den Haus
halts- und Finanzausschuß mit der Sache zu befassen. 

Allgemein darf ich dazu sagen, daß nach meinen per
:;;ünlichen Feststellungen, die zu diesem Antrag geführt 
haben, die finanziellen Auswirkungen nicht einmal so 
erheblich sind, wie man das befürchten sollte, daß aber 
auf der anderen Seite das verletzte Rechtsempfinden 
demgegenüber möglichst bald wiederhergestellt werden 
muß. kh möchte also so vorschlagen: Heute Unterlagen 
äes Finanzministeriums, morgen früh Beratung im 
Haushalts- und Finanzausschuß. 

Präsident: 

Der Vertreter des Finanzministeriums ist, glaube ich, 
hier anwesend. Ich nehme an, daß er die Unterlagen 
noch besorgen kann. Darf ich vielleicht den Herrn Vor
sitzenden des Haushalts- und Finanzausschusses, den 
Herrn Abgeordneten Dr. Boden, bitten, das Entspre
chende zu veranlassen. Wir könnten ja vielleicht morgen 
während der Sitzung eine kurze Beratung des Haus
halts- 1.md Finanzausschusses abhalten. (Abg, Dr. Bo
den: Unter der Voraussetzung, daß wir das Material 
bekommen!) Ja. das muß zunächst festgestellt werden. 
Ich bitte Sie, sich darum zu bemühen. (Abg. Steger: 
Herr Präsident. muß es an den Hauptausschuß?) Nein, 
es muß an den Haushalts- und Finanzausschuß. (Ab~. 
Steger: Auch nicht an den Rechtsausschuß'?) Rechtlich 
ist es nicht notwendig, Es ist nur notwendig, daß es in 
den Haushalts- und Finanzausschuß geht, weil es sich 
um eine Finanzvorlage handelt. 

Also, es wil·d beschlossen, den Antrag der CDU an 
den Haushalts- und Finanzausschuß zu überweisen. 
Widerspruch dagegen erhebt sich nicht. Es ist so be
schlossen. 

Wir kommen zum Punkt 11 der Tagesordnung: Be
richterstattung des Hauptausschusses zur Drucksa.che 
II/1478 - Antrag der Fraktion der FDP betr. l{enn
zekhnung der Pkw. der Behörden und öffentlichen 
Dienststellen des Landes - Drucksache 11/1533. Es ist 
kein Bericht.er;,.tattE"r für diese Vorlage benannt wor
den. ln der Drucksache II"I533 liegt Ihn~m ein Antrag 
des Hauptau;;;sch'l.l~ses vor. (Abg. Claus: Ich möchte 
bitten, <laß über den Antrag II 'l478 auch abgestimmt 
wlrd!} Ja, wenn der Antrag II/1533 ang{'n<>mmen wird, 
lst der Antrag II "1478 als erled'i-gt 7.U betrachten; die 
stehen gegenseitig im Wid€'rsprnch. Das Wort hat der 
Abgeordnete Clatls von der FDP. 

Ab g. Cl aus: 

Meine Darl'l('n und H<"rren! Ich kann mich hier de>r 
Ansicht des H~1Tn Präsidenten . . . .. 

P r ä s u de n t (unterbrechend): 

Entschul<:Hgen Sie, Herr Ciaus. ich habe mich ge·irrt. 
es sind zw-ei verschiedene Anträge. die nicht im Wider
ß'Pruch zueinander stehen. Es müßte also über beide 
Anträge abgestimmt V."€rden. Ich frage den Vorsitzen
den des Hauptau~schu~€-S. welche Auffassun,g der 
Hauptausschuß zu dem Antrag 11 ·1478 eingenommen 
hat. Das Wort hat der Vorsitzende des Ha.uptaus
s-chusses, der Al.:>geo1·dnete Roth. 

Ab g. Roth: 

Dor Hauptausschuß hat zu dem Antrag SteH:ung .ge
nommen, und in der Aussprache wurde festgestellt, 
daß man zwar dem Antrag zustimmen könne, so wfo 
er gestellt wurde seiteJ'liS der FDP, jedoch unter der 
Von1<l.lS<>etzung, daß - weil ja gerade der Antrag mit 
den Interessen des Steuerzahlers begründet wur<l<'= -
für diesen Fall selbstverständlich auch dann alle 
anderen Wagen, die ebenfalls mit den Mitteln der 
Steueruihler beschafft würden, d-ie gleiche Kennzeich
nung erhalten müßt€-n. Daraufhin hat dt'r FDP-Ver
tret.e:r n~cht mehr darauf ,bestanden, daß der Antrag 
in der Form, wie er vorgelegen hat, zur VE>rhandlung 
kam. Es wurde der neue Ent.':lchließung>santrag mit 
dem Ersuchen an die Landesregienmg geg€'be n , zu be
stimmen. inwieweit Dienstfahrzeuge für den · Privat
gebrauch ve'n\·en.aet wel'den dürfen und dafür eine be
sondere Regel,ung z.u treffen. Daher der Ant.rag des 
Hauptausschusse,s an den Landtag, die Regienmg zu 
ersuchen, hia·w Richtllrüen ZJU erlassen. 
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Präsi<ient: 

Der Abgeordnete Claus von der Freien Demo
kratischen Partei hat das Wort. Darf ich S ie bitten, 
nach hier z,u kommen wegen der Aufnahme. 

Ab g, C 1 aus: 

Mir scheint. daß im Hauptausschiuß vielleicht nur 
unserem Vertreter, vielleicht aber auch anderen Her
ren ein ähnliches Malheur passiert ist wie eben dem 
Herrn Präsidenten. E."> scheint sich ein Mißverständ
nls eingeschlichen zu haben, we.s<halb ich den Antrag 
stelle, nochmals um Zurück.verweisun,g der beiden An
träge II/1478 und II/1533 an den Hauptaus.schuß. 

Präsident : 

Meine Dame n und Herren! Es ist <ier Antrag ,ge
stellt worden, die be:den Anträge noch einmal ein den 
Hl1Juptau$SChuß zu überwe.isen. Widerspruch dagegen 
erhebt sich nicht. Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 12 der Tagesordnung: An
trag der FraktJon der CDU betr. Bereitstellung von 
außerordentlichen Haushaltsmitteln für den Straßen
bau im Regierungsbezirk Trier - Drucksache 11/1536 -. 
Z-ur Begründung dieses Antr·ages hat der Abgeordnete 
Harig von dicr CDU das Wort. 

Ab g, H a r i ,g : 

Mein<? Damen und Herren! Die Str;; ßenverh.ältnis.5€, 
besonders der Landstraßen erster und zweiter Ord
nung und Gemeindesti'.a-Ocn, sind im Lande Rheinland
Pfalz in ei.nem sehr schlechten Zustand. Durch die 
Kriegsverhältnisse wurden besonders strategisch wich
tige Straßen und Autobahnen ausgeba.ut. Di~ anderen 
Straßen wurden mehr od<?r weni:ger stiefmütterlich be
handelt. Die Straßen im Regierungsbezirk Trier, be
sondc·rs in <:lel' Roten Zone, wurden sehr stark in An
spruch .genommen. Die Westwallbauten in den Jahren 
1938:'39, der Vormarsch der de-utschen Armeen 1940, 
der Rückzug 1945 und dt'r Vormarsch der alliierten 
TruppE>n haben diese Straßen so stark in A.ns-pruch 
genommen, daß hier eine außerord-entliche Hilfe ein
setzen muß, um das Straßennetz in diesen ~ieten 
vor dem gänzlichen Verfall zu bewahren. Wir ver
kennen nicht, daß in anderen Landesteilen sich auch 
schleehte Straßen befinden, die eben:falls instand
setzungsbedürftLg sind. Aufgabe der Straßenverwal
tung ist es nunm-ehr, nachdem die Bu,ndesstraßen. d ie 
bisher vord:ringlkh behandelt wurden und aus Bun
desmitteln nunmehr g,efö~dert werden, sich der Land
straßen I. un,d II. Ordtllllng besonders anzunehmen. 
Kreis ,und Genei.nde s'ind nicht in der Lagie, d iese 
Schäden an den Straßen zu tra.gen, die durch Kriegs
m.aßnaihl'n(!n zerstört wurden. Wk können diese 
Schäden a'Uch nicht in den ersten Jahren be.."€iti,gen. 
Es muß ein großzügiges Straßenbauprogramm auf 
weite Sicht aufgestellt werden. •Die vorhandenen Mit
tel müssen zur Zeit auf dLe St11aßen konzentriert wer
den, die heute am schlechtesten sind. Wir sind uns 
eini·g darüber, daß im Regierungsbezirk Trier, t;nd ins
besondere in der Roten Zone, die Straß<.>nver'.hältniase 
am schlechtesten sind. Wir ,bitten Si.e daher, unseren 
Antrag Drucksache II/1536 dem Haushalts- und Finanz
ausschuß, evtl. auch dem Wirtschafts- und Verkehrs
ausschuß Z1U überweisen, die dann zu überprüfen haiben, 
welche Mittel für dic,s.e besondere Hilfe eingesetzt 
werden können, und diejeJ'IJigen Straßen bestimmen, 
die am vordringlichsten behandelt werden sollen. 

Präsldent: 

Meine Damen und Herren! Das Wort hat 'der Ab
geordnete Griesbeck von der Kommur.istischEn Partei. 
E.s ist eine Redezelt von 5 Minuten vorgeschlagen. 
Widerspruch da,gegen e!'hebt .sich nicht. E:; ist ~o be
schlossen. 

A b g. G r i e s b e c k : 

Meine Damen und Herren! Es ist unserer Auffas,sung 
nach nicht nur notwendig, daß die Straßen, deren In
standhaltung dem Lan<le obliegt. gefördert und untcr
stµtzt werden, sonde1-n daß auch die Gt>meinden in 
ihren Bestrebungen, ihre Ver:bindung.swege zu erhal
ten, von seiten des Staates dabe.'i finanzielle Beihilfe 
erhalten. Wenn Sie überlegen, daß der größte Tdl 
die.ser Verbindungswege in dem sogenannten Fron
dienst, also durch die eigene Arbeitsleistung der Leute. 
gemacht wiro, und wenn t rotzdem diese Straßen Tau
sende von Mark zum Teil allein nur für die Miete der 
Dampfwalzen erfordern, so glaube ich, werden Sie mir 
ohne weiteres recht geben müssen. daß das Land hier 
zum Vorteil der Gemeinden unbedingt mit eingreifen 
muß. Außerdem kann es unmöglich angehen. daß die 
Straßf:'n nur notdürftig in.stand geS1:tzt werden. kh 
verstehe unter einer notdürft i.gen Instandsetzung <lk 
Wiederherstellung einer Straße zwar m it einer tadel
losen Sanddecke, aber das Anbringen e iner völlig un
genügenden Teerdecke auf d ieser Sanddecke; denn 
eine so wiederhergestellte Straße ist in kürzester Frist 
vollkommen zusammengefahren, und die erheblichen 
Aufwendungs- und In.standsetzungskosten s ind dann 
sozusagen für die Katz hinaus.geworfen. Es muß also 
von seiten der Regierung alles getan werden, um ge
rade das Straßenproblem, wie der Vorredner s,chon be
tonte, in der Roten Zone nach -besten Kräften, un<I 
xwa~ nicht nur mit halben, sondern mit ganzen Mitteln, 
wieder zu lösen. Wir wer den dem Antrag unsere Zu
stimmung geben. 

Präsident: 

Der Abgeordnete Dr. Asholt von der ;;ozialdemo
kratischen Fraktlon hat das Wort. 

Dr. As ho l t: 

Mdne Da men und Hencn! Ich hatte eigentlich nieht 
vor, zu d iesem The-ma zu spreche n. Aber nachdem 
mein Kollege Gries.bcck besonde rs für d<'n Kreis Bit
burg eingetre ten ist, kann ich es auch nicht lassen. 
Ich habe eigentlich nur eine besondere Bemerkung zu 
machen. Mir liegen in meiner Ei.gensclla!t als Vor
sitzender des Grenzlandausschusses Anträge aus den 
verschiedensten Kreisen vor, und in einigen dieser An
träge ist der Ausdruck mit besonderer Vorliebe an,gc
wanrlt worden: global; das Land soll global helfen, so 
denkt man sich, d . h . mit anderen Worten, wir wis
sen, daß es nicht möglich ist. verlaggEan ~bcr trotz,d,em. 
daß das Land große Summen den Kreisen z.ur Ver
fügung stellt, damit Kreis- und Gemeind<'straß<:n wie
der aufgeb'1ut werden. Im Etat des vorigen Jahres, 
d. h. im Nachtragsetat, war tine Summe von 800 000 
DM bestimmt, und wenn ich an bestimmte Strecken 
denke, die wicderhergesiellt wurden, so sind diese 
800 000 DM außcrordmtlich geschickt und günstig an
gewandt worden, abe r nur dadurch, daß man auch die 
Gemeinden mit herangezogen hat, Hilfe zu leisten. kh 
möchte besonders ein Stück hervorhc:ben, nämlich den 
Teil einer sehr wichtigen Verkehrsstrecke unmittelbar 
an der Grenze, die wiederhergestellt wurde, da haben 
mehrere Gemeinden sich zusammengetan ·und haibcn 
es geschaffl Andererseits habe ich gerade ~mcinden 
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au-s mei·nem Kre1S€, von denen ich wei.ß. daß ihre 
Straßen durch Kriegseinwir!rnng, besonders durch Be
fahren von schwerer Artillerie, zerstört worden sind, 
so daß sie sich in einem ganz schauderhaften Zustand 
befinden, vorgeschlagen, &ie möchten einmal einen 
Finanzierungsplan einreichen. In einem Falle habe ich 
auf zweimaliges Auffordern. nicht einmal eine Ant
wort bekommen. Ich möchte deshalb, um,d un:terstütze 
den Antrag des Kollegen Harig, daß die Dinge so ge
handhabt werden, daß wirklich .die Unterstützungen, 
die notwendig sin<l, den Gemeinden nur dann gezahlt 
werden, wenn sie Finanz.ierungspläne aufstellen und 
auch zur Eigenhilfe schreiten. Wir kommen allmä0hltch 
immer mehr dahin, und ich' muß sagen, man bekommt 
eine Abneigung gegen diese Methoden, daß nUT nach 
Landeshilf.e gerufen wird ,und man selbst nicht mehr 
Hand anlegen will. Im übrigen, ich betone es noch 
einma·l, unterstütz-e ich den Antrag der CDU hiermit 
durchaus. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Zimmer von 
der CDU. 

Ab g. Dr. Zimmer: 

Me.ine Damen und Herren! Ich möchte unter einem 
Gesichtspunkt hier einiges zu dem vorliegenden An
trag sagen. Die in unserem Lande entstandenen Schä
den sind unmittelbare Folgen des Krieges, der für uns 
ja schon gewissermaßen im Sommer 1938 ·mit der Er
richtung des Westwalles begonnen hat. Von dieser Zeit 
ab waren unsere Straßen aller Art bis zur letzten 
Dorfstraße einer unerhörten, völlig ungewohnten In
anspruchnahme ausgesetzt. Es muß klar herausgestellt 
werden, daß die Last, die dem Grenzland aufgebürdet 
worden ist, eine durch die Politik des damaligen Rei
ches bedingte Kriegslast und daß daher der Zustand 
unserer Straßen eine unmittelbare Kriegsfolgelast ist. 
Wonn man feststellen darf, daß z. B. in Obeebayern 
oder in Süd-Württemberg sich sämtliche Straßen in 
einem vorzüglichen Zustand befinden, dann darf man 
mit Erstaunen beobachten, daß laut Nachrichten der 
bayerischen Presse, die anscheinend unserer Presse 
entgangen sind, dort Zusagen gemacht werden, daß 
durch den Bund dort zur Aufschließung bestimmter Ge
birgswinkel für den Fremdenverkehr neue k-0stspielige 
Wegestrecken gebaut werden sollen mit großer finan
zieller Unterstützung des Bundes (Zurufe: Hört, hört!). 
Oberbayern hat ja auch Kriegsschäden erlitten, das 
wissen wir, dort ist, glaube ich, 1945 der Obersalzberg 
gespnmgt worden. {Heiterkeit. - Abg. Feller {KPD]: 
Dafür haben wir den Petersberg!) Ich meine. wir gön
nen ja jedem alles, aber Recht muß Recht bleiben. 
Wenn man von anderer Seite wieder hört, daß Melio
t·ationsmittel für die Landwirtschaft nach gewissen 
Teilen des Bundesgebietes gehen, die durch den Krieg 
nicht unmittelbar geschädigt sind, während in unserem 
Lande, wo wir gerade uns mit dem Wegenetz befassen, 
die Landwirtschaft nicht leben und sterben kann, so 
muß man doch hier den Finger darauf legen. Ich 
möchte den Her;n Ministerpräsidenten und die Herren 
Minister bitten, hier bei der passenden Gelegenheit 
diesen Zahlen nachzugehen. Uns nützen schöne Redens
arten und der beste gute Wille nichts, wenn man nicht 
dieser Rechtslage, die ich eben kurz skizziert habe, 
aurn Rechnung trägt. Wir verlangen, daß zunächst für 
diejenigen Gebiete, die am schwersten seit 1938 mit
genommen worden sind, daß für die auch entsprechen
des geschieht (Beifall!). 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Es ist beantragt, den An
trag an den Finanz- und WirtschaHsausschuß zu über
weisen. Widerspruch dagegen erhebt sich nicht, es ist 
so beschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 13 der Tagesordnung: Erste, 
zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes über 
den Abschluß eines Staatsvertrages zwischen den Län
dern Rheinland-Pfalz und Hessen über die Errichtung 
einer gemeinsamen Patentstreitkammer bei dem Land· 
gericht Frankfurt (Main) - Drucksache II/1537 -. Hier 
ist gegen die dritte Lesung vorerst ein Veto eingelegt 
worden. Wir I.Jt!ginnen mit der ersten Beratung. Erfolgt 
elne Begründung dm'Ch das Ministerium? Das :ist nicht 
der Fall. Das Wort hat del' Abgeordnete Wohlleben 
von der Freien Demokratischen Partei. 

Ab g, Wohl l.e b c n: 

Ich möchte den Antrag stellen, daß nach der ersten, 
meinetwegen auch nach der zweiten Beratung die 
Vorlage dem Rechtsat1sschl1ß überwiesen wird. kh 
glaube, daß bei dieser Vorlage noch manche Dinge zu 
besprechen sind. Wir können noch manche Auskünfte 
vom Justiz.m.inist~:iu.m erhalten, vor allen Dingen 
crsch<~int es mir ungewöhnlich. einen Staatsvertrag in 
drei Lesungen an einem· Tage, sagen wir einmal, 
durchpeitschen zu wollen. Sachlich selbst wird in der 
Be1,ründnng davon gesprochen. daß wir im Lande nuT 
einen Spezialisten in der Rechtspflege für eine Patent
kammer hätten, und <ler Anfall sei. derartig gering, daß 
es sich nicht mehr lohne. <'lie Patentkammer in Mainz 
weiter aufrecht:>:uPrhalten und man sich deswegen 
entschlossen habe, die Sa<:'he hinüber nach Frankfort 
zu leiten. Die Abskht ist zweifellos eine gute, aber ich 
glaube. wir können es uns auf diesem Gebiet nicht 
leisten, P.inf' anerkannt gute Fachkraft nun auf diese 
Weise brachliegen zu lassen. Ich glaube, es wird er
forderlich sein. daß wir über Wege nachsinnen. wie 
wir über diese Schwierigkeiten hinwegkommen. Aus 
diesem Grunde erscheint es schon einmal geboten, ab
gesehen davon, daß die Ungewöhnlichkeit vorliegt, wie 
ich eben i;chon bemerkt habe, an einem Tage alle drei 
LesungE'n durchzupeitschen, daß wir uns im Rechtsaus
schuß einmal freimütig mit dem ,Tustizmini;;terittm über 
die Sache aussprechen. Unter Umständen könnte der 
Rechtsausschuß moL'gen früh schon oder heute abend 
zur Verfügung stehen. aber auf alle Fälle müss:l:'n wir 
es ablehnen, durch eine Maßnahme einfach darauf zu 
verzkhten, eine Fad'1kraft auszunutzen oder sie zum 
Erliegen kommen zu lassen. 

Präsident: 

Der Herr ,Justizminister Dr. Süsterhenn hat das 
Wort. 

J u s t i z. m in i s t e r D r. S ü s t e r h e n n : 

Meine Damen und Herren! Es ist selbstverständlich, 
daß die Regierung alles tut, um Institutionen im Lande 
z.u halten, die die Bedeutung des Landes stärken kön
nen und die auch für die Bevölkerung von Nutzen 
sind sowie fü,: bestimmte Berufskreise irgendwie zu
sätzliche Erwerbsmöglichkeiten bieten. Nun ist es so, 
daß insgesamt im ganzen Bundesgebiet doch nur 
wenige Patentstreitkammern überhaupt existieren. Bis 
zum Jahre 1945 ·waren im damaligen Reichsgebiet nur 
sechs Landgerichte für Patentstreitsachen zuständig 
und innerhalb des Vereinigten Wirtschaftsgebietes wa
ren bis 30. 9. 1949 nur die Landgerichte Hamburg, Düs-
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scldorf, Frankfurt und München, also nur vier, für 1 
Patcntstrdtigkeiten zuständig. Wir hatten hier in der . 
französischen Zone für unser Land das Landgericht 1 

Mainz als Patentstreitkammer l'estgesetzt. Es ist rich-
tig, daß wir eine ausgezeichnete Kraft haben, ich 
betone eine, und mit dieser einen Kraft in der Kammer 
allein ist es ja auch nicht getan. Es ist ja auch not
wendig, daß für die Berufungsent~cheidungen auch in 
dem übergeordneten Oberlandesgericht die entspre
chenden Spezialpatentrechtler sitzen. Das ist leidet· 
Gottes in dieser Spezialisierung bei uns n:cht der Fall. 
Dci;halb haben wir aus diesen praktischen Erwägun
gen. weil ja dem Rechtsuchenden am meisten damit 
gedient wird, d9.ß er nicht vor irgendeinem Ge
richt sein Recht holt, sondern vor einem Gericht, 
das gerade spe;,;ielle Rechtskenntnisse auf diesem 
GE'biete .hat, uns entschlossen, tfem uru; räum
lich zunächst gelegenen Landgericht Frankfurt diese 
Patentstreitigkeiten zu übertragen. Wie wenig die 
Sache an Umfang und Bedeutung besitzt, beweist doch 
die Tatsache, daß bei unserer Kammer in Mainz bis 
zum 15. Februar 1950 nur sechs Sachen anhängig ge
worden sind. Ich glaube, es ist eine Regelung, die der 
gesunde Menschenverstand und die praktische Erfah
rung verlangen, daß wir, ähnlich wie das Baden getan 
hat, uns auf Frankfurt als gemeinsame Patenstreit
kammer geeinigt haben. 

Ich kann Herrn Kollegen Wohlleben unbedingt ver
sichern, daß dieses Abkommen keinesfalls eine poli
tische Option für Hessen bedeutet, sondern daß es sich 
lediglich um rein praktische Maßnahmen handelt. Da
mit aber auch die Rechtsstreitigkeiten, die in diesen 
Dingen anfallen, weitergehen können, wäre es mir 
lieb, wenn wenigstens in dieser Landtagssession dieses 
Gesetz, das doch nur reine formale Bedeutung hat, ver
abschiedet werden würde. 

Präsident : 

Das Wort hat der Abgeordnete Hertel von der Sozial
demokratischen Partei. 

A b g. H e r t e l : 

Meine Damen und Herren! Unsere Fraktion hat 
durchaus Verständnis für die Einwände des Herrn 
Kollegen Wohlleben, soweit sie sich gegen die Form 
der Behandlung dieser Angelegenheit richtet. Wir 
haben wiederholt darauf hingewiesen, daß wir mit 
keinem Gesetz mit drei Lesungen ohne vorherige Be
ratung im zuständigen Ausschuß des Landtags gewis
sermaßen überfallen werden wollen. Es gilt in der 
Wahrung der Rechte des Landtages eine gründliche 
und sorgfältige Durchberatung alles dessen, was von 
uns beschlossen wird, in den Ausschüssen zu sichern. 
Trotzdem gilt es ebenso einen Unterschied zu machen 
zwischen dem, um was es sich handelt. Wir müssen 
uns darüber klar sein, daß das ja kein Gesetz ist, das 
aus unserer eigenen schöpferischen Kraft, ohne Eigen
lob oder Überheblichkeit, geschaffen wird, sondern daß 
es sich um ein Abkommen handelt, das bereits in allen 
Einzelteilen mit dem Nachbarstaat vereinbart und fest
gelegt ist, und daß jede von uns vorgenommene Ände
rung zu gleicher Zeit, um die Zustimmung des Nach
barstaates sicherzustellen, auch wieder eine erneute 
Behandlung in Hessen zur Voraussetzung hätte. Aus 
a:11 diesen Gründen glaube ich an Herrn Kollegen 
Wohlleben die Bitte richten zu dürfen, seine Bedenken 
zurückzustellen. Wir teilen seine Bedenken hinsichtlich 
dessen, daß wir Gesetze, bei denen keine so vertretbare 
Begründung besteht, sie ohne Ausschußberatung in 

drei Lesungen anzunehmen, nicht wünsi::hcn. Abel' 
hinsichtlich der Art dieses Gesetzes und seines mit 
dem Nachbarstaat in allen Einzelheiten vereinbarten 
Inhaltes bi~e ich die Bedenken zurückzustellen. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Wohlleben von der 
FDP.· 

A b g. W o h 11 e b e n : 

Meine Damen und Herren! W€nn es Ihnen gelingt, 
folgende Bedenken, die ich noch nicht \'Ortragen konnte, 
bei mir zu zerstreuen, bin ich gerne b<'rcit, m<!'inen 
Widerspruch zurückzunehmen. Es wurde vom Herrn 
Justizminister ausgeführt, daß es vor .illen Dingen an 
einer fachlich gut besetzten Ber-ufungsinstanz fehle. 
Wie würde sich das Justizministerium zu dem Vor
&ch.lag stellen, daß wir k:iiglich die Berufungsinstanz 
nach Fran!kfurt legen und die erste Instanz in Mainz 
lassen. Das wäre ja nicht das erste Mal, daß ein der
artiger Parallelf.all bestehe, denn es ga,b in der Bizone 
ein einheitliches Oberstes Gericht i.n der britisch()n 
Zone, zu dem die Entscheidungen von der amerikani
schen Zone hingelenkt wurden, um von dort über
prüft zu werden. Warum sollte man das nicht auch 
in der Berufungsinstanz tun, denn ich kann es nicht 
einsehen, daß wk durch uru;cren Beschluß eine Kraft 
brachliegen lassen. 

Präsident: 

Herr Justizminister Dr. Süsterhenn hat das, Wort. 

Justiz mini s t er Dr. S ü s tel' h e n n: 

Ich glaube, die Befürchtungen, daß durch die An
nahme bzw. Ratifizierung des Staatsvertrages eine 
Kra!t a.m Landgericht Mainz brachliegen würde, ist 
vollkommen unbegründet. Es ist ja nicht so, daß 
dieser Herr, dieser Richter, der anerkanntermaßen 
s.pezielle patentrechtliche Kenntnisse b,esitzt, nun in 
der ganzen übrigen Reclltsp.rechung unvcrwcndbar 
wäre. Im G€genteil. Dieser Herr ist ein so aus
gezeichneter ,Turist, daß v;ir ihn nicht nur bei Patent
streitsachen, sondern auch bei normalen :liv,1- una 
auch ·bei Strafrechtssachen jederzeit einzusetzen in der 
Lage sind. Das Bedenken, daß eine Kraft bracllliegt, 
zieht nicht. Im übrigen sind Herr Kollege Wohl
leben und ich darüber wohl einig, daß es nur dne 
qualifi.z.ierte Spezialkraft dieser Art gi.bt. Nun kann 
es ja auch das Unglück wollen, daß dieser Mann 
einmal krank wird. Soll dann sofort dn Still.stand 
der Rechtspflege auf diesem Gebiete eintl'eL,m? Die 
Säule, aiuf der dann die Palentgericht~barkeit in Rhein
land-Pfalz ruhen würde, scheint mlr in ihrer Ver
einzelung doch nicht tragfähi.g genug zu :;.ein, um dar
auf ein ganzes G€richtswesen aufzub.iuL'n. kh bitte 
deshalb, entsprechend dem vorschlage des Hc-rrn Kol
legen Hertel, die Verabschie,dung des Gesetzes in drei 
Lesungen vorzunehmen. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnde Felier von der KPD. 

A b g, F e 11 e r : 

Meine Damen und Renen! Zu d E:m Patcntkl'leg 
eine Bemerkung. Der Het'r Kollege Wohlleben sprach 
davon, daß man sich überlegen müßte, ob man die 
Berufungsinstanz nach Fra.nkfu1t' verlegt oder nicht. 
Bisher war es, glaube ich, so, daß in M:ciinz das 
Patentgericht war und die Berufung in Koblenz. Aber 
ich glaube. man könnte auch ruhig sagen, offiziell nicht 

__________________ ..:____ _ _ _ _ _ __________ ~ 
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l1'Ur die Berufungsilnstanz, sondern die höchste lru;tanz 
nach Koblenz zu vierlegen, n.achdem sie ja praktisch 
hier existiert. Sie streiten sich hier .u;m die formale 
Seite d-er Frage. In WirkHch'keit wissen Sie, daß nach 
dem Besatzungsstatut und nach dem Sicherheitsstatut 
der Sic:he11heitsbehörde, die ja hier in Koblenz gegen
wärtig einzieht ·und sich ausbreitet, alle Patente ·in 
Westdeutschland dieser Sicherheitsbehörde vorgelegt 
werden, daß sie über die Patente entscheidet und wir 
nur sozusa~n das bekommen, was <die Herren s,e1bst 
vielleicht im Moment ruicht gebraucl:len können. Ich 
glaube deshalb, man könnte den ganzen Streit dadurch 
beenden, daß man sagen ,wüPde, verlegen wir offiziell 
die Behön:le nach hier. 

Präsident: 

Der ~bgeordnete Wohlleben hat das Wort. 

A b ·g. W oh 11 e b e n : 
Nur noch eine kurze Beme:r:kung, Herr Kollege Fel

ler. Wenn ich Sie sonst immer .gut verstanden habe, 
d:i-eses Mal habe ich Sie rui-cht verstanden. Ich ziehe 
hiermit meinen Wideuspruch zu.rück. (Zuruf Abg. Fel
ler: Vielleicht fragen Sie nach, was die Sicherheits
behörde dazu sagt1) 

Präsident: 

,Meine Damen und Herren! Wir kommen zur ersten 
Beratung. Wer der Regierungsvorlage ll/1537 s-eiine 
Zusti,mmung in ers-ter Beratung gebel w:ill, bitte 'ich 
um Erheb-u,ng -der rechten Hand. Die Gegenprobe. 
Stimmenthaltung. Angenommen bei vier Stimment
haltungen der Kommunistischen Partei. Wir kommen 
zur zweiten Beratung. Ich rufe auf die §§ 1 und 2., 
E~nileitung un<l Überschrift. Wortmeldungen liegen 
nicht mehr vor. ich schließe die Besprechung. Wir 
kommen zur Abs timmung. We.r dem Entwurf in zwci
tet· Lesung seine Zustimmung geben will, bitte ich um 
Erhebun,g der rechten Hand. Die Gegenprobe. 
Stimment haltung. Ang<mornmen bei vier Stimment
haltungen der Kommunistischen Partei. Wir kommen 
zur dritten Beratung. Ich l'Ufe auf die §§ 1 und 2, Ein
leitung ,und überschrrft. Ich eröffne die Besprechung. 
Wortmeldungen Jie,gen -nicht vor, ich s,chlif;!ße <lie Be
sprechung. Wir kommen zur Abstimimun,g. Wer dem 
Gesetz in dritter Beratun.g :;;eine Zustimmung g~n 
will, bitte Jch, sich vom Platz zu erheben. Die Gegen
probe. Stimmenthaltung. Das G€setz isL angeno~n 
bei vier Stimmenthaltungen der Kommunistischen 
Partei. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zum 
Punkt 14 der Tagesordnung: Erste, zweite und dritte 
Beratung eines Landesgesetzes zur Aufhebun,g des Ba.n

. lenkungsgesetzes - Drucksache ll/1529 -. 

Gegen die dritte Beratung liegt ein Widerspruch des 
A:bgeordneten Feller vor. Die Begrünid'lmg ist d.Jiesem 
Entwurf ,beigefügt. Wir kommen zur ersten Beratung. 
Wer dem Gesetzentwurf in erster .Berat.ung sciine Zu
st~mmung geben 'Will, bitte icll um Erhebung der rech
ten Hand. Die Gegenprobe. An~nommen ,gegen vier 
Stimmen d<:lr Kommunistischen Partei. Wir kommen 
zur zweiten Beratung. Ich rufe a.uf die §§ l ,und 2, 
Einleitung und Überschrift. Ich eröffne die Besprechung. 
Das Wort hat der Abgeordnete Feller. 

Abg. Fell er : 

Meine Damen und Herren! Vor der letzten Bundes
tagswahl im vergangenen Jahr war hier ein gewisser 
Wettlauf - mindestens im Reden - zwischen den ein-

zelnen Parteien, den Regierungsparteien und der FDP, 
die ja in der Regel die Regierung toleriert, über den 
sozialen · Wohnungsbau. Inzwischen sind die Wahlen 
vorbei und man hört auch seitdem nichts mehr oder 
sehr wenig von dem sozialen Wohnungsbau. Wenn Sie 
heute uns nun eine Vorlage hier präsentieren, in der 
die Ansätze, die geschaffen wurden zu einer Bau
lenkung, wieder aufgehoben werden sollen, so wundern 
wir uns nicht, daß - sagen wir einmal - die führende 
Regierungspartei, die CDU, eine solche Maßnahme 
durchführen will. Denn sie vertritt ja nach ihrem 
Wunderdoktor Erhard die Auffassung der „freien 
Marktwirtschaft" . . . (Glocke des Präsidenten!) 

Präsident: 

Herr Abgeordneter Feller, ich muß den Ausdruck 
entschieden zurückweisen, den Btmdesminister Er
hard als Wunderdoktor zu bez.eichnen (Heiterkeit!). 

Ab g. F e 11 e _r : 

Ich weiß nicht, was es sonst für ein Doktor ist, das 
entzieht sich im Moment meiner Kenntnis, aber ich 
glaube, daß es hier auf das Wesen ankommt, nämlich 
die Feststelli.mg, daß hier also auch die „freie Bau
wirtschaft" geschaffen werden soll. Wir haben uns 
damals bei der Besprechung und bei der Schaffung 
des Baulenkungsgesetzes keine Illusionen gemacht. 
Aber wir sind der Auffassung, daß das, was Sie selbst 
zum Schluß in § 3 als Befürchtung anführen müssen, 
daß durch die Aufhebung der Baulenkungsmaßnahmen 
die Luxusbauten gefördert würden und der soziale 
Wohnungsbau vernachlässigt würde, daß auch die 
Frage der Fehlinvestitionen und der ersten Hypo
theken eine Rolle spielt, nach ihrer Meinung, brau
chen 'Wir die Befürchtung nicht zu haben, denn in 
dem Wildermuth-Programm ist alles enthalten. Nun, 
wenn Sie das Wildermuth-Programm kritisch studiert 
haben, dann werden Sie feststellen, wenn man die 
1,8 Millionen Wohnungen umrechnet, die in sechs Jah
ren gebaut werden sollen, dann fällt auf eine Stadt 
wie Ludwigshafen eine Zahl von 50 Neuwohnungen, 
die in einem Jahr gebaut würden. Also ich wollte mit 
diesem Beispiel nur zeigen, daß auch die Berufung auf 
dieses mehr als magere Wildermut h-Programm völlig 
danebengeht und damit nicht die Aufhebung dieses 
Gesetzes begründet werden kann. Im Gegenteil, wir 
sind der Meinung, gerade in der gegenwärtigen Zeit, 
wo man bereits ganz offen dazu übergeht, im zug'e 
der Aufrüstung auch wieder Wohnungen in Kasernen 
zu verwandeln, daß man hier dieses Gesetz noch aus
bauen müßte, um wirklich eine Lenkung und Planung 
der Bauwirtschaft so durchzuführen, daß in erster Linie 
der soziale Wohnungsbau, in zweiter Linie der soziale 
Wohnungsbau und in dritter Linie der soziale Woh
nungsbau den Vorrang haben müßte. Denn wenn Sie 
offenen Auges durch unse re Städte gehen, dann stol
pern Sie förmlich über die Luxusbauten, dann stolpern 
Sie Uber die Nachtbars, die errichtet werden und auch 
über Geschäfte, die immer luxuriöser ausgestaltet wer
den, während daneben noch die Trümmer liegen und 
immer noch Tausende von Menschen - wir haben ja 
kürzlich einmal eine Zahl hier gehört - in Bunkern 
wohnen und in schlechten, menschenunwürdigen Woh
nungen. Wir sehen nun hier auch in Koblenz selbst, 
wo diese Sicherheitsbehörde eingezogen ist , daß im 
Zuge der Verstärkung der Besatzungstruppen, der 
Remilitarisierung Westdeutsch lands und der stärkeren 
Verlegung von ausländischen Okkupationstruppen nach 
Westdeutschland Kasernen, die in Wohnungen ver-
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wandelt waren, z. B. oben auf der Pfaffendorfer Höhe, 
daß diese Menschen wieder heraus sollen. Ich weiß im 
Moment nicht, ob sie schon herausbefördert oder her
ausgesetzt wurden - aber der Plan bestand jedenfalls, 
aus diesen ehemaligen Kasernen, die Wohnungen ge
worden waren, jetzt wieder Kasernen zu machen für 
die Truppen, die hier zusammengezogen werden sol
len. Wir glauben, daß aus allen diesen Gründen un
bedingt dieses Baulenkungsgesetz aufrechterhalten 
werden muß, und ich kann Ihnen versichern, wenn wir 
wirklich mit dem sozialen Wohnungsbau ernst machen 
und wirklich Wohnungen statt Kasernen bauen wür
den, dann werden wir auch hier dem Beispiel folgen, 
das uns die Deutsche Demokratische Republik gibt, 
wo tatsächlich durch die Baulenkung und Bauplanung 
im erfüllten Zwei-Jahres-Plan und in dem neu ver
kündeten Fünf-Jahres-Plan in erster Linie und zwei
ter Linie und dritter Linie Wohnungen gebaut werden 
für die kleinen Leute. (Beifall bei der KPD.) 

Präsident: 

Der Abgeordnete Hertel von der SPD hat das Wort. 

A b g. H e rt e l : 

Meine Damen und Herren! Der Herr Bundespräsi
dent Heuss hat anläßlich der Einweihung der Neckar
brücke bei Mannheim die Auffassung vertreten, daß 
eine gewisse Fröhlichkeit trotz der Not unserer Zeit 
ein jeder sich sichern soll. Auch im politischen Leben 
ist diese Fröhlichkeit dazu angetan, die politischen 
Kämpfe zu entkrampfen. Deswegen darf ich darauf 
hinweisen, daß ich ausnahmsweise den Herrn Kollegen 
Feller gegenüber der Mahnung des Herrn Landtags
präsidenten etwas in Schutz nehmen muß. Die Be
zeichnung „Wunderdoktor" ergibt sich aus der Tat
sache, daß der gegenwärtige Bundeswirtschartsminister 
keine Gelegenheit vorübergehen' läßt, um die von ihm 
vertretene, mit allem Einsatz. geförderte Marktwirt
schaft mit dem unberechtigten Beiwort „sozial" 
schmückt, als ein Wunder zu bezeichnen. Nachdem 
doch sattsam bekannt ist, daß der Herr_ Erhard Dok
tor ist, darf der Hinweis auf den „Wunderdoktor" im 
Rahmen einer gewissen Aufgelockertheit unserer 
politischen Diskussion ebenso verständlich wie ver
tretbar bezeichnet werden. 

Ich habe nicht die Hoffnung, daß meine an den 
Herrn Kollegen Feller jetzt gerichtete Mahnung die
selbe Frucht trägt wie das beim Herrn Wohlleben der 
Fall ist. Er hat Einspruch erhoben gegen die drei 
Lesungen des Gesetzes. Am letzten Freitag war eine 
große Tagung 'der Gemeinnützigen Wohnungsunter
nehmen, und da hat als Vertreter der Regierung der 
Mann, der auch die unmittelbare Verantwortung für 
das Gesamtgeschehen auf diesem Gebiet trägt, der 
Herr Dr. Jaschinsky Bericht erstattet über das, was im 
Jahre 1950 in unserem Land auf dem Gebiet des sozia
len Wohnungsbaues geleistet wurde. Auch ohne daß 
man den Bericht hörte, kann man feststellen - wer 
mit offenen Augen Gelegenheit hat, viel Feststellungen 
zu machen -, daß wirklich in unserem Land unter Ein~ 
satz. aller verfügbaren und auftreibbaren geldlichen 
Mittel in diesem Jahr in der Förderung des sozialen 
Wohnungsbaues alle Kräfte zum Einsatz gekommen 
sind. Ich will absehen davon, Zahlen zu nennen, weil 
das aus dem Rahmen dieser Diskussion herausfällt. 
Herr Kollege Feller, Sie kämpfen bei jeder Gelegen
heit gegen den Polizeistaat. Nachdem hier noch die 
Lenkung der Arbeitskraft vorgesehen ist und die frü
heren Dienstverpflichtungen in der gesamten Arbeiter-

schaft heute noch in sehr unangenehmer Erinnerung 
stehen, glaube ich nicht, daß es mit Ihrer Gesamtein
stellun! zu Fragen dieser Art auch nur einigermaßen 
vereinbar ist, die aus dem Fortbestehen des Bau
lenkungsgesetzes auch für die Arbeiterschaft sich er
gebenden Bindungen irgendwie vertreten zu können. 
Ich bitte Sie, Ihren Einspruch zurückzuziehen (Beifall!), 
mit der Hoffnung, daß meine Bitte auf fruchtbaren 
Boden fällt. (Beifall!) 

Präsident: 
Herr Staatssekretär Schmidt hat das Wort. 

Staatssekretär Schmidt: 
Meine Damen und Herren! Im Baulenkungsgesetz 

war für die Bauwirtschaft nur noch ein Abschnitt von 
Bedeutung, der die Kapitallenkung beeinflussen konnte. 
Wir konnten auf Grund des Baulenkungsgesetzes 
unsere Baubehörden anweisen, Wohnungen, die unter 
den Begriff „Luxuswohnungen" fallen würden, nicht 
zu genehmigen. Unsere Baubeobachtungen im letz_ten 
Jahr haben ergeben, daß die Baubehörden nicht in 
einem einzigen Fall von dieser Anweisung Gebrauch 
machen mußten, da alle Bauvorhaben auf Grund der 
vorhandenen Kapitalknappheit sich im Rahmen des 
vertretbaren bewegten. Nachdem also unsere Beob
achtungen auf diesem einzigen noch positiven Ansatz
punkt des Baulenkungsgesetzes sich als überflüssig 
erwiesen haben, bestehen keine Bedenken, das Bau
lenkungsgesetz aufzuheben und damit zu einer Ge
setzesbereinigung beizutragen. Im übrigen hat der 
Herr Kollege Feiler bezüglich des Baugeschehens wohl 
an seine eigene Amtszeit gedacht und nicht an das 
Baugeschehen, das wir nunmehr seit zwei Jahren zu 
beobachten haben. 

Präsident: 
Der Abgeordnete Hermans von der CDU hat das Wort. 

A b g, Her m a n s : 
Zur Geschäftsordnung! Ich beantrage, die Frist zwi

schen den Beratungen in diesem Falle gemäß § 34 Abs. 1 
und 2 der Geschäftsordnung zu kürzen, und zwar so, 
daß die dritte Beratung des Gesetzes morgen stattfindet. 

Präsident: 
Meine Damen und Herren! Ich darf auch noch bekannt 

geben, daß, so glaube ich, der Wiederaufbauausschuß 
sich bereits früher mit der Aufhebung dieses Gesetzes 
beschäftigt hat, so daß also hier wirklich eine Ausschuß
beratung nicht mehr erforderlich ist. Ich lasse zu
nächst abstimmen über die zweite Beratung. Wer dem 
Gesetz in zweiter Beratung seine Zustimmung geben 
will, bitte ich, um Erhebung der rechten Hand. Die 
Gegenprobe? Gegen vier Stimmen der Kommunisti
schen Partei in zweiter Beratung angenommen. Ich !rage, 
den Herrn Abgeordneten Feller, ob er seinen Einspruch 
aufrecht erhält. (Abg. Feller meldet sich zu Wort.) Zur 
Sache, Herr Abgeordneter Feller? Soll die dritte Le~ 
sung stattfinden? (Abg. Feller: Nein!) Wenn Sie den 
Einspruch nicht zurückziehen, kann das erst morgen 
geschehen. Also der Einspru('h wird nicht zurückge
zogen. Ich lasse zunächst abstimmen über den Antrag 
des Abgeordneten ... (Abg. Herte!: Herr Präsident, Sie 
haben noch nicht die konkrete Frage gestellt!) Doch, 
ich habe die konkrete Frage gestellt, ob der Abgeordnete 
Feller bereit ist, den Einspruch zurückzuziehen. (Abg. 
Feiler: Nein!) Sie ziehen ihn nicht zurück. Ich lasse dann 
abstimmen über den Antrag des Abgeordneten Her-
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mans, die Fristenverkürzung durchzuführen, so daß 
morgen die dritte Beratung des Gesetzes stattfindet. 
Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben will, 
bitte ich um Erhebung der recht~m Hand. Das ist die 
überwiegende Mehrheit, der Antrag ist angenommen. 
So wird innerhalb der morgigen Tagesordnung die dritte 
Lesung erfolgen. - Der Abgeordnete Dr. Zimmer zur 
Geschäftsordnung. 

Abg. Dr. Zimmer; 

Zu Punkt 15 der Tagesordnung: Erste, zweite und 
dritte Beratung eines Landesgesetzes ,ii.ber die Einfüh
rung gerichtlicher Strafverfügungen, Drucksache II/1571 
möchte 'ich bitten, die dritte Beratung heute auszu
setzen und auf morgen zu verlegen. 

Präsident: . 

Es ist der Antrag gestellt worden; die dritte Beratung 
auf 'morgen zu verschieben. Ich nehme. an; daß der 
Re'chtsausschuß. Gelegenheit · hat, sich '.hMte. abend bzw: 
mi:n·gen früh 'mit dieser·'"Frage· zu beschäftigen. - Wer 
der Regierungsvorlage in Ü/1571 in' aer ersten Beraturrg 
s~ine Zustimmung geben: wpl;, bitte· ich,- um· Etl-iebung 
ctei: rechten Hand; Die. Cegenprobe-? Einstimmige An~ 
nahme. Meine Damerr · und· Herren! · wfr· ·kommen· -zur 
z,veiten Beratung. Ich rUfEi ·auf'den '§ ' 1·· und ~;'Einlei.:: 
tttng und. Überschrift. Ich eröffne. 'die Besprechung'. 
Wortmeldüngen Hegen nicht vor, ich · 'st:hließe" die Be·.!. 
sprech.un.g. Wir kommeh -zur ·Abstimtnuhg. Wer- ''dem 
Ges~tzent-wcü·fo in zweiter· Beratung · sein~ Zustimmuh~ 
geben will, bitte kti; üm ·El'liebung 'der r.ectileri''Hand: 
Ich stelle die einstimmige. A:rm'ahme:· rest:· Die· 'drme: 
Bera-tun~ '<:lieses,Gesetzes erfolgt am· 'mol'gi15~n 'Til:ge: ·: 

1-

Wir ·kommen- .zum- Punkt .l(;i der-. Tag,esordnung: Be
richterstattung des Rechtsausschusses, .zur D.ru.~ache 
II/1352 - Antrag der Fral,tion der SPD betreffentl 
Regelung der Kraftfahrzeugzuweisungen auf. Grund 
de!/ Reichsleistungsgesetzes - . Dr,ucksa<:h.e II/1539 . .,. Der 
Abgeordnete Wohlleben als Vorsftzender des Rechfs
ausschusses hat das Wort zur Ber.ichtersta~hmg, 

Abg .. Wohlle'ben: . ·· 

Meine. Damen und Herren!. per .Anfrag .IX..1532 Üegt 
Ihnen vcir, gestept seitens der SPD: ,,Der Landtag wom{ 
beschließen: Die Landesregiening wird er·sucht, baldigst 
ein Gesetz, das die seit 1945 auf Grund des Reichslei
stungsgesetzes durchgeführten Kraftfahrzeugzuweisun
gen regelt, dem Landtag vorzulegen."·- Als wfr uns zur 
Beratung im Rechtsausschuß zusammensetzten, mußten 
wir wieder einmal erfahren, wie gut der Spürsinn un
serer SPD-Fraktion ist, denn wir hörten aus dem Mini• 
sterium, daß bereits im Schoße der Landesregierung ein 
Entwurf eines solchen Gesetzes bearbeitet wird. · der 
sich aber nicht allein· auf Kraftfahrzeugbeschlagnah
mungen beschränkt, sondern auch andere Gegen.stän'de 
des täglichen Lebens umfaßt. Aus diesem Grunde hat 
der Rechtsausschuß beschlossen. Ihnen vorzuschlagen, 
den Antrag .der SPD rI/1352 der L.andesregierung als 
Material zuzuweisen. Ich bitte, entsprechend zu ver
fahren. 

Präsident: 

Darf ich, ehe wir in· den Beratungen fortfahren, den 
Herrn Justizminister bitten, uns Auskunft zu geben, 
ob mit der Vorlage des in Frage kommenden Gesetz
entwurfes baldigst zu rechnen ist. 

Justiz mini s t er Dr. S ü s t er h e n n : 

Jawohl. die Vorlage ist in Bearbeitung. 

Präsident: 

Gut. Ich las·se dann über den Antrag Drucksache 
IL'1539 des Rechtsausschusses abstimmen. Wer dem An-
trag seine Zustimmung geben will, bitte ich um Er
hebung der rechten Hand. Die Gegenprobe? Stimment
haltungen? Angenommen bei drei Stimmenthaltungen 
der Kommunistischen Partei. 

Wir kommen zum Punkt l'l' der Tagesordnung: Be
richtt>r8ta.ttung des Agrarpolitischen Ausschusses zu1· 
Dru<:ksaclie 11/1385 Antrag der Fraktion der CDU 
betreffend Bereitstellung von \'1-'inzerkrediten. Bericht-· 
erstatter ist der Abgeordnete Ziegler vom Agrarpoliti-· 
sehen Ausschuß. 

A ~ .g. Z i e g l e r : 

·lViene Dam<m und· Herrenl -Am 1. Fe-bm~r 1950 hat 
die Fraktion·der .CDU beim Landtag ein.en:·An'trag ein-· 
ge~eicllt n'l.it dem Ersuchen an di'= L:1.ndesregienmg, 
Wmzerkredite bereitzustellen. Über den An-tra~ -wurd~ 
erst fünf Monate später, nämlich am 27. i1E -l950 im 
Agra-r.politischen ·Ausischttß ;beraten. 'Bel <!-er :Serah.mg 
gab zunächst der Vertreter des Ministeriums für Land
w.iJ:tschaift., WC'i.nbau und Forst€'n eine eing·0bende D'ar·
st.etltit::i,g :(ib.ex die. ar ,die Landwirtschaft, u11d d~bei auch 
an d~n_. W~inbau, __ gegebenen Kred:ite -·in , eLner -, Gesamt:.. 
laöhe v9r.i, J.)(,, Millionen .DM. Eine · A:1"1.gabe -darüber. 
wekher Anteil hier13-us auf den Weinbau spm.i-eH tr-ifft, 
&:•;>J,m_te nicht gcn:iach1 we.c<kn. Aus-dem Kredit sind im 
illlr~gen. alle .. möglichen . Erfordernisse .,.. ins.beso.nd.ere 
at,\cll-, der_ 'Wjederc;1.~;a,u :zerstöi:ter. Höfe - .,fin.antiert 
~"{Ot1,~n„ J;)ie_ J;i.l'llill,i~n, Qe.nossenschaften waren bei 
der Verteilung mit 50 Y . H. •b-etei1igt., Der Antrag sprach 
von Wipzerkrediten zur Fortführung <lt-r Be'trie.J.:ie. Es 
mußte zunächst a!Jeroings klarge5tel1t . werden·. daß 
·hieroc•i nicht Wiiizei,kredite riach der . Art und' dem 
Sinne de-r Reichs'winz.et'lcredHaktion . von 1()2.5/f.!6 ge
m,eint . wa~n, -die .bekanntlich reine unnüttelbare .Pe.r-
00,na.Jkrediie des .Reiches an die Winzer waren, son<ler.n 
daß es s1ch u~ Kredite 'handeln · sollte, die über den 
übdgen o!'dentlichen Weg der Gerioss-enscha!ten, 'Spar
kassen mi<i B..·u,ken unter deren eig-ener Verantvvorttmg_ 
;egcben wel'dcn so!_l~n: Bei den Beratungen wµ,rde 
all.gemein betont. daß die Kredithergabe, besorn:lers an 
kleine Winzel'lbetrie,l:ie, in deren eigenem lnteresse mit 
Vo1·:;_icht zu geschehen habe. -Die Geschicht~ manchei-i 
Wi!)!Z~l'}.lorfos in den letzten 50 Jahren hat bewiesen, 
wie sch'h<er c-ine allgemc-Ln~ Verschuldung drückt, und 
wie schwie-ri.g .es ist, die Verschuldung wieder zu ent
flechten und zu beheben. 

-Landwirt.c,chaft ur.ct Weinbau. so wuroe betont. brau
c!l<!'n kel.ne Kredite. sondern eine Rendite. Dara~f muß 
die Rcgierun-g ihre Sorge verwenden. Im übri:gen 
konnte Slchließlici:J. im Ausschuß festg-estellt werden. 
<laß sich die wirtschaftlichen Verhältnisse im Weinbau 
innerhalb der Zeit von der Einbringung des Antrages 
bis zum Verhandlungstermin im Ausschuß in zwei
facher Hinsicht ganz wesentlich zum Bessern geändert 
hatten, so daß eine ganz andere Lage entstarn:len war. 
Einnna! hatte sich nämlich <lie Nachfrage nach den 
vorzüglich'"n 49-er Weinen und damit deren Preis i·n
zwischen erheblich gesteigert. Die in der Antra.gs
begr,ün<iung angeführte Geschäfts- und Preisstockiung 
war somit überwunden. Im wesentlichen konnte der 
Winz01· S€lnen Wein zu einem guten Pr.eis absetzen 
und. oo aus eigener Kraft sich sein-e Betriebsmittel be
schaffen, ohne weiterhin Schulden machen zu müssen. 
Zum iweiten w«r es inzwischen zur Tatsache ge,vor
den, daß der Jahrgan~ 1950 mengenmäß'ig vorn·LlSSi<:ht
!ich groß ausfällt. Die Winzerschaft wi.rd al!er Vor-
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aussieht nach - so konnte damals .g-OSB.gt werden -
dieses Jahr finanziell jeder Sorge enthoben sein. Dank 
der reichen Ernte braucht von eine·r Bedrohung der 
Existenz zahlreicher Winzer, wie es in der Begründung 
ebenfalls hieß, aller Wa•hrscheinHch.keit nach vorläufig, 
nicht mehr .ge:sprochen zu werden. Der Antraig auf Be
reitstel!un:g von Krediten konnte unter diesen Ver
hältnissen und Umständen vom Ausschuß als überholt 
angesehen werden. über den Antrag hinaus kam der 
Ausschuß jedoch noch au! einen anderen wichtigen 
Punkt zu sprechen, der die Ernte lil50 und ihre 
Finanzierung betraf. Die gute Ernte wid ihr Reich
tum nützen dem Winzer nkhts, wenn sie nicht ab
genommen und bezahlt werden kann. Stellenweise. 
z.B. in der pfälzischen Oberhaardt, reicht in vielen 
Orten schon der Faßbestand zur vollständigen Bergung 
dci· Ernte nicht aus. Es wird also in den wenigen 
Tagen des Herbstes zu ein,em großen Angebot von 
Weinerzeugnissen kommen. Vor allem handelt t'S sich 
hLeribei um ein Fin~nzproblem in dem Sitme, daß den 
Wein,kaufleuten die Mittel •bereitstehen müssen, um 
schon während der Ernte die Erzeugnisse abzunehmen 
und zugleich zu bezahlen. Ein überstan<! von Wein
erzeugnis~n und damit ein Überangebot mit .den 
schlimmen Folgen eines erhebHchen Preissturzes wäre 
für um.er Land mit seinmn Wein, der hinausgeht und 
dem Lan,d erhebliche Summen e1nbrin,gt, besonders 
verhängnisvoll. Das muß verhütet werden. Es braucht 
dabei niemand die Befürchtung zu hegen, daß die 
Weinpreise im ganzen nicht trotzdem zurückgehen, wie 
dies ubrigens jetzt schon ersichtlich ist. 

Es sind also vor allem Maßnah.men zu treffen, um 
die Wein.ernte 1950 ausreichend zu finanzieren. Der 
A·usschuß brachte dies in einem Beschluß zum Aus
druck, der eine Empfehlung an die Landesregierung 
enthält und folgenden Wort!a.ut hat: 

„Die Landesregierung wird gebeten, vorbereitende 
Maßnahmen zu treffen, um ein Überangebot von 
Weinerzeugnissen bei der Ernte 1950 aufzufangen 
und dessen nachteilige wirtschaftliche und finan
zielle Folgen zu vermeiden. Als geeignete Maß
nahme wird insbesondere die Bereitstellung von 
Krediten zur Finanziening von Erntekäufen bis ·1 
z.um 15, November zunächst an den einheimischen 
WeLnhandel empfohlen. Eine Bereitstellung von 
Krediten ist aber auch für den Weinhandel im Kon
sumgebiet notwendig, soweit sich derselbe an den 
Herbsteinkäufen beteiligen will. Die Landesreg.te
rung wird daher beauftragt, mit den zuständigen 
Bundesbehörden in Verhandlungen über die Bereit
sleHu,ng von Krediten rum Herbst an den Wein
handel auch in den anderen Ländern zu treten.'' 

Ich hielt es für richUg, über diese Frage etwas ein
geh()ndcr zu berichten, weil es sich dabei .um eine sehr 
aktuelle Frage unserer Winz.erschaft, des gesamten 
Weinfachl-"S und der ges.amten Wirtschaft unseres Lan
des handelt. Im übrigen bitle ich das Hohe Haus, zu 
beschließen, daß der Antrag II/1385 als überholt zu 
erklären ist. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Boden von der 
CDU. 

Ab g. Dr. Boden : 

Meine Damen und Herren! Ich möchte zu den letz
ten Ausführungen meines Herrn Vorredners dem 
Hohen Hause kurz folgendes bekanntgeben: Das zwei
fellos bestehende Finanzproblem zur Bergung der 
Weinernte 1950 und \hre Finanzierung hat den Ver-

waltungsrat der Landeszentralbank bereits in der ver
gangenen Woche in dem Sinne befaßt, wie es hier vom 
Heun Kollegen Ziegler vorgetragen worden ist. 

Wir sind zu den't Entschluß gekommen, da wir die 
Gründe, die Herr Ziegler angeführt hat, durchaus als 
berechtigt und für unser Weinland auch von ganz be
sonderer Bedeutung ansehen, daß eine Hilfeleistung 
der Landes..:entralbank durchaus notwendig ist. Es 
sind, wie Sie wissen, im Verwaltungsrat der Landes
zentralbank sowohl das gewerbliche Genossenschafts
wesen wie auch die landwirtscllaftlichen Raiffeisen
Genossenschaften, die Sparkassen und die Privatban
ken vertreten. In voller Übereinstimmung mit diesen 
Vertretern der genannten Organisationen ist ein Weg 
gefunden worden, wie die Finanzierung im Lande 
Rheinland-Pfalz sichergestellt wird, so daß in der Be
ziehung der Appell an die Landesregierung' im Sinne 
des Ausschusses wohl als befriedigt angesehen werden 
kann. 

In darf kurz mitteilen: Die Finanzierung erfolgt im 
Wege von Bankakzepten und Warenwechsel, für die 
die Landeszentralbank den Rediskont übernimmt und 
auch die einmalige oder auch zweimalige Prolongation 
unter bestimmten Voraussetzungen :zusagt (Bravorufe 
bei der CDU und Beifall). 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Wir kommen nun zur 
Abstimmung über die Anträge. Der Abgeordnete 
Griesbeck von der Kommunistischen Partei hat das 
Wort. 

Ab g. G r i e s b e c k : 

Meine Damen und Herren! Wir Kommunisten sind 
der Auffassung, daß das Weinabsatzproblem der kom
menden Tage nicht so ganz einfach zu lösen ist, wie 
man das hier wohl glaubt und annimmt. Eine reine 
Kredilgewährnng an den Handel läßt die Bcfün:htung 
aufkommen, daß der Handel, der ja letzten Endes nur 
dann verdienen kann, wenn er billig einkauft, um 
teuer verkaufen zu können, seine Monopolstellung -
die noch gestärkt wird durch die Kredite, die ihm zur 
Verfügung gestellt werden - dazu mißbl'auchen kann, 
den notleidenden Winzer, der unter Gelddruck zu 
jedem Preis zu verlrnufen gezwungen ist, zu zwingen, 
den Wein abzugeben. (Widerspruch im Saal und Zu
rufe: Das soll verhindert werden!) Wir halten es des
halb für erforderlich, daß unmittelbar durch Lombal'
dierung der Weinvorräte dem Winzer notfalls geholfen 
werden kann, daß aber andererseits vor allem auch die 
Winzergenossenschaften diese Gelder bekommen. 
Meine Herren! Hätten Sie seinerzeit auf uns und 
unsere Kritik am Marshallplan gehört, dann brauch
ten Sie heute nicht wie Faust zu sagen : ,,Die Geister, 
die ich rief, \verde ich nun nicht los." Denn es lst doch 
effektiv in erster Linie dem Marshallplan und der 
Freihandelstheorie zu verdanken, daß heute die Win
zer in unserem Lande ... (Abg. Schlick: daß es soviel 
Trauben gibt!) ihre Ernte nicht an den Mann bringen 
können, weil man auf Grund der Freihandelstheorie 
aus 13 Staaten Wein einführen muß. Ich meine (Zu
ruf: Mitteldeutschland!) - nicht nur Mitteldeutschland, 
sondern die Deutsche Demokratische Republik ist 
gerne bereit, von hier Wein abzunehmen (Zurufe: Hört, 
hört!) und entsprechende Waren hierfür zu liefern. 
Es muß infolgedessen gefordert werden, daß unsere 
Regierung alles tut, um hier den innerdeutschen Han
del zu fördern; denn letzten Endes wollen wir doch, 
bitte. nicht verge..;sen, daß dort drüben genau so gute 

,, , ...... 
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Deutsche sind wie hier. Und wenn Sie irgendwie das 
Recht für sich in Anspruch nehmen wollen, sich Deut
sche zu nennen, dann wollen Sie doch , bitte, nicht ver
gessen, daß es nicht ein kleines, sondern ein großes 
Deutschland ist, das wir haben müssen und haben 
wollen. Wenn Sie heute aus irgendeiner Verärgerung 
heraus oder vielmehr noch aus einer übergroßen Angst 
heraus nicht einmal mehr wagen, in Handelsbeziehun
gen zu unseren Brüdern jenseits der Grenze zu treten, . 
dann sind wir schon bedauerlich weit gekommen, 
meine Damen und Herren, und dann können Sie mit 
Ihrer ganzen Politik einpacken! (Heiterkeit im Saal). 
Es geht in erster Linie darum, daß wir hier den Win
zern helfen können und auf der anderen Seite Ware 
hereinbekommen, die wir dringend nötig haben. Sie 
wissen genau so gut wie ich, daß heute Zucker eine 
Mangelware geworden ist, daß mit Zucker heute schon 
irgendwie wieder Kompensationsgeschäfte betrieben 
werden, respektive daß zum Teil mit Zucker schon wie
der Wuchel· getrieben wird. Man hat mir erzählt, daß 
in Köln das Pf.uno Zucker schon mit 3 DM gekauft 
werden soll. Als im vorigen Jahr aus der Deutschen 
Demokratischen Republik 40 000 Tonnen Zucker an
geboten worden waren auf Grund des Frankfurter Ab
kommens, hat man fast dreiviertel Jahr gebraucht, um 
zu überlegen, ob man diesen Zucker überhaupt ab
nehmen will, weil man geglaubt hat, daß man viel
leicht auf Grund der guten Beziehungen, die man nach 
dem Westen hat, den Westen bevorzugen müsse. 

Wenn Sie also jetzt ,die Regierung beauftragen, auf 
dem Wege des Austauschs von Wein gegen Zucker und 
ande,e Lebensmittel und Wirtschaftsgüter aus der 
Deutschen Demokratischen Republik vorzugehen und 
zu verhandeln, dann können Sie versichert sein, daß 
die Weinabsatzfrage schon zu einem erheblichen Teil 
gelöst wird. Es geht aber nicht, wie Sie es planen und 
vorhaben, daß man dem Weinhande1 Kredite zum Auf
kauf des Weines gibt und der kleine Winzer schaut, 
wie seinerzeit bei den Intendanturweinen und all den 
anderen Dingen, wieder zu g,uter Letzt in oi~ Röhre. 

Präsident: 

Das Wort h<!t der Abgeordnete Schweinhardt von 
der Freien Demokratischen Partei . 

A b g. S c h w e i n h a r d t : 
Es ist eine er freuliche Tatsache, daß der Herrgott sei

nen Segen gegeben hat und uns eine Weinernte erwar
ten läßt, die über Erwarten g,ut wird. E)s ist so gedacht: 
Wenn der große Anfall kommt, dann muß der Anfall 
aufgenommen werden. Man hört überall Bedenken, daJ! 
der Handel zurückhaltend ist in der Aufnahme dieser 
Trauben, w>eil es ihm an K,apital fe'hlt. AUJS dies,e,m 
Grunde ist es erfreulich, hier festzustellen, daß, wie 
Herr Dr. Boden sagt, Mittel zur Verfügung stehen, da
mit der Handel die Trauben aufnehmen kann. 

Die Ernte ist so groß, meine Damen und Herren, daß 
der Winzer selbst einmal seine Fässer voll bekommt 
und den weiteren Teil, um sich Geld zu beschaffen, ab
setzen muß. Es ist aber auch so, daß die Preise so liegen 
müssen, daß wenigstens die Produktionskosten- gedeckt 
werden .. Wenn man heute für den Zentner Trauben 
einen Preis von 20 DM ansetzt, dann ist das ein Preis, 
womit der Winzer schlecht bezahlt ist. Damit sind bei 
weitem die Produktionskosten nicht gedeckt. Ich glaube, 
daß der Handel, wenn er zu Geld kommt, mindestens 
mit einem Preis herauskommt, daß wenigstens auch 
der Lohn des Winzers bezahlt wird. Im übriget ist es 
nicht ganz von der Hand zu weisen, daß, wenn Winzer-

genossenschaften Kreditanträge stellen, auch ihnen 
geholfen wird, damit sie vorerst alles aufnehmen kön
nen, um ihren Mitgliedern wenigstens einigermaßen 
eine Zahlung leisten zu können. Denn es ist cSO wie im-

! •mer; Angebot und Nachfrage regeln den Preis. Wir 
haben es beim vorigen Wein erlebt anfänglich im Herbst, 
bei dem großen Angebot war der Preis niedrig, es war 
nichts abzusetzen. Wer es finanziell aushalten konnte, 
der konr,te seinen Wein noch gut und angenehm ab
setzen. Ich glaube, daß das auch beim· 50er der Fall ist. 
Wer es eb1.>n aushalten kann. '\,1/'lrdo noch zu den Pr.o
duktionskosten ko=. Er bekommt ihn auch viel
le'icht noch besser bezahlt- Aber im Moment muß die 
Sache überbr ückt wer.den. Es ist erfreulich z.u hören, 
daß der Jfand<'l Gelder bekommt, damit er wenig
stens das übedlüss.i.ge, was der Winzer nicht einkellern 
kann, aufnehmen kann. Ich hoffe auch, daß der 
Handel so anständig ist und oem Winz;er .seinen Lohn 
gibt, der ihm an.gemessen gehört. 

Prä ·sident; 

Das Wort hat der Abgeordnete Ziegl~r von der CDU. 

A b g. Z i e g 1 e r : 

'Me'i?le Damen und Herren! Ich will durchaus keine 
großen Aus.f'LiG11·w1g= mehr machen, sonder.n <?in,e Rich
tigstellllil'g geben. Ich •habe festgestellt, claß Kollege 
Gricsbeck bei meinen Ausführungen offenbar nicht 
genau au~epaßt hat, sonst hätte es ihm nicht passieren 
können, daß er davon sprach, daß es dem Winzer nicht 
möglich sei, seinen Wein abz,usetzen. Ich habe doch 
ausdrücklich gesagt, daß seit dem Frühjahr mH der 
Übenvindu~ d~r Krise im Febl'dar und März ein stän
dig steigen.der Weinpreis festzustellen ist, und :l.aß der 
Winzer täglich in der La:ge ist, seinen We.in zu sehr 
guten Prei-sen abzusetzen. Die Konjunktur steht günstig 
und ich glaube, daß wohl die Prei-.se für die 1950er 
Wei,ne etwas niwnger aiusfallen. trotzdem .1ber der 
Winzer, wie auch der Vorredner von der Frei-en Demo
kratischen Partei .gE'Sagt hat, den Lohn für ·s~ine Ernte 
bekommt und darüber hinaus aber a.uch der Weintrin
ker drau&n in Deutschland auf seine Rechnun:g da
durch kommt, daß ihm ein Viertel vorgesetzt werden 
kann be,i einem annehmbareoo. Prei9. Es kann i hm bei 
diesem herrlichen Sommerwett.er ein trinkbarer Wein 
vorgesetzt werden. 

Der Herr Kollege Griesbeck spricht von einer Lom
bard.ierun.g. Meine Damen und Henen! Der kleine Win
zer ist doch nlcht ln der Lage, Lombru-dgeschäfte zu 
machen usw. Der kleine ·Mann, wie er besonders bei 
uns in der Oberhaardt vorhand.en ist, will seinen Wein 
.absetzen, er will ein einfaches nacktes Kaufgeschäft 
machen ,und keine große Lombardierung usw. Darum 
braucht <ler Handel, der besonder s die Angebote kleiner 
Existenzen aufnehmen muß, Mittel. Wir erwarten 
seföstven;tändlich, daß der Ha.ndel anständtg gen.u.g -ist, 
auch d€111 Winzer den Preis zuzubilligen, der angepaßt 
ersche.int. Etwas anderes ·ist es bei großen Winzerbetrie
ben und Genossenschaften. Dort kommen unter Um
ständen Lombar<li-erungen in Frage, wenn die Mittel 
fehlen. Aber di~e Dinge regeln sich von selbst_ Die 
Grundlage ,hierfür war mein Ersuchen, d . h. mein An
trag, den ich im Agrarpolitischen Ausschuß gestellt 
ha'be, diaß überhaupt Mittel für d~n Zweck zur Über
brückung zur Verfügung gestellt werden sollten_ .Das 
ist der Sinn und Zweck des Antrages. Im übrigen glau
ben wir, daß das Wein:geschäft aut·h i,m kommenden 
Jahr zugunsten der Winzer sich gut abwickeln w ird. 
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Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Griesbeclc. (Abg. 
Gricsbcck: Darf ich vom Platze au.; s-p=hen?) Ja, 
wenn es nicht zu lange dauert! 

Ab g, Gries b eck (vom Platze a·us): 

Ich hahc den Kollegen Ziegler sehr wohl verstanden. 
Und der Herr Kollege Ziegler hat mir vollkommen 
recht gegeben, indem e·r hier erklärt ,hat, daß man im 
Sinne der Winzer 'hoffen könine, iim Februar, März und 
April den Wein zu einem günstigen Preis abzusetzen. 
Wenn er aber sofort verkaufen muß, Herr Kollege 
Zieglcr, also in einem Au.gen,bl:ick, wo alles verkauft, 
dann wird er nicht den Proi·s er,cl,e,Jen können, von dem 
Sie gesproch-cn haben. Deshalb habe ich gedacht, man 
könnte dem Winzer einen Lombardkrec!it geben, der es 
ihm ermöglicht, seinen Wc.in im Februar, März uin.d 
April, w,onn er teurer ,geworden ist, ziu vel'lkaufen. 

Auf der .anderen Seit~ bitte ich doch, nicht annehmen 
zu wollen, daß wir grundsätzlich Gegner des Handels 
wären, Wir haben nur die Bedenken, daß eine ein
seiUge Bevorzugung de.s Handels eb€n dazu führen 
könnte, den Winzer dem Handel gegenüber zu benacll- : 
teiligen. ' 1 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Aufklärung ist genügend 
gegeben worden. Wir können jetzt über die Dinge 
abstimmen, und zwar zunächst Antrag des Agrar
politischen Ausschusses, die Drucksache U /1385 für 
erledigt zu erklären und der Dn.tcks.ache II/1546 zu
zustimmen. Wer dem Antrag des Berichterstatters seine 
zus.timmWlg geben will, den bitte ich um El'hebung 
der rechten Hand. - !eh .stelle die einstimmige An
nahme fest. 

Wir kommen zum PWlkt 18 der Tagesordnung: An
träge des Flüchtlingsausschusses a) Normen für den zu 
gewährenden Hausrat, Drucl<sache ll/1555; b) Flnan:de
rung des Flüchtlingswohnungsbaues, Drucksache 11/1556. 
Zur Begründung hat der Vorsitzende des Flüchtlin,gs
ausschu,sses, der Abgeordnete Ro!Jh, das \.Vort. 

Ab g. Roth: 

Meine Damen und Herren! Der Flüchtlingsausschuß 
hatte am 5. September in seiner Beratung zu einer 
anderen Drucksache, die später, und zwar in der näch
sten Sitzung des Landtages noch behandelt wird, Ge
legenheit zu den wichtigsten Fragen der Einweisung 
der Flüchtli.n•ge Stellung zu nehmen. Das Hervor
stechendste dieser Beratung war vor allen Dingen ein
mal die Stellungnahme 7.u dem Hausrat, der den 
Flüchtlingen in unserem Lande nach ihrer Einweisung 
gewährt werden soll. Es wuooe aus den Erfahrungen 
heraus festgestellt, daß die Heimatvertriebenen in 
einer beachtlichen Anzahl nicht den Hausrat mit hier
heribringen, den sie bei ihren Anträgen in einem Ver
merk mit einbezogen hatten. Warum dies so ist, ist 
jedenfalls nicht im einzelnen untersucht worden. Es 
kann möglich sein, daß dieser Hausrat gar nicht vor
handen war, obwohl er angegeben wurde bei dem An
trag auf Umsiedlung, oder aber, daß er vielleicht nicht 
mitgenommen werden konnte, weil die Fahrgelegen
heit bzw. Transportmöglichkeit nicht bestand. Um nun 
aber allen Heimatvertriebenen den erforderlichen 
Hausrat zu sichern, steht der Flüchtlingsausschuß auf 
dem Standpunkt, die Bundesregierung zu ersuchen, 
einheitliche Richtlinien im Sinne der Fürsorgepflicht
verordnun,g zu erlassen, und wir bitten Sie, dement-

sprechend dem Antrag Drucksache II/1555 ihre Zustim
mung zu geben. Des weiteren beschäftigte sich der 
Flüchtlingsausschuß mit den Wohnungsbaumaßnahmcn 
für die Flüchtlinge und hat hierzu festgestellt, daß 
diese Maßnahmen zweifellos einen beachtlichen Fort
gang genommen haben und zu erwarten ist, daß doch 
nun alsbald eine beachtliche Anzahl von Wohnungen 
für Flüchtlinge bereitgestellt werden kann. Aber 
gleichzeitig wurde bei dieser Gelegenheit festgestellt, 
daß die Wohnungsbaumaßnahmen für die Ausgebomb
ten und sonstigen Wohnungsuchenden im eigenen Um<le 
dadurch etwas ins Hintertreffen gerate!) sind. Der 
Flüchtlingsausschuß stellt sich in diesem Zusammen
hang auf den Standpunkt, daß vor allen Dingen die 
Wohnraumbescha!fung für Flüchtlinge eine ausschließ
liche Bundesangelegenheit als Kriegsfolgelast ist. Dar
überhinaus ebenso die Wohnraumbeschaffung für die 
Ausgebombten gleichfalls in diesen Bereich gehört, iund 
insoweit der Flüchtlingswohnungsbau gefördert wird, 
unter keinen Umständen eine Beeinträchtigung des 
Wohnungsbaues für Ausgebombte und sonstige Woh
nungsuchende i.n uooerem Lande eintrewn soll. Aus 
diesem Grunde auch der Antrag des Flüchtlingsaus
schusses an die Landesregierung, Drucksache Il/ 1556, 
dem ich ebenfalls bitte zuzustimmen. 

Es kann außerdem noch gesagt werden: Der Flücht
lingsausschuß hat bei seinen weiteren Erörterungen 
festgestellt, daß die Einweisung der Heimatvertrie
benen in unserem Lande in den meisten Kreisen zu
friedenstellend erfolgt ist und daß nur an einzelnen 
Stellen bemerkt wurde, daß nicht alles so vorbereitet 
war, wie es in einer ursprünglichen Regierungsent
schließung vorgesehen war. Der Flüchtlingsausschuß 
hat diesbezüglich ebenso das Sozialministerium ge
beten, für die Zukun!t laufend darüber zu wachen, 
daß in allen Kreisen und auch in den Städten, die für 
die Flüchtlingsaufnahme in Frage kommen, noch ein
mal die Organisation der Einweisung überprüft und 
dafür Sorge getragen wird, daß in jedem Falle auch 
die Vorbereitungen so getroffen sind, daß die Ein
weisung keine Schwierigkeiten nach sich zieht. Der 
Flüchtlingsausschuß ist der Auffassung, daß trotz der 
bestehenden Schwierigkeiten und besonderen Notzu
stände in unserem Land das einmal bestimmte Kontin
gent aufgenommen werden muß und daß aus diesem 
Grund nicht nur einzelne Kreise, sondern alle dafür 
besorgt sein müssen, daß die Aufnahme reibungslos 
dlurchgeführt werden kann. Ich darf Sie bitten, den 
be1den Anträgen ihre Zustimmung zu geben. 

Vizepräsident Ziegler: 

Nach der Berichterstattung eröffne ich die Aus
sprache. Der Ältestenrat hat eine Redezeit von 10 
Minuten vorgesehen. Es erhebt sich kein Widerspruch, 
es ist so beschlossen. Das Wort hat Frau Herklotz von 
der Sozialdemokratischen Fraktion. 

A b g. H e r k l o t z ; 

Meine Damen und Herren! Je mehr Flüchtlingstrans
porte in unser Land Rheinland-Pfalz eingeschleust 
werden, in ~ so stärker,em Maße mü~.wn wir -uns mit 
den daraus erwachsenden Fragen Wl<i Problemen be
schäftigen, un,d je grö~r der Strom wird und je größer 
die Sorgen werden, um so detaillierter müssen wir 
uns all dieser Fragen annehmen. Es ist oft schmerz
lich, daß man aJ:s einzelner d'en Menschen, die voll Ver
trauen zu uns kommen, nicht so helfen kann, wie man 
das .gerne möchte. Um so mehr müssen wir aber als 
Parlament alle Voraussetzungen schaffen, die dazu 
angetan sind, die Flüchtlinge, die sich wieder nach 
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einem normalen menschenwürdigen Leben sehnen, in 
unser volkswirtschaftliches Leben einzubauen. Der 
Flüchtlingsausschuß hat sich in seiner letzten Sitzung 
mit verschiedenen Fragen der Flüchtlingseinweisung 
beschäftigt und dem Hause heute einige Anträge vor
gelegt. Ich darf jetzt schon im Namen der soziald€mo
kratischen Fraktion sagen, daß sie den Anträgen ihre 
Zustimmung gibt. Im Interesse einer gleichmäßigen 
gerechten Vex'teilung sind auch wir der Meinung, daß 
die Landesregierung bei der Bundesregierung darauf 
hinwirken sollte, Normen für den den Flüchtlingen zu 
gewährenden Hausrat aufzustellen und diese Normen 
nach den Grun.dsätzen der Fürsorgepflichtverordnung 
auszurichten. Es soll damit auch ein Riegel gegen ver
stiegene Forderungen mancher Antragsteller vorge
schoben werden, die nun •glauben, Anträge ins Uner
meßliche hinein stellen zu könrnm. Eine gerechte und 
gleichmäßige Normung kann bei den im Verhältnis zu 
den Anforderungen nur bescheidenen Mitteln nur im 
Interes9e .aller liegen. Es ist auch vorgekommen, tlaß 
umgesiedelte Flüchtlinge ihren Hausrat im Abgabe
land verkauft haben, da es sich dort herumgesproehen 
hat, daß hier Hausrat gegeben wird. In diesem Zusam
menhang muß dann auch festgelegt werden, wieweit 
die Fürsorgepflichtverordnung ausgelegt werden kann. 
Wir sind der Auffassung, daß jeder mittellose Hei.mat
vert!'iebene das bekommen muß, das er zum Leben 
notwendig braucht. Dabei muß dann ausgeglichen 
werden, was der eine zuviel und der andere zu wenig 
hat. Aui alle Fälle sollte man bei der Normung nicht 
zu kleinlich verfahren, damit bei den Flüchtlingen, die 
darauf angewiesen sind, Hausrat zu bekommen, nicht 
der Eindruck entsteht, sie seien Menschen zweiter 
Klasse. Ein anderer Antrag ersucht die Landesregie
nmg, beim Bund mit Nachdruck darauf hinzuweisen, 
daß die Finanzierung des Flüchtlingswohnungsbaues 
keine Beeinträchtigung der allgemeinen Baumaßnah
men zur Milderung des Wohnungselendes in unserem 
Lande bringen darf. Tausende von Ausgebombten und 
Evakuierten warten heute noch daraui, daß sie wieder 
in eine ordentliche Wohnung kommen, oder gar in ihre 
frühere Stadt, wo meistens noch ihr Arbeitsplatz ist, 
zurückkehren können . Allein in Ludwigshafen waren 
das vor kurzer Zeit noch etwa 10 000 Menschen. Der 
Flüchtlingswohnungsbau ist Bundesangelegenheit. Wir 
erwarten, daß dort mit allem Nachdruck dafür gesorgt 
wird, daß zum frühesten Bautermin im nächsten Früh
jahr eine weitere große Aktion für den Flüchtlings
wohnungsbau begonnen und heute schon vorbereitet 
wird. Dabei muß streng überwacht werden, daß die 
für den Flüchtlingswohnungsbau freigegebenen Mittel 
auch für Flüchtlingswohnungen verwendet werden, 
vor allem bei den Privatbauten. Es ist häufig vor
gekommen, daß Flüchtlingsfamilien eine solche Woh
nung nicht beziehen konnten, weil sie die Miete dafür 
nicht aufbrachten. In diesem Falle ist unbedingt dar
auf zu · achten, daß dann im Tauschweg eine Altwoh
nung freigemacht werden kann. Gerade bei den 
Privatbauten hängt die Kreditgewährung doch von 
dem Bescheid des Vermessungsamtes ab. Da viele 
Vermessungsämter aber so unterbesetzt sind, daß sie 
den Vermessungen kaum nachkommen, wurde man
ches Bauvorhaben dadurch verzögert. Es ist deshalb 
ratsam, für das nächste Baujahr durch eine stärkere 
Besetzung der Vermessungsämter hier Abhilfe zu 
schaffen. 

Meine Damen und Herren. Wir haben in Rheinland
Pfalz bisher fast 11 000 Flüchtlingswohnllngen finan
ziert und wir können stolz darauf sein, daß bei uns 
nicht wie in anderen Ländern Notwohm.mgen erstellt 

worden sind, sondern anständige, ordentliche Wohnun
gen. Wir sind €'rstens einmal zu arm dazu, um zweimal 
bauen :;,;u können, tH;d zum anderen sollen auch hier 
die Flüchtlinge keine Deklassierung erfahren dadurch, 
daß man sie mir -in Behelfswohnungen unterbrin,gt. 
Man muß den Flüchtlingswohnungsbau einfügen in 
den Gesamtwiederaufbau unseres Landes. Nur so 
kann man allen Teilen gerecht werden. 

Dle bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daß 
Masseneinschleusungen auch den Flüchtlingen nicht 
dienlich sind. In unserem so stark mitgenommenen 
Grenzland können sie nur menschenwürdig aufgenom
men werden, wenn über die persönliche Bereitschaft 
hinaus der soziale Wohnungsbau, der Flüchtlingswoh
nungsbnu, die Voraussetzungen dazu schafft. Eines, 
meine Damen und Herren, müssen wir auch hier 
immer wieder betonen: Hand in Hand mit dem 
Flüchtlingswohnungsbau muß die Planung neuer Indu
strieanlagen gehen. Denn die schönste Wohnung nutzt 
nichts, wenn der Umsiedler keinen Arbeitsplatz finden 
kann. Mit der Ansiedlung neuer Industrien, vor allem 
in industriearmen Gegenden, müssen gleichzeitig Woh
nungen für die Arbeiter und Angestellten geschaffen 
werden. Hier, meine Damen und Herren, liegt das 
große weite Feld, auf dem wir in Zukunft noch tätig 
sein müssen. Wenn wir das erreichen, Arbeit und 
Wohnung zu schaffen für unsere Flüchtlinge, dann 
haben wir unseren Teil dazu beigetragen an der Lin
derung einer der größten Tragödien der deutschen 
'Geschichte. (Beifall!). 

Vizepräsident Ziegler: 

Das Wort hat der Abgeordnete Spies von der Frak
tion der CDU. 

Ab g. Sp i es: 

Meine Damen lUld HerrBn! Der Antrag II/1556 betr. 
Finanzierun.g des Flüchtlingswohnungsballes VEöranlaßt 
mich zu einigen kritischen •Bemerkungen. Bekanntlich 

. hat der Bund Gelder ausgeschüttet für ä~n Wohnungs
bau zur Unterbringung von Flüchtlingen. Die GeldE'r 
sind zw~kgebunden an di,e Lände, überwiesen worden. 
A1.1ch in unserem Lande Rheinland-Pfalz haben wir rei
chen Anteil g€'Tlommen an den Zuwendungen. Voraus
setZTUng für die Darlehenshergabe für Flüchtlingswoh
mmgsbauten ist, daß der Antragste·ller vor aUen Din
gen Flüchtling sein soll. Es wttrde nicllt immer so auf
genommen in der Form, wie die Bestimmungen lau
teten. Aber dennoch war es gerechtfertigt, wenn 
Flüchtlinge da stnd, und stellen einen Antrag auf Zu
weisung von DarJehensgel'deri:i, daß man ihn'?n auch ge
recht werden soll. Wfo wird dann nun verfahren? 
Me1ne Daunen un~ Herre,n! Ich spreche es nicht gerne, 
ich spreche es deswegen, weil verschiedentlich Anträge 
an mich henmgetragen wurden als Beschwe·r.de in der 
Handhabung der Finanziemng. Daher ,habe ich die 
?flieh~ auch hier zu berichten. Es ist uns in nachwe-is
baren Ffil.len bekannt geworden, daß Flüchtlinge, die 
selbst Baugelände und auch Vorfinan:zierungsmöglich
lreiten hatten, in kemem einzigen Fall von mehr als 
hundert g(mehmigten Fällen berücksichtigt wur
den. Es ist bekannt gewor:den. daß vornehmlich Bau
gesel.lsch.aften bevor:z:ugt wurn:!en. Es ist nicht meine 
Absicht, dagegen SteHung zu nehmen. Ich muß nur da
gegen sprechen, wenn noch private Anträge vorliegen, 
von .E'lüchtlinJgen, die in der Lage sind, die Mitfinanzie
rung durdrrubringen, daß man denen dann &.ie Kredite 
verweigert uilld BaugesellS<'haften -bevorzugt, wobei 
fest.gestellt W<?roen muß, daß die Finanzierung keines
wegs auch bei den ,Baugesellschaften aus-reicht, um bei 
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den 8000 bewilligten Mark für zwei Wohnungen 
wil'klich zwei Wohnungen zu beziehen. Ich stelle daher 
ganz kritisch die- Anfrage, wie ist so was überhaupt 
möglich, daß. wenn in einem Kreis mehr als hundert 
Wohnungen g<.>schaffen wurden uru:l zum Tt>il erstellt 
werden . duvon insgesamt n,ur drei Flüchtlinge 
direkt betreut un,d die anderen Anträge der Flücht
linge nicht genehmigt wurden. E.s wäre nach meiner 
Meinung ri<:htig::>r gewesen, wenn es ni<:ht von 
der Regierung aus berücksichtigt würde, sondern daß 

. man den unteren Organen Gelegenheit gegeben hätte, 
die Verteüung nach den Richtlinien vorzunehmen. Das 
zweite, was mich sehr befremdet, ist, daß bei dem Auf
ruf unserer Reg;ierung, von der Gewährung von Kleinst
darlehi..'n möglichst Gebrauch zu machen, a1Jcil keine 
Garantie gegeben war, und zwar deswegen nicht, weil 
die Gelder in Erstausschüttung verausgabt sind. Es 
wurde auch in der Staats-Zeitung autgerufen, man ,hat 
allgemein in den Anträgen von den Kleinstdarle,hen 
bis zu 2000 DM davon Gebrauch gemacht, wo in den 
verschiedensten Fällen nut' 200 bis 300 DM notwendig 
waren, um die Fertigstellung von vorhandenen Woh
nungen sicherzustellen. Diese Dinge konnten nicht be
rücksichtigt \~erden, weil die Gelder in den ersten 
Aus.schüttungen restlos verbraucht si,nd , so daß es 
sich hier nicht mi:!hr um mehr Wohnungen, sondern 
mehr oder weniger Vergünstigungen einzelnet" größerer 
Unternehmen handelt. Dazu nehme ich ganz kritisch 
Stellung. Wir haben schon seinerzeit in dem Referat 
unseres Kollegen Reichling bei der Etatberatung 
darauf hingewiesen, der damals wö-rtlich s~te: 
,.Wir dürfen keine Monopolst.(>l!ung gewisser großer 
Wohnungsbaugesellschaften zulassen. Die Darlehen 
aus öffentlichen Mitteln sollen auf breiter Basis ver
teilt werden, in,;bcsoIJJdere .müssen die bestehen-den 
Gebäude des Privathausbesitzes, der heute im Lande 
noch der .größte Hausbesitz ist, berücksichtigt werden." 
Diese von uns gegebene Anregung wurde nicht berück
sichtigt. Ich muß daher das Ansinnen an die Regierung 
stellen, hier einmal unverzüglich Nadlschau zu halten . 
was hier richtig und falsch gemacht wurde, Ich bin aber 
dariüberhin:ms der Ansicht, daß das E1·.gebnis wahrschein
lich nicht in be.friedi,gendem Maß ausfallen kann, weil 
die Beziehungen von Persönlichkeiten von diesen grö
ßer= Unternehmungen zu den Regierungs-stellen waihr
scheinlkh sehr fein sind und kaum beobachtet werden 
können. 

Vizepräsident Zie .gler; 

Das Wort hat der Abgeordnete Kalinowski von der 
CDU. 

A b g. K a l i n o w s k i : 

Meine Damen und Herren! Daß· wir überhaupt ejn 
Flüchtlingsproblem haben und besprechen müssen. ist 
wohl eine der größwn Tragödien d;,r Mensch•heit. 
Wenn wir z. Z. hier bei Ul'llS im Lande R.hein
land-Pfa!z bis etwa Ende November 90 000 F'lüclltliruge 
aufn('hmen müssen, Heimatvertriebene einerseits, Zuge
wanderte anderet'seit., und wenn bereits feststeht, daß 
nach den Besclllüssen des Bundes das Land Rheinlan.<l
Pf.ilz nlOch einmal die doppelte Anzahl. 180 000 auf,zu
nchmen hat, ist es ein Problem, gesehe-n in der Ge
samtproblematik, daß neun Millionen entwurzelte hei
matlose Menschen jetzt in relativ klein(>D1 Raum des 
Bundesgebietes Wohnung. Heimat, Ai·beit •Jnd Brot 
finden sollen, das kaum zu lösen ·ist. 

Trotz.dem haben wir im Rahmen 'Unseres Landes die 
Pflicht, soweit wir dieses Probl,em lösen können, mit 
allem Ernst daranzugehen. Deshalb hat der Flüchtlings
ausschuß sich in wiederholten Sitzungen mit diesen 

Menschen, die so hart vom Schicksal getroffen sind und 
alles verloren haben, besdläftigt. Der Flüchtlin.gsaus
schuß hat auf Grund der gemachten Erfahrungen fest
gestellt, daß bereits in einzelnen Landesteilen 100 Pro
zent. 80 Prozent und im M1ni,mum 60 Prozent von der 
von mir vorhin genannten Gesarntqu,)te im Lande 
eingetroffen sind. 

Von der verehrten Vorrednerin, Frau Kollegin Her
klotz, ist bereits das Problem der Arbeit erwähnt wor
den. Ich will mich mit Rück.sieht auf die knappe Frist 
damit nicht mehr beschäftigen. 

Ich möchte zur Fra.ge d<:>s Hausrats Stellwi.g nehmen. 
weil ebenfalls inzwischen festgestellt ist, daß die auf
genommenen Heimatvertriebenen und Zugewanderlen 
nicht in dem Besitz des dringendst notwC'n<ligen Haus
rats sind. Die Bestimmungen de1· Fürsorgepflichtver
ordnung, die zwar jetzt gut 25 Jahre alt sind, wurden 
damals in der Notzeit der Inflation geboren. Durch die 
Naziregierung sind diese Bestirnmungt'n kaum irgend
wie berührt, a.uch später nicht durch die Besatzungs
mächte. Seitdem wir nun wieder ein staatlicht's kom
munales Leben kennen. hat die Erfahrung gez.~igt, daß 
die Fürsorgepflichtverordnung mit den Reichsgrund
sätzen usw. auf ein derartigC's MasS('nelend, wie es 
unser Flüchtlingsproblem darstellt, nicht zugeschnitten 
ist. 

Damit nun nicht in dem einen Landkreis und in dem 
einen Regierungsbezirk so und in den übrigen so ver
fahren wird, ist eine generelle Lösung, was an not
~ndigem Hausrat erforderlich ist. sofort anz.ustreben. 
Bekanntlich erstattet der Bund 75 Prozent nach dem 
Kriegsfolgehilfeges.etz der Lasten, die den Ländern 
(Kreisen und Gemeinden) entstehen. 

Es muß eine Norm gefunden \\'erden, wie folgendes 
Be~piel zeigen soll: 

In .den drei Höhengebieten un,;crcs Landes (Wester
wald, Hunsrück, Eifel) sind von den Hcimatvertrk>be
nen Anträge gestellt, ihnen außer den gelieferten Betl
i.tellen Matratzen mit zwei Decken (eine Art Barras
deck.en, wie d·ie Soldaten gesagt haben), Federdeck.
betten zu liefern. ÄrztHchcrseits ist bereits der Stand
punkt vertreten, daß diese Forderung a.us Gesundheüs~ 
rücksichten durchaus begründet ist. Die Bezfrksfür
sorg-everbände (wie auch vom Flüchtling,~ausschuß an
erkannt) vertreten den Standpunkt, daß Federbetten 
unerläßlich sind bei Berücksichtigung der klimatischen 
Verhältnisse im Winter in den Höhengebieten und un
ter Berücksichtigung der Tats.ache, daß vielfach info!Je 
der Bauart der kleinbäuerlichen Häuser die Schlaf
räume nicht heizbar sind. 

Die erwähnte Norm kann nach Ansicht des Flücht
lingsausschus,;es infolge der Bestimmungen des Kri•:gs
folgehilfegeS()tzes nicht auf Laru:lesebcne getroffen v.rer
den. Dieses Problem muß schnellstens vom Bund auf
gerollt werden mit Rücksicht auf die vorgesclu-ittene 
Jahreszeit. Im Bu:nd müssen <iie Normen über die 
Auslegung der Fürsorgepflichtverordnung in punklo 
Leistung des Hausrats pp. festgelegt werden. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte Ihnen ;ioch 
eine erfreuliche Tatsache bekanntgooen. Die bish~r her
eingekommenen Heimatvertriebenen, z. B. im Regie
rungsbezirk Mont;;baur. sind fast hundertprozentig des 
Lobes voll über die vot"bildliche und vorsorglich,? Ar
beit der hiesigen Behördendienststellen. In c.lt?r ört
lichen Pre.ss,e haben die Heimatvertriebenen die'les 
2rum Ausdruck gebracht und ihr Erstaunen ausgcdrJckt, 
wie sie im Lande Rhelnland-Pfalz :rum größt'.!n Tell 
von der Bevölkerung, -besonders aber von den Behör
den, so gut behandelt werden. Es ::;chien mir notwendig, 
auch diese Dinge einmal herauszustellen. 
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Trotzdem, meine D<l'mcn und Herren, bemerke ich 
abschließend, daß das ganz€ Problem sehr ernst 1st 
und u~erei· ganzen Aufmerksamkeit bedarf. 

Wir von der CDU begrüßen den Beschluß des Flücht
,lingsausschusses und geben demselben urusere Zu
stimmung. 

V,izepräsident Ziegler: 

Der Abgeoronete Schweinhardt von der Fraktion 
der FDP hat das Wort. 

Abg. Schweinhardt: 

Meine Damen und Herren! Meine Partei hat mich 
seit kurzem für den F'lüchtlingsau.,<>schuß vorgeschlagen 
und 1ch hatte die Ehre. den Sitzungen zweimal beizu
wohnen. Ich konnte feststellen, daß von den Parteien 
und von der Landesregierung alles getan wird, um 
dieses F'roblem zu lösen und auch, um die Flüchtlinge 
ordnungsmäßig unterzubringen und möglichst zufrie
denzustellen. Ich konnte sogar feststellen, daß der 
Flüchtlingswohnungsbau besonders im Lande Rhein
l,and-Pfalz vorbildlich gefördert wurde, so daß unsere 
eigenen Leute mit ihren eig-enen Kleinsiedlungen da
durch ins Hintertreffen kamen. Es muß aber auch in 
diesem Zusammenhang gesagt ,,;erden, daß ,es manch
mal an einer gewissen Dankbarke-it der Flüchtlinge 
selbst fehlt. Ich konnte in unserer Gegend fests,tellen. 
daß Flüchtlinge versorgt wurden, daß sie einen Hof 
übernommen haben, daß si€ Gelder bekamen zur 
Übernahme, daß sie Gelder in Aus1:1icht gestellt be
kamen jetzt, um <iie Weinernte zu übernehmen, - und 
nun sagte mir dieser betreffendf" FlüchUilng dieser 
Tnge: ,,Ja, von der We:nernte habe ich dieses Jahr 
noch nichts, die kann ich ja erst im näc.hsten Jahr 
gebrauchen, ich stelle noch den Antrag auf Unter
haltshilfe." Sehen Sle, man müßte doch auch eine ge
wisse Dankbarkeit von diesen Leuten erwarten, für dle 
alles getan wird, was möglich .ist. Dieser betreffende 
Mann. der mir das erklärte, stammt aus de1· hiesigen 
Gegend, ist während des Dritten Reiches einmal hoch
gestiegen, indem er im Osten ein Gut bekam. und 
jetzt kommt er zurück, ist Flüchtling und -spielt 
sich so auf und möchte w.ieder alles haben, der wird 
nicht satt. So sind tatsächlich diE' Verhältnisse. Wo 
Not 1st, soll man die Not lindem, aber wo <las ausge
nutzt wird, muß man ,dem E'inhalt gebieten. Wenn ich 
im übrigen die Gerüchte höre, daß die Leute daran 
denken, eine Flüchtlingspartei zu gründen, so muß ich 
dooh feststellen, daß bei ,all dem, was getan wird, die 
Flüchtlinge ,in den Parteien, die bestehen, ihre vollste 
Unterstützung finden. Eine Flüchtlingspartei könnte 
doch nur eine Zersplitterung bed'euten un-d würde den 
Flüchtlingen bei diesem kleinen Prozentsatz ja über
haupt nichts einbringen. Ich möchte hier herausge
stellt haiben. daß .sämtliche Parteien ,sich bemüht 
haben, bei d!lesern Problem mitzuhelfen, 1.1nd auch b€
sonders meine Partei, meine .Freunde in Schleswig
Holstein haben einen Kontakt mit diesen Flüchtlingen 
dort, da sle ja gerade dort die Regierung bilden konn
ten. Im übr,j,gen stimmt meine Fraktion dem Antrag 
II/1555 und. II/1556 zu. 

V i z,e prä s i den t Z i e g le I 

Frau Abgeordnete Halein von der KPD hat das Wort. 

Fr a u A b g. H a l e i n : 

Meine Damen und Herren! Der Antrag 11/1555 
scheint mir entweder unklar oder ungenüg;end formu
liert. Es wird beantra,gt, die Landesregierung möge 
beim Bund darauf hinwh·ken, daß für die den Flücht-

lingen zu gewährenden ,Möbelstücke, nach den Richt
lirni·en der Fürsorgepflichtverr>rdnung, Normen aufge
stellt werden sollen. Meine Damen und Herren, mir· 
ist nicht klar, was der Antragsteller will, was heißt 
hier Norm<.'n aufstellen? Was will man normen? D'ie 
Zahl oder die Art des Möbels, das zur Verfügung ge
stellt ,\·erden soll? Wir können doch nicht ein Möbel
Din-Format Marke „Flüchiling" schaffen, etwa so: 
linten S€ifenki~te, ob~n .ilter Küchenschrank. Mir ist 
nicht klar, was sie mit diesem Antrag wollen. Im übri
gen verweise ich darauf, daß wir ein Landesflücht
lling-sgesetz haben, das klar un<l deut1kh sagt, daß die 
Rechte der Umsiedler dahin gehen, daß sie Anspruch 
auf Versorgung mit dem notwendigen Hausrat haben, 
der dem Durchschnitt der ortsansässigen Bewohnet· 
entspricht. Ich glaube. das sagt eindeutig, auf was der 
Umsiedler Anspruch hat. Ebenso muß ieh fl"agen. was 
es heißen soll, sie sollen gleichberechtigt behandelt 
werden. Ich glaube, es ist doch eine Selbstverständ
lichkelt, daß wir diesen Opfern des zweiten We1t
kr.ieises · nicht zumuten. zu genormten Wohlfahrts
-empfängern zu werden. 

Zu dem Antrag II/1556 wäre zu sagen, daß unbe
dingt darauf zu achten ist, daß die zu1· Verfügung ge
stellten Mittel für den Wohnungsbau auch tatsächlich 
für Flüchtlingswohmingen verwendet werden. DaH 
die mit diesen Mitteln gebauten Wohnungen auch d1cm 
bestimmt,en Personenkreis zl.lgute kommen. Man kann 
n:icht davon sprechen, die Einweisung der Flüchtling~ 
sei bisher zufriiedenstellend gewesen. Aber bei uns in 
Mainz hat man wohnungsuchenden Flüchtiing-en er
klärt, in bestimmten Blocks könnten sie keine Woh
nung haben, sie seien :für die Regierung vorgesehen, 
einige Tage später wuroen diese Wohnungen dann 
trotzdem anderweitig vermietet. Auf dem Gebiet -der 
Fluchtlingsfürsorge mü95en noch sehr viele Dinge ver
bessert werden, ehe man von zufriedenstellend sprechen 
kann. So möchte ich auch bitter,, cten Antrag I!i1555 
zu verbessern, um klar den Zweck zu erkennen. 

Vizepräsident Ziegler: 

Das Wort hat der Abgeordnete Hertel von der Frak
tion der SPD. 

A b g, H e rt e l : 

Meine Damen und Herren! Ich habe leider Ursache, 
mich mit ein paar Worten gegen die Darlegung des 
Herrn Kollegen Spies zu wenden. Der Herr Kollege 
Spies hat - wenn auch in maßvoller Form - doch recht 
unmißverständÜch darauf hingewiesen, daß die ge
meinnützigen Wohnungsbauunternehmen über Gebühr 
bei der Verteilung der vorhandenen Mittel berücksich
tigt word'en wären. Der Herr Kclle,gG Spies- hätte .sicher 
von diesen Feststellungen Abstand genommen, wenn 
er auch Einblick in die Gesamtverteilung genommen 
hätte und insbesondere die außergewöhnlich hohen 
Summen, die die Siedlungswerke beider Konfessionen 
zugebilligt be~ommen haben, auch mit in Rechnung 
gestellt hätte. !,)er Herr Kollege Spies lebt auf dem 
Lande. Es fat ihip. nicht zuzumuten, daß er sich ganz 
in die täglich wtage tretende Not hineinfindet, die sein 
unmittelbarer Vordermann in diesem Hohen Hause 
jeden Tag erleben muß. Es ist doch festzustellen, daß 
das Wohnungselend - nicht die Wohnungsnot - das 
Wohnungselend in den oftmals bis zu 60 v. H. zerstör
ten Städten, Zweibrücken usw., noch andere Formen 
hat als auf dem flachen Lande. Es hat keinen Wert, 
daß wir 4lnd und Stadt, Genossenschaft und Woh
nungsbauunternehmen gegeneinander ausspielen. Wir 
sind abel' der Auffassung, daß die gemeinnützigen 
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Wohnungsbauunternehmen die unmittelbarsten und 
anerkanntesten Träger des sozialen Wohnungsbaues 
deswegen sind, weil sie, ohne eine erstellte Wohnung 
für sich in Anspruch zu nehmen, insbesondere für die 
breiten sozial schwachen Schichten bauen, die aus eige
ner Kraft infolge Mangels an dem bescheidensten 
Eigenkapital an die Erstellung einer Wohnung gar 
nicht denken können. Auch nehmen die Wohnungsbau
gesellscha!ten für sich als Hausbesitzer nie eine Woh
nung in Anspruch. Bei Siedlungen usw. erleben wir 
es doch, daß nicht das Maß Altwohnraum Z\lr Ver
fügung kommt beim Bezug aller Siedlerwohnungen, 
wie es erwünscht wäre. Der Hinweis des Herrn Kolle
gen Spies ist auch in anderer Hinsicht bedauerlich. 
Wohnungen zu erstellen ist heute alles andere denn 
eine rentable Sache. Trotzdem gehen die Wohnungs
baugesellschaften mit einem Mut, d1a:r an Kühnheit und 
fast an Ver.wegenheit grenzt, an die Belastung ihres 
erhalten gebliebenen Althausbesitzes. Dort türmen sich 
die Hypotheken bis an den Schornstein hinauf. Die 
Gesellschaften glauben dazu verpflichtet zu sein, weil 
wir alle von der bestehenden Not durchdrungen sind. 
Ich betone nochmals, wir wollen keine Auseinander
setzung, Geld ist dahin und dorthin gegangen. Wir 
wollen uns zusammenfinden zu der Auffassung, daß 
möglichst viel gebaut werden muß, ganz egal, wer der 
Bauträger ist. (Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Ziegler : 

Der Abgeordnete Spies von der CDU hat das Wort. 

A bg. Sp i es: 
Meine Damen und Herren! Zu den Worten des 

Herrn Kollegen Hertel, der von mir immer verehrt 
wird als ein Mensch, der sehr sachlich und bedenklich 
auch alles das, was hier gesagt wird, beurteilen kann, 
und dem dazu noch zugestanden werden kann, daß er 
sehr wenig vergißt, muß ich abet· jetzt feststellen, daß 
er an de1· Sache vorbeigeschossen hat. Es ist ihm offen
bar entgangen, daß ich gesagt habe, ich wende mich 
nicht dagegen, daß die Baugesellschaften Geld be
kommen, ich muß mich nur dafür einsetzen, daß den 
Flüchtlingen selbst, den Antragstellern, die in der Lage 
sind, Häuser zu bauen, das nicht verwehrt wird. Dar
auf kommt es uns an. Ich möchte noch nicht einmal 
gesagt haben, die Bestimmungen des Bundes waren 
richtig. Man kann da auch anderer Meinung sein. Aber 
nach den Bestimmungen war es doch vorgesehen, daß 
in erster Linie die Flüchtlinge sich selbst helfen soll
ten, und das soll man ihnen nicht unterbinden. Daß 
ich aber nicht die Fähigkeit hätte, über mein gewöhn
liches Dörfchen hinaus mir in der Wohnungsfrage und 
übet· das Wohnungs~lend weitere Kenntnisse anzueig
nen, das muß ich doch zurückweisen. Ich möchte mich 
darauf aber nicht weiter einlassen, aber ich möchte 
doch feststellen, wenn auch meine Kenntnisse nicht so 
weit gehen wie die Ihrigen, Herr Hertel, daß ich doch 
für mich in Anspruch nehme, daß der Bereich, den ich 
z~1 bearbeiten habe, mich für viel weitere Aufgaben in 
Anspruch nimmt als ich persönlich in der Lage bin 
zu bewältigen. Das dürfte schließlich auch bei mir zu
trcffon. Ich möchte das noch et'klären mit folgenden 
dazu sagen, damit Sie ganz klar sehen, meine Oamen 
und Herren. Es ist eine Tatsache, daß im Kreise Kusel 
sich neuerdings eine Baugesellschaft gegründet hat, 
bestehend aus den Gemeindeverbänden. Die Gemein
den hBJben Geld hinei:ngt.>geben, und der Kreis möchte 
auch mit einer Unterstützung aufwarten. Diejenigen 
G!,'meinden, die dieser Baugesellschaft angehören - 110 
Gemeinden sind es -, genau 42, die ü,brigen restlichen 

70 sind also nicht dabei und sie sind restlos nicht be
rücksichtigt worden in der Zuteilung von Flüchtlings
geldern, meine Damen und Herren. Das ist Tatsache. 
Und dagegen müssen wir uns doch wehren, das darf 
es doch nicht geben. Ich will ja nicht einmal persönlich 
davon reden, ich selbst gehöre als Bürgermeister auch 
nicht der Genossenschaft an und bin daher auch nicht 
berücksichtigt, aber ich will von mir gar nichts gesagt 
haben. Aber die Anträge der verschiedensten Gemein
den aus den verschiedensten Gegenden haben mich 
veranlaßt, dazu einmal Stellung zu ncllmf"n und f~t
zustellen, daß es doch so nicht geht, sondern daß rp.an 
doch den Flüchtlingen gerecht werden will und muß, 
darüber hinaus und damit auch dem sozialen Woh
mmgsbaiu, der ja ohne weiteres dabt>i ist. Darum han
delt es sich nur bei <lern, was ich ·hier gesagt habe. 
(Bravo-Rufe un,d Beifall bei det' CDU.) 

Vizepräsident Ziegler : 

Ich glaube, jetzt hören wir den Regierungsvertreter. 
Der Hen Staatssekretär Schmidt hat das Wort. 

Staatssekretär Schmidt: 

Meine Damen und Herr~n! Die letzten Darlegungen 
des Herrn Kollegen Spies kbngen bereits \\-Cit ver
söhnlicher als seine erste Erklärung. Ich war außer
ordentlich erstaunt, als der Herr Kollege Spies wr
merkte, daß Beziehttngen zu Regierungsper3önlich
keiten an.scheinend ent::;cheidend seien bei der Vertei
lung von Mitteln. Ich muß diese Bem~rkung des Herrn 
Spie.s entschieden zurückweisen, denn ich glaube sagen 
zu dürfen, daß wir uns im Wiederaufbauministerium 
nur haben leiten lassen von der Absicht, möglichst 
schnell, möglichst viel Wohnungen zu bauen. Alles 
andere war für uns t•nbedeuterid. E~ sind zur Zeit auC 
der Landesebene rund 21 000 Wohnungen im Bau, 
davon 17 000, die aus öffentlichen Mitteln gefördert 
werden. Von diesen 17 000 entfallen 10 600 auf den 
reinen Flüchtlingswohnungsbau, - eine Ziffer, die 
&uch im Verhältnis zu den übrigen Bun~esländcrn als 
~ußerordennich hoch zu bezeichnen ist, und wie ich 
schon einmal hier bekanntge:ge,ben habe. dC>n Bundes
minister Lukaschek seinerzeit bestimmte zu der Fest
stellung, daß die Planung für den Flüchtlingswoh
r,ungsbau in Rheinland-Pfalz an der Spitze liege. Diese 
10 600 Flüchtlingswohnungen gliedern sich wieder auf 
in 7000 Neubauwohnungen, 'in 1100 Wohnungen, die in 
zerstörten Häusern gewonnen \Vllrden, also Privatbe
sitz waren, in 300 Wohnungen in erlegenen Bauvor
haben und 2200 Wohnungen durch An-, Um- oder 
Ausbau, d. h. run,d 3600 Wohnungen außerhalb des 
reinen Neubausektors liegen doch offensichtlich in 
dem privaten Sektor. Ich muß also die Annahme, daß 
der private Sektor nicht unterstützt worden sei, mit 
dem Hinweis auf diese Zahlen :>.urückweisen. Natür
lich konnten nicht alle Anträge befriedigt werden, und 
zwar aus zweierlei Gründen. Zunächst ist dem Hause 
bekannt, daß uns die Wohnungsbaugelder vom Bunde 
erst Ende März. bekanntgegeben wurden. Wir waren 
uns klar darüber, daß, wenn im Baujahr 1950 der Bau
zweck, viele Wohnungen zu gewinnen, erreicht werden 
sollte, wir Maßnahmen treffen müßten. um die uns 
zur Verfügung gestellten Gelder b~schleunigt in die 
Bauwirtschaft herauszubringen. Das setzte voraus, daß 
wir bereits vorher uns nach gewissen Bauträgern 
umzusehen hatten. Diese fanden wir in erster Linie bei 
den ,großen Baugesellschaften und Genossenschaf
ten, weil dort auch die Frage der erststelligen Hypothe
ken auf Grund der Sonderbelastungen. die diese 
Genossenschaften übernehm~n, direkt gekliirt war. 
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Wir im Wiede1·aufbauministerium haben in keinem 
Falle se1bständig zugeteilt, auch nicht für die großen 
Bauträger, sondern wir haben uns in jedem Falle nur 
auf die Vorschläge der Regierungspräsidenten be~ 
schr-änkt. Die Bauträger mußten also bel den Regie
rungspräsidenten ihre Anträge stellen. Wir haben 
dort zugeteilt, wo entsprechende Empfehlungen der 
Regierungspräsidenten vorlagen. Daneben haben wir 
dann das allgemeine Antragsverfahren in Gang ge
bracht und daraus berücksichtigt. was berücksichtigt 
werden konnte. Ich darf aber sagen, daß im allge
meinen Antragsverfahren Anträge, die infolge Unge
klärtheit der Vorfinanzierung und der Mitfinanzierung 
außerordentlich hoch sind. hier und da abgelehnt wer
den mußten Aber. Herr Kollege Spjes, entscheidend ist 
doch bei der Beurteilung der Bauerfolg. Und hier darf 
ich mich auf eine Mitteilung des Verbandes der Bau
industrie berufen, die noch vor wenigen Tagen in 
e iner Kobhmzer Tagung öffentlich festgestellt hat; 
daß wir im Lande Rheinland-Pfalz in unserem Bau
geschehen um zwei bis drei Monate dem Baugeschehen 
in den übrigen Ländern voraus seien. Der Herr Bun
deswohnungsminister hat uns vorige Woche noch mit
geteilt, daß er uns anerkennen müsse, daß das Bauge
schehen im Lande Rheinland-Pfalz an der Spitze liege 
und außerordentlich gut durchdacht sei. Wenn wir 
d,iesen Bauerfolg zu verzeichnen haben, dann nur, weil 
wir bei der Piani.mg im März nicht ,hängenblieben. 
sondern sofort d ie Mittel anstrebten, die es uns ge
statteten, den Wohnungsbau gleich nach der Bereit
stellung der Bundesmittel auf breitei;ter Grundlage in 
Angriff zu nehmen. Das wäre bei anderem Vorgehen 
einfach nicht möglich gewesen. Dann hätten wir zwar 
Gel~er gehabt, aber wir hätten nicht gebaut. Und ich 
hätte dann einmal die Kritik stus diesem Hause hören 
mögen! 

Die andere Behauptung, daß die kkinsten Baumaß
nahmen nicht .gefördert worden seien. Herr Kollege 
Spies, muß ich auch berichtigen. Wir haben seinerzeit 
den Landr~ten bekanntgemacht, daß sie die Anträge 
für den Aufbau von Wohnungen zwecks Flüchtlings
unterbringung mit einem Kostenaufwand bis zu 
2000 DM bei uns nur listenweise vorzulegen hätten. 
Das hat bei einer Reihe von Landkreisen außerordent
Jich gut geklappt. Wir haben einen Landkreis, der in 
diesem Verfahren mehrere hundert Wohnungen ge
wonnen hat, und zwar deshalb. weil dieser Landkreis 
im Rahmen sein-es Kontingentes Vorsorge getroffen 
hat, daß er diese;; Verfahren wirksam anwenden 
konnte. Dort, wo -die Vorarbeiten nicht geleistet waren. 
kamen die Landräte hernach mit den Anträgen, zum 
Teil. nachdem ihr Gesamtkontingent auf Grund un
~el'e!' Aufochlü-sselung erschöpft war. Die Anträge 
konnten dann n icht mehr bcrüdcsicht.igt werden. weil 
sie vorher schon darüber verfügt hatten. Aber immer
hin $ind auch in diesem Verfahren 1400 Wohnuni;en 
mit einer Ge~amtaufwendung von 2,1 Millionen DM 
im Lande R:heinland-Pfalz gewonnen worden. 

Ich bitte Sie also, zu verstehen, daß ich außerordent
lich er!?taunt war über diese Bemerkung des Herrn 
Kollegen Spies (Abg, Spies: Reine Wahrheit!), wenn 
ich würdige, daß in der Dienstste!le des Wiederaufbau
ministeriums in deF Vorbereitung de.5 Bauprogramms 
1950 von allen Angestellten un·d Beamten wirklich nur 
mit dem besten Willen an die Dinge herangegangen 
wurde, und wir uns freuen, einen bauwirtschaftlichen 
Erfolg erreicht zu haben. 

Noch einige Bemerkungen über -den Hinweis der 
Abg-eordneten Herklotz, daß man den Wohnungsbau 
.a.uf den übrigen sozialen Gebieten nicht durch den 

Flüchtlingswohnungsbau vollkommen untergehen 
lassen dürfe. Dieser Hinweis hat uns ja vorgeschwebt, 
als wir vor Monaten beim Bundeswohnungsminister 
den Vermerk einbrachhm, daß das jetzi,ge stark zweck
gebunden~ Baugeschehen die Gefahr einer neuen 
Wohnungsklassifizierung in den einzelnen Ländern 
mit sich bringe und daß aus d ieser Klassifizierung ein 
Ausaeinanderfallen der Neubürger und der Altbürgei· 
geradezu erzwungen würde. Der Bundeswohnungs
minister hat im Einverständnis mit dem Flüchtlings
minister unserem Hinweis insofern Rechnung getra
gen, als er vor wenigen Tagen aus der Zweckgebun
denheit fünf Millionen DM freigegeben hat, die wir 
nunmehr in den übrigen sozia len Bausektor noch in 
diesem Bau.iaht' hineinsteuern werden. Wir haben 
aber jetzt schon bei der Aufstellung unseres Baupro
gramms für 1951 dem Bundeswohnungsminister mitge
teilt, daß na-ch unset'e1· Auff8.%uog cl'ie$e starke Zweck
bindung, wie sie im Jahre 1950 zugrunde gelegt ,,.rurde, 
im Jahre. 1951 nicht unter allen Umständen durchge
führt werden kann, sondern daß neben <ler Bereit
ste.l.lun•g VQn höheren Mitteln für den Flüchtlingswoh
nungsbau auch bestimmte Mitte! für den übri,gen 
sozialen Bausektor zur Verfügung gestellt werden 
müssen, um der Gefahr eines Auseinanderfallens der 
Neubürger und Altbürger zu begegnen. 

Ich hoffe, daß diese Bemühungen von Erfolg sind. 
Der Herr Bun<leswohnungsminister hat uns bekannt
gegeben, daß Anfang Oktober die ~rste Besprechung 
über das Bauprogramm 1951 und die Finanzierungs
maßn<1hmen, die dafür vorgesohen ;:;ind, statt.finden 
soll. Hoffentlich gelingt es un::: im Jahre 1951, auch 
auf dem Gebiet der Unterstützung durch den Bund 
weite!' vor wlirts zu kommen. 

Vizepräsident Ziegler: 

Meine Damen und Herren! Wortmeldungen liegen 
weiter nicht vor. Ich l~sse zunächst absti,manen üb.er 
deZJ. Antrag II/1555. Wer diesem Antrag zustimmen 
will, den bitte ich um Et•he,bung der rechten Hand. -
Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen. 

Wir kommen zur Absthnmung über den Antrag 
II/1556. Wer diesem Antrag zusürnmen wi.11, den bitte 
ich um Erheburcg der rechten Hand. - Das ist die Mehr
heit. Der Aritrag ist· angenommen . (Mehrere ZuT11fe: 
Ein$!immig!) 

Wir kommen wm Punkt 19 der Tagt>sordnung: Be
richterstattung des Haushalts- und Finanzausst'husses 
zur Drucksache Ili12H - Urantrag der KPD betr. 
Landesgesetz über Unterstützung der Gl'enza.rbeiter.. 
Drucksache II/1562. 

Das Wort zur Geschäftsordnurug ·hat der Abgeordnete 
Schwrer. 

Ab1f Scheerer : 

Bei der Besprechung dieser Vorlage der Fraktio:i der 
KPD sind gestern insbesondere von Abgeordneten a:us 
den Grenzkreisen Bedenken geltend gemacht worden, 
die Vor.Lage in. dieser Form zu verabschieden. Es wird 
deshalb beantragt, die Vorlage noch einmal an den 
Sozialpo1'itischen Ausschuß zurückzuverweisen. 

Vizepräsident Zie,g\le r: 

E'ine groß~ Fraktion läßt den Antrag stellen, die 
Vorlage !1.'1562 an den Sozialpolitischen Ausschuß zu 
überweise;n. Es erhebt sich kein Wide-spruch. Es ist so 
beschlossen . 



86. Sitzung, 13. September 1950 2489 

Wir kommen zum Punkt 20 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes über 
Brieftauben. Drucksache 11/1462. 

Berichterstattung: Haupt- und Rechtsausschuß, Be
richterstatter Abgeordneter Dr. Lichtenber,ger. Ich er
teile ihm das Wort. 

Ab g. Dr. Lichten b e 1· g er: 

Meine Damen w1d Herren! Der Haiuptaussch.uß hat 
sl<:h in seiner Sitzung vom 26. Juli 1950 mit der Vor
lage II 11462, de,m Entwurf eines Landesgesetzes über 
Briefta-uben, befaßt. Er ·hat dem Entwurf ohne Ab
änderungsvorschlag zugestimmt und auf die Ernen
nung eines besonderen Berichterstatters V('rzichtet. Ich 
selbst berichte Ihnen im Auftrag des Rechtsausschusses. 
Der Rechtsausschuß hat die Vorlage am 7. September 
1950 bC'han.delt. Seit Jahrzehnten werden Brieftauben 
besonders geschützt, und das Halten von Brieftauben 
wird überwacht. Ein Rei'Chsgesetz aus dem Jahre 1894 
wurde abge,löst durch ein Reichsgesetz vom J.ahre 1938. 
DLcscs Reichsgesetz von 1938 mit seinen vier Durch
.fi1hrun.gsverordnungen. gut heute noch. Es räumt der 
Wehrmacht, den Wehrmachtstellen, der NSDAP ,und 
ihren Gliederungen erhebliche Sonderrechte ein, so 
daß die Anwendung des jetzt durch die Ereignisse 
überholten Ges-etzes erschwert ist. 

Aus di.esem Grund hat sich die Regierung entschl~
scn, das Gesetz neu zu fassen. Der Rechtsausschuß 
stimmt der Vorlage ru. Er hat einige kleine Abände
rungen vorgeschlagen, die Sie in der Drucksache II/1573 
finden, ,und zwar soll in § 8 statt „Reisetauben" n·un
mc·hr „Brieftauben" geschrieben werden. In § 7 ist 
ein Komma zuviel. Sie sehen daraus, wie .genau der 
Rechtsaus.schuß arbeitet. (Heiterkeit.) 

In § 9 wird die Strafandrohung, die Geldstrafe au,f 
150 DM beg~n·zt. Das soll keine sachliche Änderung 
sein; denn aus der Begründung zu dem Gesetz, die 
Sie in der Drucksache IL'1542 finden, ist zu e-rsehen, 
daß die neue Strafandrohung entgegen der früheren 
Bestimmung nlcht mehr ein Vergehen sein soll, son
dern ein Verstoß, der lediglich als 'Obertretung ·bestraft 
wer;den soll. Übertret,u·ngen werden· aber nicht mit 
Gel<lstra!e ·in unbeschränkter Hone, sondern mit sol
cher bis 150 DM geahndet. Aus diesem Grund. hat der 
Rechtsausschuß voi.,ge9ChJ.a,g,en., die Geldstrafe auf 150 
D-Mark zu begrenzen. 

Im Auftrage des Rechtsausschusses bitte ich Sie, ,d'le 
Vorlage II.'1462 mit den vorgeschlagenen Ändenmgen 
einschli.eßlich des DruckfehJers, der sich aus II/1542 
ergibt, und die Vorlage II/1573 an.zunehmen. 

Vizepräsident Ziegler: 

Nach. der Berichterstattung kommen wir z.ur zv.,eiten 
Lesung des Gesetzes. Ich rufe .an.u die §§ 1, 2 bis 11. 
Wortmeld'l.l.ngen liegen nicht vor. Ich schließe die Aus
sprache. Wer dem Gesetz in zweiter -Le.su.n:g seine Zu
stlmmung geben will, den bitte ich um Erhebung der 
rechten Hand. - Das ist die Mehrhe-it. Das Gesetz 
wu:ride in zweiter Lesung angenommen. 

Wir kommen zur dritten Lesung des Gesetzes. Ich 
eröffne die Aussprache. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich schHeße d.ie Aussprache. Ich rufe auf die 
§§ 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10 und 11 des Gesetzes, E·iinlei
tung und übierschri!t. Wer dem Gesetz in dritter 
Lesung zustimmen will, <len bitte ich., sich vom Platz 
zu eriheben. ~ Die Gegenprobe. - Stimmenthaltung. -
Bei drei Stimmenthailtungen der Kommunistischen Par~ 
tei ist das Gesetz in dritter Lesung angenommen 
worden. 

Wir kommen zum Punkt 21 der Tagesordnung: 
Große Anfra.ge der Fraktion der SPD betr. Preissteige
rungen auf dem Gebiete der Lebensmittelversorgung. 
Drucksache 11/154'7. 

Das Wort hat der Abgeordnete Hertel von der SPD. 

A b g. He .r t e 1 : 

Wir bitten, diesen Punkt zurückzustellen, weil der 
von .uns vorgesehene Di:sku~ionsredner heute in 
Worms bei einer langen VerhandLung in Anspruch ge
nommen ist. 

Vizepräsident Ziegler: 

Der Antragsteller beantragt, diesen Punkt zurück
zustellen auf moz:,gen. Es erhebt sich kein Witderspruch . 
E~ ist oo beschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 22 der Tagesordnung: Er1;te 
Beratung eines L1mdesgesetzes zur Änderung des Ge
setzes über die Erhebung einer Schankverzebrsteuer 
vom 10. Ma.i 1950. Drucksache 11/1530. 

Es wird vom Ältestenrat vorgeschlag('n, diese Regie
ru111.gSVorla.ge dem Haushalts- und F.ina.nzausschuß zu 
überweieen. F.s erhebt .sich kein Widerspruch. Es ist so 
beschlossen. 

Wfr kornnwn zum Punkt 23 der Tagesordnung: Erste 
Beratung eines Urantrages der Fraktion der FDP betr. 
Landesgesetz zur Änderung des Landesgesetzes über 
Unterha.ltsbeiträge für die ehemaligen Berufssoldaten 
vom 12. November 1949. Drueksache II/1524. 

Hierzu schlägt Ihnen der Ältestenrat vor, den Uran
trag dem Haushalts- und Finanzausschuß zu überwei
sen. Es e:rihebt sich kein Widerspruch. Es ist so be
schlossen. 

Wir konunen zum Punkt 24 der Tagesordnung: Be
richterstattung des Haushalts- und Finanzausschusses 
zur Drucksache Il/963/1016 betr. Antrag der Fraktion 
der SPD betr. Renten der bei den privaten Pensions
kassen des Saargebletes versicherten Arbeitnehmer. 
Drucksache 11/1560. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Hartmann. Ich 
erteile ihm das Wort. 

A b g. H a r t m a n n : 

Meine Damen und Herren! Der Haushalts- und 
Finanzausschuß hat sich mit den Anträgen Drucksache 
II/693 und II/1016 in seiner Sit2:Ung vom l. September 
beschäftigt. Er schlägt Ihnen die in Drucksache II/1560 
vorgesehene Regelung wie folgt vor: 

,,Der Landtag wolle beschließen: 
Im Hinblick auf die inzwischen getroffene bundcs
rechtliche Regelung ist der Landtag der Auffassung, 
daß die Angelegenheit der Drucksache II/963 bzw. 
IL'1016 als erled1gt zu betrachten ist." 

Der Ausschuß bittet, diesem Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Ziegler: 

Sie haben die BerichterJStattung gehört. Wortmel
dungen liegen nicht vor. Die Aussprache ist geschloo
sen. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
II/ 1560 des Haushalts- und Finanzausschusses zur 
Drucksache II/963 und Il!1016 zustimmen will, den 
b.itte ich um Erheb.ung der rechten Han<.i. - Das ist 
die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen. 
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Wir kommen zum Punkt 25 der Tagesordnung: Be
richterstattung des Haushalts- wid Finanzausschusses 
zur Drucksache II/961/1028/1038 - Landesgesetz betr. 
Steuerfreiheit für das Gemeinschaftswerk „Wohnungs
bau Herdorf". 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Dr. Boden. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Boden; 

Meine Damen und Herren! Ich kann mich genau so 
kurz fassen, wie es meiin Herr Vorredner getan hat. 
Auch ruer handelt es sich um den, .gleichen Rechtsvor
gang. Infolge der längeren Dauer der Verabschiedung 
hat sich die Rechtsba.sis so verschoben, daß es heute 
aJUch eine Aufgabe des Bundes ist. In dem entsprechend 
ru fassenden Beschluß, den der Ha.ushaits- und Finaniz
a'Usschuß in der Drucksache II/1559 vorgelegt hat, 
können Sie aber feststellen, daß die materiellen Zicle, 
die der ursprüngliche Antrag verfolgt hat, auch In der 
Zwischenzeit schon teils d'Urch das. Entgegenkommen 
des Finanzministeriums, teils durch die Tätigke.it des 
Sozialm:inister;iums ihrer ,baldigen Vollendung ent
gegen,gehen dürften. Ich bitte daher, dem Antrag 
II/1559 i,u=s-timmen. 

Vizepräsident Ziegler: 

Die Berichter.stattung ist damit beendet. Wortmel
dungen liegen nicht vor. Wir 1kommen zur Abstimmung, 
und zwar über die Druck!siache II/1559. Wer diesem An
trag des Haushalts- · Ul1id Fi.nain=usschusses zustimmen 
will. den bitte ich um Et•hebung der rechten Hand. -
Ich stelle die einstimmige Annahme fe!:lt. 

Wir kommen zum Punkt 26 der Tagesordnung: Be
ridJ.terstattung des Haushalts- und Finanzausschusses 
zur Drucksache 11/885 betr. Landesgesetz über die Fest
stellung des Haushaltsplans fü,;- das Reehnungsjahr 
1949/50. Drucksache Il/1558. 

Berichterstatter ist wiederum der Herr Abgeordnete 
Dr. Boden. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Boden: 

Meine Damen und Herren! Die Verabschiedung des 
Haushaltsplans für 1949/5-0 stand unter einem sehr 
ungünstigen Suem. Obwohl sich der Haushalts- und 
Finanzausschuß über drei Wochen lang eingehend mit 
der Beratung der Regierungsvorlage beschäftigt hatte, 
ist es zu einer endgültigen Verabschiedung weder 1m 
Haushalts- und Finanzausschuß noch infolge der Ver
weigerung der Zustimmung der Militärregierung im 
p;enum gekommen. Um eine endgültige Erledigung 
der Angelegenheit herbeizuführen, hat der Senat des 
Rechnungshofes sich mit der Angelegenheit befaßt und 
die von ihm vorgeschlagene Regelung, daß nach Prü
fung der RechnungsergiebniSlle der Landtag der Landes
regierung die Entlastung erteilen ·sollte, ist in dem Be
schlusse des Haushalts- und Finanzausschusses, Druck
sache II/15513, niedergelegt. Wir bitten, auch dieser 
Vorlage Ihre Zustimmung zu erteilen. 

Vizepräsident Z<iegler: 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Au9sproache 
ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung über 
den Antrag II/1558. Wer diesem Antrag des Haushalts
und Finanzausschusses seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich die Hand zu erheben. Das ist die Mehr
heit, der Ant:riag ist ,angenommen. 

Wir kommen dann zt1m Punkt 27 der Tagesordnung: 
Vorlagen des Ministers fiil" Finanzen und Wiederauf
bau: a) Wahl von Mitgliedern der Organe des Haupt
amtes für Soforthilfe der englisch-amerikanischen 
Zone nach dem Soforthilfegesetz. Drucksache 11/1568; 
b) Wahl der Beisitzer für den Beschwerdeausschuß 
beim Landesamt für Soforthilfe nach dem Sofort
hilfegesetz. Drucksa<:he Il/1567. 

Das Wort hat der Abgeordnete Hermanns von 
der CDU. 

Abg. Hermans; 

Ich schlage vor, hinsichtlich der Drucksache II/1568 
die bereits im vorigen J'ahr :gewählten Persönlichkeiten 
für das neue Geschäftsjahr wiederzuwählen. 

Vizepräsident Ziegler: 

Es ist der Vorschlag gemacht worden, hinsichtlich 
der Wahl zur Drucksache IL'1568 dieselben Bewerber 
zu wählen, die im vorigen Jahr gewählt worden sind. 
Erhebt sich Widerspruch? 

Herr Abgeoronetet· Fell er. 

A b g. F e l I e r : 
Wk sind im vergangenen Jahre ausgeschaltet wor

den bei der Wahl der Vertreter und ich möchte biU.en, 
daß wir berück.9i.cht.igt werden bei del' Neuwahl, da 
wir sonst Veranla,ssung hätten, •gegen die Wahl der 
Bieisitzer Einspruch zu evheben. 

Vizepräsident Ziegler: 

Der Abgeordnete Feiler stellt fest, daß er nur 
berücksichtigt werden wollte. Einen Vorschlag hat er 
nicht gemacht. 

Ab g. Stege r (FDP): 
Ich möchte fragen, wer das war. Die Namen sind 

nicht bekannt. 

A b g. H e r m a n s : 
Hinsichtlich des Kontrollausschusses beim Haupt

amt für Soforthilfe ist >der Abgeordnete Dr. Bieroth 
MitgHed. Mitglied des Beirates beim Hauptamt für 
Soforthilfe der Abgeordnete Bögler und Beisitzer beim 
Spruchsenat ·be-im Hauptamt fül' Soforthilfe der 
Abgeordnete Dr. Ritter:sp.acher. 

Vizepräsident Z:iegler: 

Sie haben die Namen gehört. Andere Vorschläge ,sind 
nicht eingereicht worden. Wir kommen zur Abstim
mung, wer diesem Vorschlag der Wahl der genannten 
Personen seine Zustimmung geben will, bitte ich die 
Hand zu erheben. Das ist die Mehrheit. Der Vorschlag 
ist angenommen. 

Wir kommen dann zur DTucksache II/1567. Liegen 
Vorschläge vor? H-err Abgeordneter Scheerer (SPD)! 

Ab g. S c h e er e r : 
Wir schlagen die alten Mitglieder mit kleinen Abän

deru):)lgen wieder vor, und zwar für den Beschweroe
ausschi1ß Koblenz als Mitglied Frau Dr. Gries, Koblenz. 
Als Stellvertreter Herrn Otto Kentsch, Neuwi-E<l. 

Für den Beschwerdeausschuß, Außenstelle Neustadt 
a. d. Haardt, für Regle1'Ungsbezirk Pfalz und Rhein
hessen werden vor.geschlagen: a 1 s M i t g 1 i e d : Herr 
Paul Wolf, Neustadt a. d. Haardt, Frau Dr. El:se Kura
ner, Neustadt a. d. Haardt; a 1 s S t e 11 vertrete r: 
Herr Abgeordneter Herbert Müll€'!', Ludwigshafen, 
Herr Oberinspektor Hauenstein, Alzey. 
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Für den Beschwerdeausschuß Trier werden vorge
schlagen: a 1 s M i t g 1 i e d : Herr Alfred Jung, Trier; 
als Stellvertreter: Herr Josef Tilgen, Trier. 

Vizepräsident Zi,egler: 

Werden noch andere Vorschläge gemacht? Herr 
Abgeordneter Hennans. 

A b g. H e r m a n s : 
Ich schlai;,e namens der CDU vor, unsere bisherigen 

Mitglieder in den Beschwerdeausschüssen zu wählen 
m:!t einzig.er Ausnahme der Ersetzung des Mitgliedes 
des Beschwerdeausschusses Koblenz und Montabaur: 
Fräulein Ilse Lamprecht, O~rlahnstein, durch Herrn 
Ernst Wenzel, Selters. 

Vizepräsident Ziegler: 

Frau Abgeordnete Halein. 

A b g. H a 1 e i n : 

Wir schlagen vor für den Beschwel'deausschuß beim 
Landesamt für Soforth'ilfe für die Regierungsbezirke 
Koblenz und Monta<baur als Mitglied Herrn Alfred 
Kini<.'<per, Koblenz, und Herrn Alfon5 Cahn, Koble=. 

Für die Außenstelle Trier als Mitglied Herrn Hans 
Griesbedt, Hof Hammerkaul, und Herrn Willi Torgau, 
Trier. Für die Arußenstelle Ne,u.stadt a. d. Haardt als 
Mitglied: Fr.au Josefine Halei.n und Herrn Wolfgang 
Greisinger. 

A b g, W o h 11 e b e n : 
seitens der Fraktion der FDP. wird vorgeschlagen, 

die bereits im Vorjahre Gewählten wiederzuwählen. 

Abg. Dr. Ziimmer (CDU): 
Darf ich mir eine kleine technfache Bemerkung 

erlau~n? Die Zahl der Mitglieder der einzelnen Aus
schlüsse wird an sich nicht verm.ehrt. Es ist beantragt, 
grundsätzlich Wiederwahl. Wenn neue Vorschläge ge
macht werden, dann ist Vorau9Setzung, daß andere 
dafür ausscheiden. Ich bitte nunmehr, festzustellen. 
a) welche wiedergewählt werden soUen; b) welche 
neu gewählt werden sollen bzw. diejenigen zu benen
nen, die ausscheiden sollen. 

Bezüglich der CDU ha:ben wir beantragt, gn.mdsätz
lich Wiederwahl mit einer Ausnahme. 

A b g. B ö g 1 e r (SPD): 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, wir können 
das Verfahren vereinfachen. CEs lag im vergangenen 
J'ahr ein gemeinsamer Wahlvorschlag von der (.::DU, 
SPD und FDP vor. Ich bitte die h'ier gemachten Vor
schläge auch wieder zu verbinden zu eiinem Wahlvor
schlag. Es sind unsererseits zwei Personen ausge
wechselt worden, das ergibt aber keine Koinp1ik •tionen. 
Ein neuer Vor"Sch1ag ist der der KPD. Es stehen sich 
dann also zwei Wahlvorschläge gegenüber. (Zuruf: 
einverstanden t) 

Vizepräsident Zieg1er: 

Wir werden nach diesem Verfahren dann vorgehen. 
(Zuruf Abg. Hermans, CDU: Ich bitte um Zurückstel
lung d~ Ab.stianmun.g bis morgerL) Es ist der Antrag 
gestellt worden, die Abstimmung zu vertagen bis mor
gen. Es erhebt sich kein Widerspruch, es ist dann so 
beschlossen. 

Zur Geschäftsordnung hat das Wort der Abgeord
nete Dr. Zimmer (CDU): 

Ich beantrage nunmehr ,die Sitzung zu unterbrechen, 
möchte aber bitten, vorher bekanntzugeben oder gleich
zeitig Beschlüsse zu fassen, daß das Plenum für mor
gen au! 11 Uhr einberufen wird, damit dem Haupt
ausschuß, den ich bitte für 9 Uhr einzuberufen, Gele
genheit gegeben wird, das Wahlgesetz, cas leider bisher 
noch nicht auf der Tagesordnung steht, wenigsten~ für 
die zweite Lesung vorzuberaten. 

Vizepräsident Ziegler: 

Das Worl hat der Abgeordnete Hertel (SPD) zur 
Geschäftsordnung: 

Abg. Hertel: 

Es ging eine ganze Reihe von Abgeordneten zu 
dieser Tagung in der Erwartung, daß infolge der 
Harmlosig~eit zahlreicher Tagesordnungspunkte wir 
morgen vorrnittag schon fertig würoen. Sie haben in 
ihrer Heimat bereits über ihre Zeit disponiert. Ich 
bitte die Mitglieder des Hauptausschusses, sirh einen 
beachtlichen Ruck zu geben und morgen vormittag 
um 8 Uhr berici ts zusammenzutreten, so daß das Ple
n um um 10 Uhr, aber wirklich um 10 Uhr, seine 
Tätigkeit aufnehmen kann. 

Vizepräsident Ziegler: 

Herr Abgeordneter Dr. Boden hat das Wort. 

Ab g. Dr. Boden : 

Ich bitte die Mitglieder des Haushalts- und 'finanz
ausschus.ses um 9 Uhr zusammenzutreten, um die vor
hin beschlossene Neuordnung der Drucksache .r ich 
glaube es war IV1478 - vorzunehmen. Das Finanz
ministerium hat mir zugesagt, die Untedagen bi.s 
morgen früh zu übersenden: 

Vizepräsident Ziegler: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr, Zimmer. 

Abg. Dr. Zimmer: 

Ich sti-nune der Anregung un.d dem Wunsche des 
Kollegen Hertel zu. 

A b g. W o 1 t er s : 

Ich bitte die Herren des Altestenrates im Anschluß 
zu ein,er kurzen Besprechung im Regierungszimmer 
zusarrunenzutreten. 

A b g. W o h 11 e b e n : 
Ich bitte auch den .Rechtsausschuß um 9.30 Uhr 

zusammenzutreten zwecks Beratung des Landesge
setzes über gerichtliche Strafverfügungen. 

Vizepräsident Ziegler: 

Es ist vorgeschlagen worden: Unterbrechung der 
Sitzung. Es ist fest.ges.etzt worden für morgen früh: 

Hauptausschuß 8 Uhr, Finanzausschuß 9 Uhr, Rechl.i
ausschuß 9.30 Uhr. Beginn der Sitzung 10 Uhr. Die 
Sitzung des Ältestenrates findet jm Anschluß an diese 
Sitzung sbatt. Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluß der Sitzung: 18.50 Uhr. 


